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Vorwort. 


Die Anregung zu der vorliegenden Arbeit, die als Diſſertation der 
philoſophiſchen Fakultät der Univerfität Berlin vorgelegen hat, ver; 
danke ich meinem verſtorbenen Lehrer, Herrn Prof. Dr. M. Tangl; es 
war die letzte Diſſertation, die bei ihm zum Abſchluß kam. 

Sie will den Nachweis erbringen, daß das verfaſſungsrechtliche 
Inſtitut der Miniſterialität auf brandenburgiſchem Boden, wie über⸗ 
haupt im Koloniſationsland, nicht beſtanden hat. Seit dem Ausgang 
des 12. Jahrhunderts hat hier eine unmittelbare Verſchmelzung von 
Miniſterialen und ritterlichen Freien (ſchöffenbarfreien Rittern) ſtatt⸗ 
gefunden, und zwar auf der Grundlage gleichen Beſitzrechtes, gleichen 
Gerichtsſtandes und gleicher politiſcher Stellung gegenüber den Mark⸗ 
grafen. | 

Wahrend in den entſtehenden Territorien die Miniſterialitaͤt mit 
oͤffentlich⸗ rechtlichem Charakter ſich erfüllte, wandelten jene „inter mediaren 
Gewalten“ die Stellung der vordem vollfreien Schöffenbaren in eine 
ſtaatsrechtliche Abhängigkeit. Die gleiche politiſche Stellung beider 
vordem fo ſtreng geſchiedenen Nechtsftände gegenüber dem neuen Ter⸗ 
ritorialherrn bewirkte ihre Syntheſe zu einem neuen einheitlichen ter⸗ 
ritorialen Geburtsſtand. Abzulehnen iſt die unbeweisbare Hypotheſe 
von dem Übertritt der freien Ritter in das unfreie Miniſterialitäts⸗ 
verhaͤltnis. 

Jener Verſchmelzungsprozeß ſetzt eine ſchon vorher erfolgte ſoziale 
und rechtliche Annäherung der beiden ritterlichen Volksklaſſen voraus. 
So kann die Darſtellung der ſtandesrechtlichen Verhältniſſe im Sachſen⸗ 
ſpiegel für das 13. Jahrhundert nicht mehr als maßgebend angeſehen 
werden. Aus der Betrachtung ſeiner geſamten Ständegliederung, aus 
der Interpretation der Nachrichten des Rechtsbuches über die Gerichts⸗ 
verfaſſung der Mark, insbeſondere des Satzes: Der Markgraf dingt 
bei ſeines ſelben Hulden — und aus den parallelen Ergebniſſen der 
neueren Forſchung über die ſächſiſche Gerichtsverfaſſung gewinnen wir 
die Überzeugung, daß das Rechtsgut des Sachſenſpiegels im allgemeinen 


VI 


einer Epoche angehört, die um die Wende des 12. und 13. Jahrhunderts 
im Abſterben begriffen oder ſchon lange untergegangen war. Die Rechts⸗ 
geſchichte und ſpeziell die Forſchung über die Minifterialität muß einer 
ſolchen Bewertung des Sachſenſpiegels nun Rechnung tragen. Die 
Mintfterialität des 13. Jahrhunderts darf nicht als der unfreie Stand 
im alten landrechtlichen Sinne zufolge des Rechtsbuches aufgefaßt 
werden. Im Territorium haben die Grundlagen des alten Landrechts 
bedeutſamſte Umwandlungen erfahren. 

Wir verfolgen die Entwicklung des neuen ritterlichen Geburtsſtandes 
in Brandenburg bis ins 14. Jahrhundert hinein; wenn ſich auch Nach⸗ 
Hänge alter miniſterialiſcher Rechtsverhältniſſe in vereinzelten Zeugs 
niſſen noch im 15. Jahrhundert andeuten, ſo iſt doch nirgends ein Anhalt 
dafür, daß jene Fortentwicklung auf der Baſis des verfaſſungsrechtlichen 
Inſtituts der Miniſterialität erfolgt iſt. 

Zwei Abſichten laufen in unſerer Arbeit nebeneinander her; einmal 
die Darſtellung der ſpeziellen Verhältniſſe in Brandenburg und dann 
die Fruchtbarmachung der hier gewonnenen Reſultate für die Geſchichte 
der Miniſterialität überhaupt; der Angelpunkt iſt dabei gegeben in der 
konſequenten Durchführung der Folgerungen, die aus der neueren 
Bewertung des Sachſenſpiegels mit Bezug auf ſeine zeitliche Einſtellung 
und auf fein Verhältnis zu den Rechts verhaͤltniſſen des 13. Jahrhunderts 
hervorgehen. | 


Georg Winter. 
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So verſchieden auch noch die Anſchauungen über Fortbildung und 
Umbildung der ſpäteren Minifterialität fein mögen, die Mehrzahl der 
Forſcher iſt heute einig in der Anſicht, daß die Miniſterialität ihrem 
Urſprung und Weſen nach als ein unfreier Rechtsſtand zu gelten habe. 
Für Abſtammung der Dienſtmannen von ehemals Freien hat ſich in 
neuerer Zeit vor allem Caro eingefest!). Er hält die Miniſterialen für 
Nachkommen der bemittelteren freien Tradenten von Gütern und glaubt, 
daß die perſönliche Gebundenheit, die der Dienſt mit ſich brachte, erſt in 
fpäterer Zeit als Zeichen der Unfreiheit angeſehen worden ſei. Während 
man alſo im allgemeinen einen ſozialen und rechtlichen Aufſchwung der 
Dienſtmannen im Laufe der Jahrhunderte annimmt, muß Caro im 
Gegenteil eine Verſchlechterung vorausſetzen. Er hat mit ſeiner An⸗ 
ſchauung wenig Nachfolge gefunden; die Dienſtmannſchaft der Laien⸗ 
fürſten wird ja auch keineswegs dadurch erklart. Und doch iſt wohl 
in der Theorie Caros ein richtiger Kern enthalten. Ergebungen Freier 
in die Miniſterialität ſind bis ins 12. Jahrhundert dauernd bezeugt; 
dem Einſchlag des freien Elements in der Minifterialität muß ein nicht 
unbedeutender Einfluß auf ihre Rechtsſtellung zugeſchrieben werden. 
Fafkmajer iſt in feiner Unterſuchung über die Miniſterialen des Hochs 
ſtifts Brixen Caros Anſchauung nahegekommen?); er hat ſich aber vor 
einer Verallgemeinerung ſolcher Reſultate gehäter?). 

Hecks Arbeit über den Sachſenſpiegel ſtellte — ſo angreifbar ſie 
auch fein mochte und fo wenige ihrer Ergebniffe ſich werden halten laſſen 
— manche fruchtbaren Geſichtspunkte zur Diskuſſion. Er hat vor allem 


1) G. Caro: Beiträge zur älteren deutſchen Wirtſchafts⸗ und Verfaſſungs⸗ 
geſchichte. 1905. — In dem Aufſatze „Zur Miniſterialenfrage“ (Nova Turicensia 
1911) äußert er S. 93: „Die Minifterialität muß eben als ein unfreies Standes; 
verhältnis gelten, aber nicht als Unfreiheit ſchlechthin.“ 

2) K. Fajkmajer: Die Minifterialen des Hochſtifts Brixen. Zeitſchr. des 
Ferdinandeums, 3. Folge, Heft 52, 1908. 

2) V. Ernſt: Die Entſtehung des niederen Adels, 1916, erörtert die Her⸗ 
kunft des fpäteren niederen Adels ganz von beſitzrechtlichen Geſichtspunkten aus. 
Zwing und Bann, urſprünglich ein markgenoſſenſchaftliches Recht, ſei ng 
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der Betrachtung der mittelalterlihen Staͤndegliederung überhaupt 
neuen Antrieb gegeben. In den Miniſterialen ſieht er!) von Anfang an 
einen beſonderen Rechts⸗ und Geburtsſtand, der zwiſchen Freien und 
Unfreien ſich hält und etwa dem Stand der Cerozenſualen parallel 
geſetzt werden müßte. Die Dienſtmannen ſeien Nachkommen von Li⸗ 
bertinen und Mundlingen (die er mit den altſächſiſchen frilingen iden⸗ 
tifiziert). Auch Heck hat für feine Anſicht kaum Anhänger gefunden?). 

Wittich erklaͤrt den Urſprung der Miniſterialen wie einſt v. Fürth 
allein aus den vier oder fünf Hofämtern; ihre Zahl könne bis zum 
Ausgang des 11. Jahrhunderts nicht groß geweſen fein. Aber in Menge 
ſeien dann ſeit dem Beginn des 12. Jahrhunderts Freie in die Dienſt⸗ 
mannſchaft übergetreten und hätten dadurch zur ſozialen und rechtlichen 
Hebung des Standes ganz bedeutend beigetragen. Dieſe Anſicht iſt 
ſcharfen Angriffen ausgeſetzt worden“); die Quellen können die Rich⸗ 
tigkeit dieſer Annahme nicht erweiſen. 

In knapper zuſammenraffender Form gelang es Keutgen unter 
gleichzeitiger Kritik der hauptſächlichſten Theorien entwicklungsgemaͤß 
einen Grundriß zu geben, der im allgemeinen wohl für fpätere Arbeiten 
als richtunggebend angeſehen werden muß!). 

Der Grundſatz, die Unterſuchungen über Miniſterialitäͤt vorerſt 
nur für kleinere abgeſchloſſene Bezirke zu führen, hat in den letzten 
Jahrzehnten zu einer ganzen Reihe von Diſſertationen zu dieſem Thema 
geführt). In der Hauptſache iſt es dabei mehr zu einer Sichtung des 
Materials, als zu fruchtbarer Erörterung der eigentlichen Probleme 


zum herrſchaftlichen Recht in der Hand Einzelner geworden; Minifterialen ſeien 
als ſolche Zwing⸗ und Bannherren anzuſehen, die in die Gewalt großer Grund⸗ 
herren gekommen ſeien. Dieſe wie eine weitere Arbeit Ernſts: Mittelfreie, 1920, 
die einmal das Problem der ſüddeutſchen Ständegliederung anpackt, kommen 
für unſere ſpezielle Aufgabe nicht in Betracht. 

1) Ph. Heck: Der Sachſenſpiegel und die Stände der Freien. Beiträge z. 
Geſch. d. Stände im Mittelalter. II, 1905, und: Der Urſprung der ſaͤchſiſchen 
Dienſtmannſchaft. Vierteljahrſchr. f. Sozial⸗ u. Wirtſch.⸗Geſch., V, 1907. 

2) Doch vgl. W. Ganzenmüller: Die flandriſche Miniſterialitͤͤt. Weſt⸗ 
deutſche Zeitſchr. f. Geſch. u. Kunſt, Bd. 25, 1907. 

3) W. Wittich: Altfreiheit und Dienſtbarkeit des Uradels in Sachſen. 
Vierteljahrſchr. f. Sozial⸗ u. Wirtſch.⸗Geſch., IV, 1906. Dagegen beſonders: 
G. Bode: Der Uradel in Oſtfalen. Forſch. z. Geſch. Niederſachſens, Bd. III, 
Heft 2 und 3, 1911. | 

4) F. Keutgen: Die Entſtehung der deutſchen Minifterialität. Vierteljahrſchr. 
f. Sozial⸗ u. Wirtſch.⸗Geſch., VIII, 1910. 

8) Z. B. J. Baſt: Die Miniſterialität des Erzſtifts Trier. Diff, Bonn 1918. 
— O. Imhof: Die Miniſterialität in den Stiftern Straßburg, Speyer und 
Worms. Diſſ. Freiburg i. Br. 1912. K. Poth: Die ee der Biſchoͤfe 
von Münſter. Diſſ. Bonn 1912. 
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gekommen. Gerade die Entwicklung der Minifterialität ſeit der Mitte 
des 12. Jahrhunderts iſt zumeiſt unzulänglich dargeſtellt!); in anderen 
Fällen gelang es den Unterſuchungen doch nicht, durch die Fülle der 
äußeren Tatſachen zu dem eigentlichen verfaſſungsrechtlichen Problem 
hindurchzudringen?). 

Eine Arbeit, die die VBerhältniffe eines größeren Gebietes unterſucht 
und durch die Berückſichtigung ſächſiſcher Quellen auch bei der Löſung 
unſerer Aufgabe beſonders zu beachten iſt, lieferte Molitor?), Sie iſt 
in ihren Ergebniſſen beeinträchtigt durch eine Arbeitsmethode, die zur 
Vernachlaͤſſigung des Entwicklungsmomentes verführt; aber ſchon 
durch die reiche Materials und Literaturverwertung liefert fie brauchbare 
Beiträge; auch für die Betrachtung des 13. Jahrhunderts gab ſie einige 
Anregung. 

Wir haben hier nur einige Hauptpunkte aus der Entwicklung der 
Minifterialität bis ins 12. Jahrhundert hervorzuheben, um eine Grund⸗ 
lage für die Beurteilung der fpäteren Verhältniffe zu gewinnen. 

„Der Dienſt allgemein iſt der Ausgangspunkt der Miniſterialität““); 
aber nur Dienſte einer höheren Ordnung kamen von Anfang an für die 
Dienſtmannen in Betracht. Der Begriff „Miniſteriale“, der noch in 
Karolingerzeit ſich nicht auf einen Geburtsſtand nach dem Maße von 
Freiheit oder Unfreiheit beſchränkt hatte, erfuhr ſeit dem 10. Jahr⸗ 
hundert die entſcheidende Einengung infolge der Emanzipation des 
Beamtenadels, der im Lehnsweſen die ſtrengeren Anſchauungen von 
Amt und Dienſt von ſich ſtreifte. Aber auch jene Gruppe grundherr⸗ 
licher unfreier Beamteter, an der jene Bezeichnung haften geblieben war, 
erlangte — als Folgeerſcheinung oder in urſächlichem Zuſammenhange 
mit der Leiſtung von Kriegsdienſten — die Fähigkeit, Lehen zu befigen®). 
Der lehnrechtliche Geſichtspunkt im Verhältnis zum Herren fonderte 
die Miniſterialen fortan ſcharf von der übrigen familia und machte ſie 


1) Auch J. Ahrens: Die Miniſterialitͤt in Köln und am Niederrhein. Diff. 
Leipzig 1908 (auch Leipziger hiſtoriſche Abhandlungen, Heft 9) beſchraͤnkt leider 
ſeine Unterſuchung für dieſe Zeit auf wenige Seiten. 

2) Das gilt ſogar für fo gute Arbeiten wie die Fajkmajers (ſ. S. 1, Anm. 2), 
F. Joetzes: Die Minifterialität im Hochſtifte Bamberg, Hiſtoriſches Jahrbuch 36, 
1915, und P. Kluckhohns: Die Miniſterialität in Südoſtdeutſchland vom zehnten 
bis zum Ende des dreizehnten Jahrhunderts, in: Quellen und Studien zur 
Verfaſſungsgeſch. d. Reichs in Mittelalter und Neuzeit, Bd. IV, Heft 1 u. 2, 
1909. 

2) E. Molitor: Der Stand der Minifterialen vornehmlich auf Grund ſäch⸗ 
ſiſcher, thüringiſcher und niederrheiniſcher Quellen. Gierkes Unterſuchungen z. 
deutſchen Staats⸗ und Rechtsgeſch., Heft ıı2, 1912. | 

) Waitz⸗Zeumer: Deutſche Verfaſſungsgeſchichte.“ V. 1893, ©. 332. 

5) Bol. Keutgen a. a. O. 489 ff. 
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eines der wichtigſten Kennzeichen aus den wirtſchaftlichen und perſon⸗ 
lichen Beziehungen zwiſchen Freien teilhaftig. Eine neue Auffaſſung 
drang jetzt in das Dienſtmannenverhältnis ein; nicht mehr war der 
Dienſt das Primäre; das Lehen erſt veranlaßte die Verwirklichung des 


Dienſtverhältniſſes; die ſchließliche Folge mußte davon fein, daß der 


nachgeborene Sohn, der vom Herren kein Lehngut erlangte, frei von 
der angeborenen Verpflichtung wurde. 

Der eigentliche Beginn der Entwicklung der Minifterlalität zu einem 
Geburtsſtand hin fällt in den Augenblick, wo das Dienſtmannslehen 
allgemeinen lehnsrechtlichen Grundſätzen zufolge erblich gemacht wurde. 
Keutgen trifft m. E. das Richtige, wenn er von dem Vorgang der Kri⸗ 
ſtalliſation des Reichslehnrechtes, wie er ſeit Konrad II. ſtattfand, 
auch ſtarke Wirkungen auf das Lehens verhältnis zwiſchen Herren und 
Dienſtmannen ausſtrahlen läßt. Der Waffendienſt trug in ſich eines 
der ſtaͤrkſten Elemente ſozialer Erhöhung. Der ritterliche Unfreie lief 
dem bäuerlich lebenden Freien den Rang ab. Je mehr das Schwer⸗ 
gewicht des öffentlichen Lebens ſich an den Höfen konzentrierte, je mehr 
das militaͤriſche Weſen an Bedeutung gewann, deſto leichter wurde es 
den Miniſterialen, in ſozialer Hinſicht wettzumachen, was ihnen die 
ſtarre Rechtsnorm noch nahm. 

So bildete ſich in der Minifterialität etwas, das in die Begriffswelt 
der früheren Rechtsepoche nicht mehr hineinpaßte. Die alte landrecht⸗ 
liche Gliederung in Frei und Unfrei war hier faktiſch ſchon durchbrochen, 
ehe das alte Recht ſelber davongeſchwemmt wurde; die mannigfache 
Berufsſonderung einer moderneren Epoche trat an die Stelle der alten 
Geburtsſtände. Die verſchiedenen Dienſtmannenrechte find zum Teil 
Verſuche, das werdende Neue auf ſeinen einzelnen Etappen in gewiſſen 
Rechtsformen zu fixieren. 

Die vorliegende Arbeit, deren allgemeine Reſultate gerade erſt durch 
Betrachtung eines ſich von der allgemeinen Reichs verfaſſung aus⸗ 
nehmenden Markgebietes und ſeiner verfaſſungsrechtlichen Beſonder⸗ 
heiten gewonnen wurden, war erſchwert durch die bekannte Dürftigkeit 
des brandenburgiſchen Materials. Die Arbeiten v. Sommerfelds und 
Spangenbergs!) haben die urkundlichen Zeugniſſe der für uns in Bes 
tracht kommenden Zeit faſt erſchöpfend herangezogen; das Problem, 
dem wir uns zuwenden, iſt von v. Sommerfeld?) und unter denſelben 

1) W. v. Sommerfeld: Beiträge zur Verfaſſungs⸗ und Ständegeſchichte 
der Mark Brandenburg im Mittelalter, 1904. — H. Spangenberg: Hof⸗ und 
Sentralverwaltung der Mark Brandenburg im Mittelalter, 1908. Beide in den 
Veröffentl. d. Vereins f. Geſch. d. Mark Brandenburg. 

2) 9, Sommerfeld a. a. O. Buch II, Kapitel 4: „Minifterialität und Ritter⸗ 
ſtand“, S. 140 ff. 
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Geſichtspunkten etwa von Spangenberg vor mir erörtert worden; ich 
hoffe, ihre Anſichten in einiger Weiſe modifizieren und dadurch auch 
für die Betrachtung des Miniſterialenweſens im 13. Jahrhundert Aber; 
haupt einen gewiſſen Beitrag geben zu können. 

Zur Methode der Unterſuchung bemerke ich, daß ich es nicht für an⸗ 
gaͤngig halte, verfaſſungsgeſchichtliches Material etwa aus dem 12. Jahr⸗ 
hundert unter den gleichen Geſichtspunkten wie ſolches aus der Mitte 
des 13. oder gar aus dem Anfang des 14. Jahrhunderts zu verwerten 
oder eines zur Erhellung des andern zu benutzen. Ich habe geſehen, 
daß ein ſolches Vorgehen vielfach die Erkenntnis getrübt hat. Das 
13. Jahrhundert war eines der raſchlebigſten. Es iſt notwendig, das 
Material aus gewiſſen Zeitkreiſen (etwa 50—70 Jahre) zuſammen⸗ 
zufaſſen und aus ihm ein Bild der Suftände innerhalb eines Zirkels zu 
entwickeln; die einzelnen Kreiſe ſollen ſich dann allerdings ſchneiden, 
aber falſch wäre es, fie zu einer Geſamtanſicht zuſammenfließen zu laſſen, 
die nur die Geneſis aller geſchichtlichen Erſcheinungen verdüſtern oder 
auslöſchen müßte. 


I. 


Das gefunde Ausdehnungsbeſtreben einer herangereiften und nun 
ſich kräftig entfaltenden Raſſe und Kultur offenbart ſich in der deutſchen 
Koloniſation des 12. und 13. Jahrhunderts. Eine mächtige innere 
Spannung und eine in jahrhundertelanger intenſiver Arbeit geſpeicherte 
Energie entlud ſich hier — in der Richtung des geringſten Widerſtandes. 
Das Ausfallstor für die erſten Unternehmungen militäriſcher Art 
war die ſächſiſche Nordmark, etwa die heutige Altmark. Ihre allgemeinen 
Verhältniſſe waren zu der Zeit, da der Angriff aus ihren Grenzen 
hinausgetragen wurde, den Zuftänden auf altem Reichsboden in mancher 
Hinſicht ſchon angeglichen; aber wir erfahren doch noch einiges von der 
ehemaligen militaͤriſchen Verfaſſung des Markgebietes, für die die 
Einteilung in Burgwardeibezirke als charakteriſtiſch angeſehen werden 
muß!). Eine größere, feſt organifierfe Kriegsmannſchaft wird hier den 
Grenzſchutz verſehen haben, und ein Teil der Truppen, die die Askanier 
fpäter jenſeits Elbe und Havel unterhielten, wird aus dieſen Burgmannen 
ſich rekrutiert haben. 

Die Burgmannen haben zum großen Teil wohl nicht den Freien 
zugehört?). Das dauernde militaͤriſche Verhältnis, das an der Grenze 
für die Burgbeſetzungen gelten mußte, zwang zu ſtändiger perſönlicher 
| Abhängigkeit, bie dem Freien freiheitsmindernd erſchien. Er leiſtete 


1) S. Sommerfeld a. a. O. S. 60 f. 
2) Pgl. J. G. Droyſen: Geſchichte der preußiſchen Politik I, 21868, S. 29. 
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ungern fländige Burghut!). Der Markgraf wird alſo vielfach Burg⸗ 
mannen aus ſeinen eigenen Miniſterialen beſtellt haben?). Als ſolche 
waren fie zu ſozialem Aufſchwung nicht ſo leicht fähig, wie Dienſtleute 
auf altem Reichsboden; hier an der Grenze waren ſie in ein enges 
militaͤriſches Verhältnis gepreßt; dort erfreuten fie ſich, dem einengenden 
Hofverhaͤltnis ja laͤngſt entwachſen, als Beſitzer auf ihren Lehen größerer 
Selbſtaͤndigkeit und Bewegungsfreiheit. Erſt die Jahrzehnte des Vor⸗ 
dringens in das feindliche Gebiet werden den Burgmannen dieſe Be⸗ 
wegungsfreiheit und die ſoziale Erſtarkung gebracht haben. 

Bei dem Fehlen chronikaliſcher oder annaliſtiſcher Überlieferung für 
die Entwicklung der verfaſſungsrechtlichen Verhältniſſe in der Mark 
im 12. und 13. Jahrhundert müſſen wir unſere Erkenntnis hinſichtlich 
der Miniſterialen faſt allein aus den urkundlichen Zeugenreihen ſchöpfen 
und alſo jener Methode folgen, der v. Zallinger ſeine Ergebniſſe bei der 
Unterſuchung der ſächſiſchen Zuſtände verdankte“). Auf dieſem Wege 
war auch v. Sommerfeld zu dem Reſultate gelangt, daß die Bewegung 
auf märkiſchem Boden eine weitgehende Abereinſtimmung mit jener 
oſtſächſiſchen, von Zallinger ſkizzierten aufweiſe, daß beide nur Teile 
eines geographiſch umfaſſenderen Geſamtprozeſſes ſeien. Aber die 
Mark Brandenburg unterſchied ſich in ſtaatsrechtlicher Hinſicht bedeutend 
von den Territorien im alten Reichsgebiet, und ſo nahm ſie auch in der 
Entwicklung der Miniſterialität, in der frühen Herausbildung der Ritter⸗ 
ſchaft des Landes eine beſondere Stellung ein. Nicht unwichtige Unter⸗ 
ſchiede gegenüber dem Entwicklungsprozeß auf altem Reichsgebiet 
müſſen hervorgehoben werden, Unterſchiede vor allem in der Zeit und 
der Intenſität des Vorgangs. Raſcher als in andern Territorien hat 
ſich die Miniſterialität in Brandenburg einer Fortbildung unterzogen. 

In den wenigen Zeugenreihen brandenburgiſcher Urkunden, die 
uns etwa aus der Mitte des 12. Jahrhunderts erhalten ſind, ſtehen die 
Miniſterialen noch durchaus hinter den nobiles zurück. Als ſolche treten 
in den markgräflichen Urkunden hervor die Grafen Burchard von Fal⸗ 
kenſtein, Werner und Adalbert von Veltheim (ſpäter von Oſterburg 
genannt), Chriſtian von Gardelegen, Walter von Arnſtein; die Burg⸗ 
grafen Burchard von Magdeburg, Baderich von Brandenburg (auch 


) Vgl. C. G. v. Homeyer: Syſtem des Lehnrechts, S. 552 ff. 

2) O. v. Dungern: Der Herrenſtand im Mittelalter, 1908, S. 321, ſagt: 
„Übrigens waren auch alle ritterlichen Dienſtleute der Markgrafſchaften bis in 
ſtaufiſche Zeit Reichs dienſtleute.“ Ich halte das nicht für ausgemacht. Wir 
haben über Dienſtmannen in der Nordmark vor 1150 keine Nachricht. Vgl. 
aber H. Siegel: Die rechtliche Stellung der Dienſtmannen in Öfterreih, Wiener 
Sitzungsberichte roa, S. 238 ff. | 

3) O. v. Zallinger: Die Schöffenbarfreien des Sachſenſpiegels, 1877. 
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von Dornburg), Siegfried von Arneburg; die Edlen Theoderich von 
Tangermünde, Volrad und Conrad von Salzwedel, der Vogt Friedrich 
von Salzwedel; Friedrich von Oſterwald; etwas fpäter erſcheinen die 
Grafen von Lüchow und Dannenberg!). Dann aber bald treten die 
Miniſterialen hervor; im Laufe eines Menſchenalters erringen ſie das 
Übergewicht innerhalb der Zeugenreihen. Zu Lebzeiten Albrechts des 
Bären laſſen ſich ſpeziell brandenburgiſche Miniſterialen noch kaum von 
den askaniſchen Dienſtmannen überhaupt ſcheiden. Hier wird man 
alſo gut tun, die Zeugniſſe über Miniſterialen der Askanier insgeſamt 
zu berückſichtigen. 


Die früheſte Erwähnung markgräflicher Dienſtmannen finde ich 
im Jahre 1151). Die erſte längere namentliche Aufzahlung von branden⸗ 
burgiſchen Miniſterialen glaubte Spangenberg in einer Urkunde von 
1152 zu finden; mit Unrecht: die Genannten zählen gerade zu den be⸗ 
deutendſten Dienſtmannen des Magdeburger Erzſtiftes?). 1159 ſtellt 
der Abt von Ballenſtedt eine Urkunde aus für Flamändifche Koloniſten 
sub testimonio marchionis Adalberti ... ceterorumque nobilium.... 
ministerialiumque marchionis, videlicet Heinrici — Widigonis 
et alterius Widigonis — Fritherici — Berengeri et Everardi de Nien- 
burch?), Eine Urkunde Albrechts für Kloſter Hillersleben aus dem 
Jahre 1160 bezeugt, daß die Miniſterialitäͤt bereits einen gewichtigen 
Faktor bei der Vornahme von Rechtshandlungen und am Hofe des 


1) Vgl. Spangenberg a. a. O. S. 20 f. und die im folgenden angeführten 
Zeugenreihen. 


3) Codex . diplomaticus Brandenburgensis. Hrsg. von A. Fr. Riedel, 
Abt. A, Bd. XV, 6; doch vol. betr. der Datierung H. Krabbo: Regeſten 
der Markgrafen von Brandenburg aus askaniſchem Hauſe Nr. 386; Zeu⸗ 
gen: Otto marchio — Wernherus comes — Theodericus de Tanger⸗ 
munde — Syfridus de Arneburg hominumque et ministerialium 
quam pluri mi. (Daß der homo Otto, dem Albrecht hier die prefectura 
iudicii in Stendal überträgt, ein Miniſteriale war, ſcheint die Schlußwendung 
auszuſchließen.) = 

3) Spangenberg a. a. O. S. 23. — Die Urk. bei Riedel A, X, 71 f.; Krabbo: 
Regeſten Nr. 193; höͤchſtens die zwei letztgenannten: Reinherus quoque et 
Macharius kämen als markgräfliche Miniſterialen in Betracht. 


) Codex diplomaticus Anhaltinus, hrsg. von O. v. Heinemann, l, 
Nr. 454; Krabbo: Regeſten Nr. 300. Der Vollſtändigkeit halber ſei hier auch 
angeführt Cod. diplom. Anhalt. I, Nr. 457, Regeſten Nr. 307 (Albrecht für 
die Kirche zu Hohen⸗Köthen, a. 1160): Burchard de Valkenstein — Bederic 
castellanus de Brandenburg — Volrad de Hohondorp — Marold de Musitsin 
— Gero de Clepizke — Godescalc et Frideric de Turowe — Ervo Husvart 
— Gerhard de Catano et ceteri quam plurimi, tam liberi quam mini- 
steriales. 
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Markgrafen darftellte. Die Beurkundung!) erfolgte tam nobilium 
quam ministerialium meorum stabili testimonio et veraci 
confirmatione;... tam nobilium quam aliorum fidelium nomina 
asscribi volui. Die Reihe der Laienzeugen lautet: Burchardus comes 
de Valkensten — Wernerus comes de Velthem cum filio suo Adelberto 
— Cristianus comes de Gardenlege — Teodericus advocatus — 
Teodericus de Angermunde — Badericus — Bruno et Haolphus de 
Gerslove — Offo de Bardenleve — Everhardus et Hermannus de 
Plozeko cum ceteris fidelibus, 


Den wichtigſten Einblick gewährt uns eine Urkunde vom Eee 
11622): Albrecht als Schutzvogt des Kloſters Leitzkau überträgt die 
Ausübung dieſes Rechtes ſeinem Miniſterialen Evererus und be⸗ 
ſtimmt gleichzeitig die Rechte dieſes Untervogtes. Dreimal im Jahre, 
wie es Sitte iſt, ſoll er ein placitum generale halten; als Beiſitzer ſoll 
er einen „de familia ecclesie“ beftimmen. Die obere Berufungsinſtanz 
iſt der Markgraf. Es iſt die hohe Gerichtsbarkeit, die dem Mini⸗ 
ſterialen hier übertragen wirds); die leichten Fälle erledigt der 
nuncius des Kloſters. Die Gebühren, die dem Vogte an jedem Ge⸗ 
richtstage aufzuliefern find, werden ausführlich aufgezaͤhlt. Die Laien⸗ 
zeugen der Urkunde lauten: Otto marchio filius meus — Burchgardus 
comes de Falkenstein — Woltherus de Arnstede — Badericus castel- 
lanus de Brandenburch — Germanus et filius eius“) — Arelofdus et 
filius eius) — Vulradus et filius eius — Arnoldus de Grabene — 
Hericus de Gattersleve®) — Richardus de Luburch”) — Macharius — 
Romanus — Sifridus prefectus de Liezecha — Gerhardus Valco — 
Gerbertus de Liezecha — Rudulffus de Jerichow”) — Gernothus 
de Milowe”), 


1) Codex diplom. Anhalt, I, Nr. 455; Krabbo: Regeſten Nr. 301. Nur 
die beiden letztgenannten Brüder von Plötzke können wir ſicher als Miniſte⸗ 
rialen ansprechen. 

2) Codex diplom. Anhalt I, Nr. 464; Krabbo: Regeſten Nr. 316. 

3) Er ſoll richten de homicidio, furto, si quis inimico in domo assultum 
fuerit, quod nostri husuocunge dicunt, de violento raptu feminarum, quod 
noden dicitur, de sanguinis vi armorum effusione, de consueta vulgi concla- 
matione; cetera minora nuncius ecclesie in hoc ipsum destinatus consilio 
prepositi tractet et in pace componat. 

5) Sicher: de Gummere. 

5) Wohl: de Glinde, vgl. Regiſter Cod. diplom. Anhalt VI. 

e) Wohl Halberſtaͤdter Miniſteriale; vgl. v. Zallinger a. a. O. S. 115 f. 


7) Angeſehene Magdeburger Miniſterialen; vgl. Regiſter der Regesta 
archiepiscopatus Magdeburgensis, hrsg. von G. A. v. Mülverſtedt. 
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Die Urkunde zeigt einen „Unfreien“ in der Ausübung der höchſten 
richterlichen Gewalt!). Zu Anfang des 13. Jahrhunderts haben die 
Edlen von Arnſtein (die ſpäteren Grafen von Lindow und Ruppin) 
dieſe Schirmvogtei ausgeübt; ſie ließen ſich damals dieſelbe Summe 
vogetpennige beftätigen, die einſt die Herren Evererus und Richard 
von Lindow erhalten hätten?). Die Miniſterialität nahm um die Mitte 
des 12. Jahrhunderts alſo eine fo bedeutende ſoziale Stellung — zum 
mindeſten in einzelnen ihrer Mitglieder — ein, daß ſie den ritterlichen 
Freien gleichſtand oder ſehr nahegerückt war, jedenfalls ſich über die 
bäuerliche Bevölkerung auch in rechtlicher Hinſicht bedeutend erhob. 


In der Urkunde Albrechts für das Kloſter Neuwerk bei Halle vom 
Jahre 116385) heißen die Laienzeugen: Fredericus de Kakelinge — 
Otto de Kruetorff — Theodericus de Wichmannstorff“) — Fredericus 
de Anvordisleve“) — Theodericus in Tangermunde et frater eius 
Rodolfus — Siffridus de Echstide — Arnoldus de Grubene — Ru- 
dolffus de Wegeleve — Richardus et Hertwich de Alsleve; — mini- 
steriales mei Evererus — Hermannus — Hinricus. Die von Als⸗ 
leben find mächtige Magdeburger Miniſterialen; die beiden folgenden 
dürfen wir vielleicht mit den 1160 genannten Brüdern von Plötzke 
identifizieren). In einer Urkunde von 11670), die Albrecht als Vogt 
von Ballenſtedt ausſtellt, werden neben ſeinen Söhnen als Zeugen 
genannt: Burchardus in Valkensten — Badericus et Rothardus — 
Macharius etiam et Henricus et frater eius Tidericus — et Widego 
et frater eius Reinardus et alii plures ex baronibus et ministe- 
rialibus meis qui huic placito interfuerunt. Die Zahl der Mini⸗ 
ſterialen, die mit Macharius beginnen, übertrifft hier ſchon die der Edlen“). 


1) Untervögte waren durch Reichsgeſetz eigentlich verboten; vgl. die Urkunde 
bei Riedel A, II, 442 (a. 1179). 

2) Riedel A, X, 80 f. (a. 1211). Lindow iſt das Lindau nd. Zerbſt. 

) Codex diplom. Anhalt. I, Nr. 483; Krabbo: Regeſten Nr. 333. 

9) Auch dieſe beiden Edlen tauchen öfter in brandenburgiſchen Urkunden auf. 

5) Eine Wiederholung dieſer Schenkung a. 1164, Codex diplom. Anhalt. 
I, Nr. 486, Regeſten Nr. 336, wird beurkundet von einer Reihe von Edlen und 
den Winiſterialen Wernerus de Drothe — Gevehardus — Hinricus et frater 
eius Ericus de Sotme — Volcmarus — Hermannus — Anno — Wernerus 
— Hinrieus de Costede et fratres sui et Thidericus. 

6) Codex diplom. Anhalt. I, Nr. 500; Regeſten Nr. 363. 

7) Andere Erwähnungen von askaniſchen Miniſterialen, die für unſere 
Arbeit aber keine Bedeutung haben, liegen vor: Codex diplom. Anhalt. V, 
S. 288, Nr. 357 a (a. 1144—1 170) — ein Miniſterialentauſch —; ferner: Codex 
diplom. Anhalt. I, Nr. 417 (a. 1156) und Codex diplom. Anhalt. V, S. 295, 
Nr. 511 a (a. 1170): Beſtaͤtigungen von Schenkungen, die marfgräfliche Dienſt⸗ 
mannen vollzogen haben. Regeſten Nr. 385, 253, 393. 
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Eine beachtenswerte Zeugenreihe, weil fie zum erſten Male uns 
mit Inhabern von Hofämtern bekanntmacht, bietet eine Urkunde des 
Jahres 1177 (Markgraf Otto J. für Kloſter Hadmersleben); die Laien⸗ 
zeugen ſind: Sifridus burgravius de Arneburch et Conradus filius 
suus — Conradus de Witin — Fridericus et frater eius Christianus 
de Amvorde — Gerhardus Falco de Arneburch — Fridericus de 
Osterwalde — Fridericus advocatus de Saltwidel — Conradus de 
Velberch — Liuthardus et Liudolfus frater eius de Berche — Jor- 
danus de Saltwidel; de ministerialibus vero marchionis Cono 
camerarius — Hogerus — Helwigus — Philippus dapifer — 
Heinricus et Fridericus de Osterburch — Rothegerus pin cernai). 

Ich laſſe die übrigen Urkunden, die uns brandenburgiſche Mini⸗ 
ſterialen kennen lehren, gleich hier folgen, ſo ermüdend für den Leſer 
vorerſt dies auch fein möge. 1181 beſtätigt Markgraf Otto I, eine Schen⸗ 
kung ſeines Bruders Dietrich von Werben; die Zeugen ſind: Sifridus 
burchgravius de Arneburch — Conradus de Witin — Wernherus 
de Cludene — Fridericus de Osterwalde — Gerhardus Valca — Fri- 
dericus advocatus de Saltwidele — Bruno de Gersleve — Conradus 
de Veltberc — Godescalcus de Redese — Cono camerarius de 
Arnneburch — Wernherus de Gardeleve — Rothengerus et Wern- 
herus?), 1183 überläßt Markgraf Otto dem Kloſter Arendſee verſchiedene 
Dörfer“); die Schenkung wird bezeugt von: Alberto comite de Oster- 
borch — Wernero de Luchowe — Friderico de Osterwalde — Heyn- 
rico comite de Dannenberg — Friderico advocato de Zoltwedele; 
et ministerialibus Cunone — Helemwico — Gherherdo — Heyn- 
rico — Bodone — Syfrido — Mescelino — Friderico. In einer Urs 
kunde des Biſchofs von Havelberg vom Jahre 1186 erſcheinen neben dem 
Markgrafen Otto, dem Grafen von Oſterburg, dem Burggrafen von 
Arneburg, Rothard von Snethlingen und Bruno von Gersleben, der 
Kämmerer Cuno, Werner von Gardelegen, Rudengar und Heinrich 
von Oſterburg). 1188 vollzieht Otto II. eine Schenkung für das 
Domſtift Stendal sub testimonio horum nobilium et illustrium 
virorum .. . comitum de Osterburg Alberti et Werneri filii sui — 
Ottonis de Valkensten — Heinrici de Dannenberg — Ulrici de Lu- 
chowe — Friderici de Osterwolt — Friderici de Saltwedele; mini- 
sterialium etiam Gerardi de Saltwedele — Heinrici — Rodengeri 
— Friderici — Theoderici — Heinrici de Osterburch et aliorum de 


1) Codex diplom. Anhalt. V, S. 297, Nr. 553 a; Regeſten Nr. 421. 
2) Codex diplom. Anhalt. I, Nr. 604; Krabbo: Regeſten Nr. 439. 
8) Riedel A, XVII, 1 f.; Regeſten Nr. 451. 

4) Riedel A, III, 88 f. | 
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nostra familia omnium, quos superfluum et mora esset enu- 
merare!), Im felben Jahr urkundet Otto II. für das Kloſter Ilſenburg 
unter dem Zeugnis Geronis de Wulve et fratris sui Bernhardi — 
Conradi de Burch?) — Hereymanni scriptoris — Conradi came- 
rarii — Thoderici dapiferi — Rudolphi pincernae?), Die Reihe 
der Laienzeugen einer Schenkungsbeſtätigung Ottos II. für Kloſter 
Lehnin von 1193 lautet“): Bernhardus dux — Sifridus burhgrafius et 
Bedericus frater eius — Richardus de Alsleve et fratres eius Hein- 
ricus et Gumpertus5) — Johannes de Ploteb) — Heidenricus de 
Borg et Conrads frater eius5) — Theodericus Scele — Bartholomeus 
de Chare — Otto de Brandenburg et filii eius Conradus et Heiden- 
ricus — Heinricus dapifer — Ludolfus pincerna®) — Hildebrandus 
de Brandenburg et frater eius 

Die bekannte Urkunde aus dem Jahre 1196, in der Otto II. und 
fein Bruder Albrecht (II.) dem Erzſtift Magdeburg ihre Erbgüͤter in 
Brandenburg zu Lehen auflaſſen“), enthält drei verſchiedene Zeugenreihen 
von der jedesmaligen Gerichtsverhandlung in den verſchiedenen Be⸗ 
zirken. Die Namen der Laienzeugen lauten in der erſten: ... ex nobi- 
libus vero: Waltherus de Arnesten — Fridericus de Hakeburne — 
- Liudolfus Halberstadensis advocatus — Egelolfus de Scrappelo — 
Theodericus et Wernherus de Amvorde aliique tam nobiles quam 
liberi; ex ministerialibus vero tam ecclesie Magdeburgensis 
quam nostris: Johannes de Plote — Richardus de Alesleve — Hein- 
denricus et Conradus de Burch — Theodericus de Parchem — Al- 
vericus de Grabowes) — Wernherus de Gardelege — Heinricus d a- 
pifer aliique quam plurimi. Die zweite Zeugenreihe iſt nicht klaſſifi⸗ 
ziert: Waltherus de Arnesten — Fridericus de Hakeburne — Liu- 
dolfus advocatus de Halberstat — Johannes et Albertus de Svane- 
beke — Richardus de Alesleve — Johannes de Plote — Conradus 
et Heidenricus de Burch — Theodericus de Parchem — Gerbertus 
advocatus — Heinricus dapifer — Wasmodus de Hekelinge be- 
dellus provintie. Und ſchließlich die Namen der dritten Reihe: Hein- 


1) A, V, 21 f.; Regeſten Nr. 463. 

2) Einer der angeſehenſten Magdeburger Miniſterialen. 

3) S. U.⸗B. Ilſenburg, Nr. 31. Regeſten Nr. 464. 

) Riedel A, X, 408 f.; Regeſten Nr. 480. 

5) Magdeburger Miniſterialen. 

) Muß ſicher wohl heißen Rudolphus pincerna. 

7) Riedel C, I, 2 ff. oder Codex diplom. Anhalt. I, Nr. 710; Krabbo: 
Regeſten Nr. 491. 

e) Bis hierher Magdeburger Miniſterialen, die aber auch in Beziehungen 
zum Markgrafen ſtanden. i 
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ricus comes de Dannenberg — Egelolfus de Scrapelo — Fridericus 
de Osterwalde — Fridericus advocatus de Saltwedele — Fridericus 
de Hakeburne — Liudolfus advocatus de Halberstat — Theodericus 
et Wernherus de Amvorde — Arnoldus de Meiendorp — Liudolfus 
et Reinardus de Eilesleve — Liudolfus de Svanebeke — Sifridus 
de Pisekendorp — Johannes de Plote — Richardus Heinricus et 
Gumpertus de Alesleve — Theodoricus de Parchem — Rodolfus de 
Jerichow — Wernerus de Gardelege — Heinricus dapifer — Gerardus 
et Bodo de Saltwedele — Otto de Hinnenberg et fratres eius aliique 
nobiles liberi ac ministeriales et homines marchie quam 
plurimi. 

Wenden wir uns nach dieſer trockenen Aufzählung einer eins 
gehenderen Prüfung der Urkunden zu. In die Augen ſpringt die Tat⸗ 
ſache einer raſchen und bedeutenden Steigerung des Einfluſſes der 
Minifterialität. Die Dienſtmannen erſetzen mehr und mehr die nobiles 
in der Umgebung des Fürſten. Markgräfliche Urkunden, die weder 
nobiles noch Miniſterialen zu Zeugen nehmen!), oder die nur von no- 
biles beurkundet werden?), find fpärlih. In der Urkunde von 1177 
(ſ. S. 10) iſt das Zahlenverhältnig der beiden Gruppen das von 8:7 
zugunſten der nobilitas, 1181 find es 9: 3, 1184 find es 5:8, 1188 
noch 6: 85); nur Miniſterialen oder doch keine nobiles mehr finden 
wir in den Zeugenreihen von Urkunden ſeit 1197). 


1) S. Riedel A, II, 440 (a. 1151); A, X, 72 f. (a. 1157); Krabbo: Regeſten 
Nr. 190, 283. | 

2) S. A, VI, 9 f. (a. 1160); A, VIII, 106 f. (a. 1164); Regeſten Nr. 306, 
338; ganz ausnahmsweiſe noch A, V, 25 f. (a. 1190); Regeſten Nr. 467. Auf 
dem Botding des Markgrafen Otto J. zu Havelberg 1170 werden in ſeiner Um⸗ 
gebung die barones und die primi consilii ac palacii erwähnt. Einen Anlaß, 
die Miniſterialen hier ausgeſchloſſen zu denken, kann ich nicht finden; fie werden 
gerade ſich hinter den primi consilii ac palacii — dieſer Ausdruck iſt auf Rechnung 
des franzöſiſchen Schreibers der Urkunde zu ſetzen — verbergen. Vgl. Regeſten 
Nr. 398; Codex diplom. Anhalt. I, Nr. 521; v. Sommerfeld a. a. O. S. go ff. 

8) Roch ſchneller waͤchſt das Übergewicht der Miniſterialen in den Urkunden 
des Bruders Otto J., des Grafen von Werben; vgl. Codex diplom. Anhalt. I, 
Nr. 477 (a. 1162), Nr. 524 (a. 1171), Nr. 534 (a. 1170— 1173), Nr. 541 
(a. 1170—1173). Die Namen dieſer Zeugniſſe, Macharius von Dornburg, Anno 
von Kaakſtedt (am Hackel), Heinrich von Köthen, Helmwig von Werben, treten 
uns auch in Urkunden Albrechts I. und Ottos I. entgegen. Erſt fpäter ſondern 
ſich auch die askaniſchen Miniſterialen entſprechend der Verzweigung des Fürſten⸗ 
hauſes. — Die erſte Urkunde des Biſchofs von Brandenburg, die als Zeugen 
nur Miniſterialen aufweiſt, iſt vom Jahre 1194: Riedel A, VIII, ı21. 

) S. Riedel A, VIII, 123 f. (a. 1197); vgl. Krabbo: Regeſten Nr. 498; 
in der letzten Zeugenreihe folgen auf Otto ſelbſt: Heynricus de Plawe — Richar- 
dus de Lyndow — Heynricus de Stege liz — Heydenricus Leo — frater eius Udo 
— Everardus advocatus in Spandow Fredericus advocatus in Brandeburch. 
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Die erſten askaniſchen Miniſterialen, die uns entgegentreten, 
ſtammen nicht aus dem Markbezirk (von Köthen, Nienburg, Plötzke, 
Kaakſtedt, Zehlingen!); nach Ortſchaften der Mark nennen ſich — von 
Helmwig von Werben abgeſehen — Miniſterialen erſt ſeit 1177 (von 
Arneburg, Oſterburg, Gardelegen, Salzwedel). Alle dieſe Namen ſind 
von den feſten Plätzen des Landes genommen; ich ſchließe, daß es 
ſolche Geſchlechter ſind, die aus der Menge der alten Burgmannſchaften, 
vielleicht erſt nach Abzug eines großen Teiles ihrer ehemaligen Genoſſen, 
ſich zu größerer ſozialer Bedeutung emporgeſchwungen hatten. 


In welchem Maße es Miniſterialen überhaupt in den Grenzgebieten 
möglich war, Anſehen und Stellung zu ſteigern, dafür haben wir das 
Beiſpiel des Evererus von Lindow (vgl. S. 8). Im Jahre 1179 reſi⸗ 
gnierte er das Dorf Fräßdorf, das er vom Markgrafen „in feodo“ 
hatte, zugunſten des Domkapitels in Brandenburg?) Die Bedeutung 
dieſer Perſönlichkeit ſcheint auch aus der Unregelmäßigkeit einiger 
Zeugenreihen ſich zu erweiſen, wo er freien ritterbürtigen Männern vor⸗ 
angeſtellt ift®), 


1) Die 1159 und 1167 genannten Widigo und Reinardus (ſ. oben S. 7 
und 9) gehören wohl ſicher dieſer fpäter anhaltiſchen Miniſterialenfamilie an; 
vgl. das Regiſter im Codex diplom. Anhalt. VI. 

2) Riedel A, VIII, 11a f. (a. 1179); Krabbo: Regeſten Nr. 430; vgl, auch 
S. 12, Anm. 4 und Riedel A, X, 188 (a. 1204). Ein Conradus de Lindow ſ. Riedel 
A, VIII, 115 f. (a. 1186). 


8) Die Zeugenreihe der Urkunde von 1179 (ſ. Anm. 2) lautet: . . . laici 
vero Badericus burchgravius in Brandeburch — Evererus de Lindowe — Ge- 
rardus Falco — Gerbertus de Lyzeka — Theodericus advocatus de Brande- 
burch. Von Gerhard Falke von Arneburg haben wir in den Urkunden von 
1177 und 1181 (vgl. oben) ſichere Zeugniſſe für feine Zugehörigkeit zu den no- 
biles. Der Vogt Theoderich von Brandenburg darf wohl identifiziert werden 
mit dem 1160 genannten Theodericus advocatus, der in ſeiner Stellung vor 
dem Edlen Theoderich von Tangermünde und dem Burggrafen von Branden⸗ 
burg feine Nobilität erweiſt. 

Und auch Gerbert von Leitzkau muß als nobilis angeſprochen werden. 
Biſchof Wilmar von Brandenburg beftätigt 1173 dem Kloſter Leitzkau feinen 
Beſitz, darunter die Zehnthebung von den Gütern des dominus Gerbertus. 
(Riedel A, X, 74 f.) 1187 beftätige der Biſchof Balderam dem Kloſter u. a. 
den Beſitz von 6 Hufen in villa Mulinge, quos dominus Gerbertus et uxor 
eius pie memorie Berchta consensu heredum suorum jam dicte ecclesie 
contulerunt. Eine Beſitzbeſtatigung von ſeiten des Papſtes Clemens III. vom 
Jahre 1189 erwähnt die Zehnthebung aus den Gütern des nobilis viri Ger- 
berti und die Hufen in Mühlingen, quos nobilis vir Gerbertus et uxor eius 
dem Kloſter übertragen hatten (ogl. A, X, 76 ff. und A, X, 78 f.). Die Zeugen 
der Urkunde von 1173 find Markgraf Otto, Baderich von Brandenburg, Eve- 
rerus advocatus — Richardus et Hinricus frater eius — Gerbertus de Lie- 
zecha — Friedericus prefectus de Liezecha. Auch die beiden Brüder find 
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Die urkundlichen Belege aus den oſtſächſiſchen Gebieten, die wir 
etwa im Halberſtädter Urkundenbuch, in den Regeſten der Erzbiſchoͤfe 
von Magdeburg, im Codex diplomaticus Anhaltinus finden, ſie lehren, 
daß das erſte Hervortreten der Miniſterialität in die frühen Anfänge 
des 12. Jahrhunderts fällt. Damit beginnt hier ihre eigentliche Ge⸗ 
ſchichte. Während aber in dieſen Gebieten die nobiles der Zeugenreihen 
bis weit ins 13. Jahrhundert hinein den Dienſtmannen doch das 
Gleichgewicht halten!), verſchwinden die märfifchen nobiles ſeit den neun⸗ 
ziger Jahren des 12. Jahrhunderts in raſchem Tempo. Die Nobilität, 
die fortan noch in brandenburgiſchen Urkunden erſcheint — es ſind in 
den erſten Dezennien des 13. Jahrhunderts vor allem die Grafen von 

Dannenberg, von Lüchow, von Schwerin, von Mansfeld, der Burg⸗ 
graf von Brandenburg, der Edle von Hadmersleben — war landfremd: 
ihre Heimatbeſitzungen gehörten nicht zu dem Gebiet, über das die 
D hMarkgrafen ihr dominium erſtreckten?). Auf oſtelbiſchem Markboden 
war mit Ausnahme der Grafen von Lindow und Ruppin, die eine 
beſondere verfaſſungsrechtliche Stellung einnahmen?), im 13. Jahr⸗ 
hundert keine dem ſpäteren hohen, dynaſtiſchen Adel zugehörige Familie 
angeſiedelt. Die wenigen Geſchlechter der nobiles, die wir im Gebiet 
der Nordmark im 12. Jahrhundert nachzuweiſen vermochten, ſind zum 
Teil ausgeſtorben oder vertrieben worden, zum Teil find fie in der ſpä⸗ 
teren niederadligen brandenburgiſchen Ritterſchaft aufgegangen. 


5 ſie gehören ſicherlich dem mächtigen Hauſe der von Als⸗ 
eben an. 
Im Jahre 1170 beſtaͤtigt der Biſchof von Brandenburg feinem Domkapitel 
u. a. den dritten Teil des Zehnten des ganzen Dorfes Zachow, welches ſein 
Getreuer Evericus ihm zugunſten der Domherren reſigniert habe; dem ent⸗ 
ſpricht eine Urkunde des Markgrafen Otto, in der er dem Domkapitel 2 Hufen 
in Zachow beftätigt, die ihm von Evericus, qui eos in beneficio habuit, reſigniert 
ſeien; in der Zeugenreihe folgen dem Burggrafen Baderich Evererus prefate 
ecclesig in Cechowe advocatus — Hermannus frater eius — Bodo de Gummere 
— Johannes de Plote — Gero — Gerbertus — Otto. Vgl. Codex diplom. 
- Anhalt. I, Nr. 520 und 519; Krabbo: Regeſten Nr. 396. — Bodo von Gom⸗ 
mern gehört wohl einem freiedlen Geſchlecht an, das mit ihm ausgeſtorben iſt; 
vgl. Riedel A, VIII, 106 f., A, X, 71 f. und das Regiſter des Codex diplom. 
Anhalt. VI. Ebericus (Evererus) und fein Bruder Hermann find mit den 
1160 genannten Brüdern von Ploöͤtzke zu identifizieren (ſ. oben S. 9); wahr⸗ 
ſcheinlich iſt Evericus derſelbe, den wir 1159 als Evererus de Nie n- 
burch, 1162 als Evererus de Lindowe und als Vogt des Kloſters 
Leitzkau getroffen haben. Vgl. F. Winter: Die Germaniſierung und Chri⸗ 
ſtianiſierung des Gaues Norzane, Geſch.⸗Blaͤtter f. Stadt und Land Magde⸗ 
burg V, 1870. 
1) Vgl. beſ. v. Zallinger: Die Schöffenbarfreien des ee 1877. 
) Vgl. v. Sommerfeld a. a. O. S. 150. 
2) S. unten S. 111, Anm. 1. 
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Die dynaſtiſchen Geſchlechter in Deutſchland, d. h. alſo jene Familien, 
an denen allein im 13. Jahrhundert das Prädikat nobilis ſchließlich 
haften blieb, waren charakteriſiert durch Beſitz (Eigen oder Reichslehen), 
der nicht der Territorialgewalt eines Fürſten untergeordnet war; ſie ge⸗ 
noſſen eine Art weltlicher Immunität!) Koloniſationsland nun konnte 
nach alter reichsrechtlicher Anſchauung niemals als Allod gelten. Grund 
und Boden trug von Anfang an einen ganz andern ſtaatsrechtlichen 
Charakter als das alte Reichsgebiet. Daß es aber dort neben der mark⸗ 
gräflichen Gewalt nicht zur Herausbildung einer Reichsunmittelbarkeit 
edelfreier oder miniſterialer Familien gekommen iſt, daß die Reichs⸗ 
gewalt darauf verzichtete, über das neu erworbene Areal ſelber zu ver⸗ 
fügen — alſo etwa es zu Reichslehen aufzuteilen oder als Reichsgut 
Reichszwecken dienſtbar zu machen — das findet feine Erklärung in der 
Stärke und Wirkung, mit der das territoriale Prinzip von Anfang an 
auf märkiſchem Boden ſich durchgeſetzt hat. 

Genoſſen die Markgrafen in früherer Zeit auf dem Gebiet der 
Landesverwaltung und im beſonderen des Gerichtsweſens keine „exzep⸗ 
tionelle Selbſtaͤndigkeit“, wie es Brunners Forſchungen und ſpeziell für 
Brandenburg gegenüber der älteren Anſicht von Raumer, Riedel, 
Kühns, jetzt v. Sommerfeld erwieſen haben, kennzeichnet ſich das Weſen 
der Markgrafſchaft früher weniger durch die Unabhängigkeit nach oben 
als durch Straffheit nach unten?), fo iſt doch die Entwicklung ſeit der 
zweiten Hälfte des 12. Jahrhunderts tatſächlich auf dem Wege zu einer 
vollkommenen Selbſtändigkeit raſch fortgeſchritten, wenn fie auch formal⸗ 
rechtlich nicht ſo ſchnell ausgeprägt wurde. Wir haben hier nicht die 
Gründe und die Phaſen des Vorgangs zu zergliedern. „Entſcheidend 
hat die ſich ſtill vollziehende Umwandlung des Markgrafenamtes in 
ein erbliches Lehen gewirkt, welche dem Inhaber desſelben ein eigenes 
Anrecht auf die mit dem Amt verbundenen Befugniſſe verliehend).“ 
Eine privatrechtliche Auffaſſung über Beſitz und Nutzbarmachung der 
Erwerbungen wurde ja zu einem Stimulans jener dynaſtiſchen Politik, 
die für die Entſtehung der Territorien ſo entſcheidend. Der Gegenſatz 
von Allod und Reichsgut verſchwand allmahlich. Im Jahre 1196 


1) Ich bin mir bewußt, daß die Stellung des „Hohen Adels“ im ſpaͤteren 
Mittelalter im Verhältnis zum Reich und zum Territorium ſich nicht auf eine 
feſte Formel bringen läßt, daß oft nur von Fall zu Fall und entwicklungsgeſchicht⸗ 
lich geurteilt werden kann. Hier kommt es nur darauf an, den Gegenſatz zur 
Stellung der Ritterſchaft, des fpäteren niederen Adels, mit ein paar rohen 
Strichen darzutun. — Die ja ebenfalls reichs unmittelbaren Reichs miniſterialen 
bleiben von mir gänzlich unberückſichtigt. 

2) Pgl. v. Sommerfeld a. a. O. S. 86. 

3) S. Spangenberg a. a. O. S. 168. 
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ließen die Markgrafen ihr Eigengut — die von den Wenden früh ererbte 
Zauche, das Land Schollene und altmaͤrkiſche Beſitzungen — dem Erz⸗ 
ſtift Magdeburg als Lehen auf!); der Kaiſer beſtätigte im folgenden 
Jahre die Reſignation. Das Allod war alſo völlig als zum Beſtand 
des Markgebietes gehörend betrachtet. Scheint die reichsrechtliche Idee 
formal ſich hier noch einmal dem dynaſtiſchen Prinzip entgegenzuſtellen, 
ſo muß man doch umgekehrt auch ſchließen, „daß der Markgraf, wenn 
er ſich dazu verſtand, die erſt von ihm und zum Teil mit dynaſtiſchen 
Mitteln gemachte Landerwerbung ebenſo vom Reiche zu Lehn zu nehmen 
wie die ihm gleich anfangs vom König verliehenen Gebiete, ... jetzt 
auch über letztere faſt wie über Hausgut zu verfügen ſich erlaubte ).“ 
Der territoriale Wille war ſchon in der zweiten Hälfte des 12. Jahr⸗ 
hunderts recht bewußt geworden. Die Markgrafen haben verhütet, 
daß die Bistümer der Mark zu eigner Landeshoheit ſich abſonderten; 
ſie haben den kühnen Plan erwogen, die Diözeſangrenzen von Halber⸗ 
ſtadt und Verden aus der Altmark hinauszudraäͤngen und dem Einfluß 
jener beiden Kirchen durch Gründung eines beſonderen altmärkiſchen 
Bistums Stendal zu begegnen. Exemtionen von der öffentlichen Amts⸗ 
gewalt durch die Markgrafen find ſeit 1170 bezeugt). Die Regalien 
müſſen ſchon ſeit der Zeit Konrads III. in der Hand der Markgrafen 
geweſen ſein. Von kaiſerlichen Beſtätigungen, von Autoriſation zu 
Schenkungen Hören wir in den neunziger Jahren zum letztenmal“). 
Die Thronwirren der nächſten Jahrzehnte haben dieſe Entwicklung 
hier zum Abſchluß gebracht“). 

Es ſcheint, daß die Herausbildung des brandenburgichen Terri⸗ 
toriums zu ſeiner verfaſſungsrechtlichen Einheit nicht ganz ohne Wider⸗ 
ſtaͤnde verlaufen iſt; der Verſuch, neben der marfgräflihen Unternehmung 


1) Riedel € I, 2 ff. Der Grund für dieſe Maßnahme iſt noch immer unklar; 
irgendwelche praktiſche Folgen ergaben ſich daraus nicht; die Lehensauflaſſung 
wurde ſchnell vergeſſen; vgl. Krabbo: Regeſten Nr. 491 und die dort angegebene 
Literatur. 

2) v. Sommerfeld a. a. O. S. 111. 

2) Riedel A, II, 441 f.; vgl. v. Sommerfeld a. a. O. S. 120 ff. 

) Vgl. A. Fr. Riedel: Die Mark Brandenburg im Jahre 1250, Bd. 11, 
75: „Von Einkünften des deutſchen Königs aus der Mark Brandenburg zeigt 
ſich keine Spur.“ — Fr. J. Kühns: Geſchichte der Gerichtsverfaſſung und des 
Prozeſſes in der Mark Brandenburg, Bd. I, 39 ff. 

5) Otto II. bezeichnet fein Herrſchaftsgebiet 1205 als dominium nostrum 
(Riedel A, X, 409 f.; vgl. auch A, X, 189 f. (a. 1193), Albrecht II. nennt die 
Markinſaſſen 1209 feine subditi (A, III, 89 ff.). Seit den zwanziger Jahren 
des 13. Jahrhunderts hören wir, daß die Markgrafen bei Schenkungen die 
proprietas am Markboden vergaben A, X, 196 f., a. 1228; A, XXII, 364 f., 
a. 1233; B, I, 20, a. 1238). 
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im Koloniſationsland eine dynaſtiſche Herrſchaft zu begründen, ſcheint 
tatſächlich angeſtellt zu ſein. Wir müſſen das aus der beſonderen Stel⸗ 
lung ableiten, die die Herrſchaft Putlitz unter der Familie der Gänſe 
von Putlitz im Verband der Markgrafſchaft einnahm. Sie übten inner⸗ 
halb ihres Bezirkes eine faſt dynaſtenmäßige Macht!); doch rechneten 
ſie nicht zum hohen Adel; ſie wurden der brandenburgiſchen Ritterſchaft 
zugezaͤhlt. Sie müſſen wohl durch Kauf oder Erbſchaft von wendiſchen 
Fürſten und Edlen ſchon in frühen Jahren ſich ein größeres, ſelbſtaͤndiges 
Gebiet erworben haben. Aber die Markgrafen haben dieſe Unternehmung, 
die ihr eigenes Intereſſengebiet ſo ſehr verletzte, auszuſchalten und zu 
paralyſieren gewußt. Die Auseinanderſetzung ſcheint friedlich erfolgt 
zu fein durch die Begründung eines Untertanenverhältniſſes zwiſchen 
dem Markgrafen und dem Edlen von Putlitz?). Ein gleiches oder ähn; 
liches Verhaltnis muß vorgelegen haben in der Stellung derer von Plotho 
zum Markgrafen; auch ſie hatten eine „Herrſchaft“, deren Mittelpunkt 
Kyritz war; aber ihr Unternehmen mag von vornherein für die Askanier 
weniger gefährlich geweſen ſein, da ſie als Magdeburger Miniſterialen 
in ſtärkerer Gebundenheit ſich befanden. 

Miniſterialen des Erzſtifts Magdeburg waren an der Koloniſation 
der Mark in hervorragender Weiſe beteiligt. Im Magdeburgiſchen haben 
die Dienſtmannen ſeit der erſten Hälfte des 12. Jahrhunderts eine bes 
deutende Rolle geſpielt?). War der Aufſtieg der Miniſterialität an den 
deutſchen Hochſtiftern aus leicht erklarlichen Gründen allgemein ein 


1) Vgl. unten S. 112. Vor allem iſt zu beachten, daß fie ohne Erwähnung 
markgraͤflichen Konſenſes Vergabungen von Eigen (proprietas) ſchon in den 
dreißiger Jahren des 13. Jahrhunderts vornahmen. 

2) In einer Urkunde Kaiſer Friedrichs I., wahrſcheinlich aus dem Jahre 
1179 (vgl. v. Sommerfeld a. a. O. S. 87, Anm. 1) erſcheint Johann Gans als 
baro in der Wiſche (Gebiet zwiſchen Werben und Lenzen). Als Miniſterialen 
oder einfache Ritter erſcheinen zwei Brüder der Familie dann 1200 (Riedel 
A, XVI, 395): Henricus comes de Dannenberg — comites de Luchow Wer- 
nerus et Olricus — dominus Fridericus de Osterwald — dapifer Rudolphus 
et frater eius — Gerhardus et Johannes Ganse — Burchardus de Kocstede, 
(Vgl. v. Sommerfeld a. a. O. S. 130, Anm. 5, und Riedel A, VII, 468 f. 
La. 1197], wo ebenfalls der Titel des Hofbeamten vor dem Namen.) 

8) Mögen auch manche Einzelheiten der älteren Arbeit L. v. Borchs: Re⸗ 
geſten der Herren von Borch im Erzbistum Magdeburg, 1872, überholt ſein, 
im ganzen gibt fie doch ein recht anſchauliches Bild der ſozialen Verhäͤltniſſe 
der Magdeburger Miniſterialen. Es ſind vor allem die Familien von Borch 
(Seitenlinien: von Milow, von Grabow), von Plotho, von Jericho, von Wanz⸗ 
leben, von Wederde und das weitverzweigte Geſchlecht derer von Alsleben (von 
ihnen abgeleitet die von Plaue, Zerbſt, Wieſenburg, Niemeck und von Loburg). 
Vgl. auch den S. 13 f. Anm. 3 zitierten Aufſatz von F. Winter in den magde⸗ 
burgiſchen Geſchichtsblaͤttern. 

G. Winter, Die Miniſterialität in Brandenburg. 2 
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raſcherer und intenſiverer als der der Miniſterialen weltlicher Fürſten, 

fo ſteigerten noch in Magdeburg die beſonderen Verhältniffe an der 

Grenze die Bedeutung einer tüchtigen Kriegsmannſchaft. Es iſt nicht 

Be unwahrſcheinlich, daß ein Teil dieſer Dienſtmannengeſchlechter altfreien 

D meſprungs iſt und ſich ſchon zu Anfang des 12. Jahrhunderts in die 

Miniſterfalität des Erzſtifts begeben hat!). Es iſt verſtändlich, daß fie 

die günſtige Konjunktur, die ſich durch Erſchließung der ſlawiſchen Länder 

eröffnete, nicht unbenutzt ließen. Das Vorgehen der Askanier zugleich 

von der Priegnitz und der Zauche aus ſchnitt ihnen aber bald die Aus⸗ 

dehnungsmöglichkeit nach dem Nordoſten ab. Die magdeburgiſchen 

Miniſterialen haben dieſen Verhältniſſen Rechnung getragen und ein 

Teil von ihnen iſt früh in ein Vaſallitätsverhältnis zum Markgrafen 

getreten, um aus dem großen Landerwerb ſich auch einige Brocken als 
Lehensbeſitz zu ſichern. 

In den märkiſchen, vor allem auch in biſchöflich⸗brandenburgiſchen 
Urkunden ſind die Magdeburger Dienſtmannen von vornherein ein 
bedeutender Faktor?). Von den bedeutendſten Geſchlechtern iſt ein 
Lehens verhältnis zu den Askaniern bezeugt. Im Jahre 1164 reſigniert 
Rudolf von Jerichow dem Markgrafen Albrecht das ganze Dorf Damme, 
das er von jenem, „in beneficium tenuit“s) — auch hier wieder ein 
Miniſteriale, der ein ganzes Dorf zu Lehen empfangen hatte! Von 
Johannes von Plotho, deſſen Nachkommen ſpäter die Herrſchaft Kyritz 
innehatten, erfahren wir, daß er 1179 zwei Hufen im Dorfe Wachau 
dem Markgrafen Otto reſignierte. Sie waren nur ein Stück eines um⸗ 
fangreicheren Beſitzes; faſt das ganze Dorf war Lehngut derer von 
Plotho, wie eine Urkunde des Jahres 1204 lehrt). Von der Familie 
von Alsleben hat vor allem ein Zweig, der ſich nach dem feſten Hauſe 
Plaue nannte, in brandenburgiſches Gebiet hinübergegriffenb). Dietrich 
von Parchen (bei Genthin) ſcheint Anfang des 13. Jahrhunderts eben⸗ 
falls in engem Verhältnis zum Markgrafen geſtanden zu haben; er 
wird zuerſt in der großen Auflaſſungsurkunde des Jahres 1196 erwähnt, 


! 


) Von der Familie v. Borch muß es als ficher angenommen werden. 
Oer erſte bekannte Angehörige dieſer Familie, Adalhelm, erſcheint 1135 als no- 
bilis, ſ. Codex diplom. Anhalt. I, Nr. 220. 

2) Pgl. Riedel A, III, 79 (a. 1144); A, X, 71 f. (a. 1155); A, VIII, 1 % 
(a. 1161); A, XXIV, 323 f. (a. 1162); A, VIII, 108 (a. 1170); A, X, 74; A 
VIII, 109 f. (a. 1173); A, VIII, 110 f. (a. 11700 A, VIII, 114 (a. 1186): A, 
II, 441 f. (a. 1170); A, X, 76 ff. (a. 1187); A, X, 408 f. (a. 1193). 

3) A, VIII, 106 f.; vgl. auch A, VIII, 109 f. (a. 1173); A, VIII, 112 f. 
(a. 1179). 

) A, VIII, 1a f. (a. 1179); A, X, 188 (a. 1204). 

5) A, VIII, 123 f. (a. 1197); A, X, 186 f. (a. 1198). 
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erſcheint dann 1200 als Zeuge bei einer Schenkung des Markgrafen 
Otto für Kloſter Richenberg, die in Goslar am Hofe des Königs ſtatt⸗ 
fand, und 1202 in einer Urkunde desſelben Markgrafen für die Kirche 
in Stendal. Er war wohl eine Zeitlang in bevorzugter Stellung im 
Gefolge des Aska niers!). 

Es war im 12. Jahrhundert ſchon häufig geworden, daß Wini⸗ 
fterialen auch von fremden Herren Lehen empfingen und deren Vaſallen 
wurden. In einem reinen Vaſallitätsverhältnis werden auch die Magde⸗ 
burger Dienſtmannen zum Markgrafen geſtanden haben; es lag im 
Weſen der Miniſterialität, daß ein Dienſtmann nicht zu gleicher Zeit 
zweien Herren perſönlich zugehören konnte?). 

Ein Gegenſatz zwiſchen echten Mannlehen und dienſtmänniſchen 
Hoflehen, wie er auf altem Reichsgebiet bis in das 13. Jahrhundert 
hinein ſich erhalten, hat ſich im transelbiſchen Gebiet nicht mehr heraus⸗ 
bilden können; die rechtliche Gleichmäßigkeit des ganzen Kolonſſations⸗ 
bodens und das überall einheitliche dominium des Markgrafen ſtanden 
einer ſolchen Sonderung entgegen; es gab hier eben nur die eine Form 
des Lehens, das Lehen, das der Markgraf aus eigener Gewalt reichte. 
Dieſe Tatſache iſt nicht ohne Bedeutung für die rechtliche Stellung der 
Minifterialität geblieben; fie beförderte eine raſche und gründliche Vers 
ſchmelzung der freien und dienfimännifhen Elemente in der Marks). 

Aber ehe wir die Anfänge der brandenburgiſchen Ritterſchaft — 
denn ſie iſt das Reſultat dieſes Verſchmelzungsprozeſſes — darzulegen 
beginnen, müſſen wir noch einmal die ſoziale und rechtliche Bedeutung 
der märfifhen Miniſterialität erörtern, die jetzt innerhalb einer auf⸗ 
keimenden territorialen Verwaltungstechnik und einer neuen politiſchen 
Organiſation die höͤchſte Steigerung erfuhr. Die Entwicklung der 
Vogteiverfaſſung in Brandenburg im 12. und 13. Jahrhundert iſt 
nicht nur ein Gradmeſſer für die Konſolidation der territorialen Auto⸗ 


1) S. oben S. 11 f. (Riedel C, I, 2 ff.), Riedel B, I, 1 (a. 1200); Krabbo: 
Regeſten Nr. sıo: ... Albertus de Arnestene — Tidericus de Parchem — 
Heinricus de Polchowe — Rodolfus dapifer — Heinricus pincerna; und 
B, I, 1 f. (a. 1202); Krabbo: Regeſten Nr. 517: comes Burchardus de Mans- 
felt — Theodericus de Parchem — Johannes Gans — Heinricus pincerna — 
Arnoldus frater eius — Conradus advocatus — Heidenricus de Oesterhusen. 

2) Vgl. v. Sommerfeld a. a. O. S. 155 f. Der Zug der askaniſchen Er⸗ 
oberungen fiel mit der Richtung der Intereſſen der Magdeburger Miniſterialen 
zuſammen. Das erklart umgekehrt auch, daß wir brandenburgiſche Dienſtmannen 
nicht in magdeburgiſchem Dienſt treffen. Ein Unterſchied der Heerſchildſtellung 
des Markgrafen und des Erzbiſchofs hat darauf ſicher nicht den geringſten Ein⸗ 
fluß gehabt, wie v. Sommerfeld a. a. O. S. 161, Anm. 2, will. 

3) Für das Lehen werden unterſchiedslos die Ausdrücke beneficium und 
feodum gebraucht. | N 
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nomie, fie iſt auch ein Prüfſtein für die veränderte verfaſſungsrechtliche 
Stellung der einſtigen „unfreien“ Dienſtmannſchaft. 

Die mittelalterliche Form des Lehensweſens entſprach nicht mehr 
den modernen Anforderungen nach zentraliſtiſcher Organiſation und den 
dynaſtiſchen Abſichten auf weitgehende Nutzbarmachung der im Staats⸗ 
gebilde ſchlummernden Kräfte. Der Dienſt des freien Lehensmannen 
war von recht allgemeinen, reichsrechtlichen Geſichtspunkten beſtimmt. 
Ein Dienſtverhaltnis engerer, privater Natur galt als Minderung der 
Freiheit. Aber die allgemeine Entwicklung, die wachſende Mannigfaltig⸗ 
keit aller wirtſchaftlichen und ſozialen Verhältniſſe machte doch auch 
neue organiſatoriſche Schöpfungen nötig. So kam man in dieſer 
Epoche dazu, vom alten Lehensweſen das neue Amterweſen zu unter; 
ſcheiden.“) Es war eine Reaktion gegen die zerſetzenden Wirkungen des 
Feudalſyſtems; ſie wurde ermöglicht durch die Erkenntnis und politiſche 
Ausnutzung der Möglichkeiten, die hier aus der rechtlichen Gebunden; 
heit der Minifterialität ſich ergaben. 

Überreſte des alten feudalen Verwaltungsſyſtems können wir auch 
in Brandenburg noch wahrnehmen?) Die älteſte Verfaſſungsform der 
Mark zeigt ſich in den Burggrafſchaften, deren wir noch drei: zu Arne⸗ 
burg, Stendal und Brandenburg antreffen). Eine jüngere Schicht 
der Entwicklung liegt in den Vizegrafſchaften vor, deren wir einige auf 
altmaͤrkiſchem Boden treffen. Das beſondere Rechtsverhältnis dieſer 
Vizegrafen beſteht darin, daß fie nicht bei Köͤnigsbann richten, ſondern 
vom Markgrafen bereits Belehnung und Amt empfangen, obwohl 
nach altem Reichsrecht ein Gerichtslehen wie das der Markgrafſchaft 
nicht weiter verliehen werden durfte“). 

Seit dem Ausgang des 12. Jahrhunderts büßen Burg⸗ und Vize⸗ 
grafſchaften ihre Bedeutung ein und innerhalb eines Menſchenalters 
geht jegliche Spur von ihnen unter. Die neue Verwaltungstechnik 
führte zu einem Außerdienſtſtellen der älteren Amterd); die Vizegrafen 
und Burggrafen mußten ſich in ihr Schickſal ergeben; auch die Hilfe 


1) Vgl. hierzu Spangenberg a. a. O. S. 18. 

2) Vgl. die ausführliche Darſtellung bei v. Sommerfeld a. a. O. S. ı26ff. 

3) Der letzte allerdings iſt vielleicht als Reichsburggraf zu betrachten; vgl. 
dafür die Bezeichnung der Stadt Brandenburg als regale castrum, als cam- 
bera imperialis in der Urkunde von 1170 (Codex diplom. Anhalt. I, Nr. 384); 
doch ſiehe dagegen Krabbo: Regeſten Nr. 398. 

4) Der Titel „Graf“ kam jenen Edlen alſo nicht zu; ſie mögen erſt „durch 
Uſurpation oder durch Courtoiſie von ſeiten Dritter“ dazu gekommen fein; vgl. 
v. Sommerfeld, S. 132. | 

5) v. Sommerfeld, S. 140, möchte ihre Beſeitigung überall auf direktes 
Eingreifen der Markgrafen zurückführen. 
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fremder Dynaſten bewahrte fie nicht davor; die Struktur des branden⸗ 
burgiſchen Territorialſtaats war ſchon gefeſtigt genug, um ſolche letzten 
inneren Erſchütterungen mühelos zu überwinden. 

Mit dem Aufhören der Burg⸗ und Vizegrafſchaften verſchwindet 
auch die märkiſche Nobilität, die wir bis dahin wenigſtens auf links⸗ 
elbiſchem Gebiet hatten feſtſtellen können. Aber auch ſolche Edlen, die 
wir ohne beſondere Amtsſtellung in den brandenburgiſchen Urkunden 
antrafen (alſo z. B. die Edlen von Salzwedel, Tangermünde und Oſter⸗ 
walde u. a.) fehlen fortan in den Zeugenreihen; manchen Namen be⸗ 
gegnen wir aber ſpäter wieder unter den einfachen milites. 

Wenn für die Vogteiverfaſſung die enge Verbindung mit der 
Miniſterialität charakteriſtiſch geworden iſt, fo muß es doch aber beach⸗ 
tenswert erſcheinen, daß in den Anfängen des neuen Syſtems dieſe 
Tatſache nicht zum Ausdrucke kommt! Die erſten Erwähnungen von 
Vögten in der Mark zeigen uns Freie (nobiles) in dieſer Eigenſchaft. 
Wir erwähnten bereits den advocatus de Brandeburch, Theoderich, 
der 1160—1179 genannt wird!). Ein Fridericus advocatus de Salt- 
wedel iſt uns in Urkunden von 1181 und 1183 unter den nobiles der 
Zeugenreihen entgegengetreten ?); in gleicher Stellung wird noch im 
Jahre 1209 fein Sohn erwähnt). Hier iſt alſo wohl nicht einmal das 
Prinzip der Nicht⸗Erblichkeit des Amtes aufrechterhalten worden; 
auch auf Evererus von Lindau war ja in der Kloſtervogtei von Leitzkau 
ſein Sohn Richard gefolgt. Das neue Syſtem iſt eine Weile neben den 
Formen des alten gewachſen, bis es dieſe ſchließlich zerſchnitten und auf⸗ 
gelöft hat; fein beſonderer Charakter hat ſich erſt langſam herausgebildet. 

Das Wachſen der neuen Verwaltungsform prägt ſich in der Zahl 
der Erwähnungen von Vögten in den Urkundenreihen“); 1187 erſcheint 
ein Conradus advocatus zwiſchen dem Burggrafen von Brandenburg 
und den Brüdern von Alsleben, in einer Stellung alſo, die noch auf 
Nobilität gedeutet werden kann“); 1192 finden wir einen Heinricus 
advocatus hinter nobiles und Geiſtlichen“); 1197 begegnen wir gleich 

1) S. oben S. 8 und S. 13, Anm. 3. 

2) S. oben S. 10f. 

) Riedel A, V, 30 f. (a. 1209); Krabbo: Regeſten Nr. 544, Albrecht für 
das Domſtift Stendal; Zeugen: Johannes burchgravius in Lubin — Burchar- 
dus comes in Valkenstein — Fridericus iunior advocatus in Saltwitele — 
Fridericus de Hasele — Theodericus dapifer — Engilhardus — Gernandus 
de Stendale — Hermannus de Stafvelde — Meinhardus Struuing. Über 
den Edlen von Heſſel ſ. unten. 

4) Leider engt der Zuſtand der Überlieferung gerade für die wichtigen 
Jahrzehnte um 1200 unſere Erkenntnis ſchmerzlich ein. 

5) Riedel A, X, 76 ff. 

6) A, V, 27; Krabbo: Regeſten Nr. 475. 
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drei markgraͤflichen Vögten: Everardus in Spandau, Friedrich in 
Brandenburg, Heinrich in Fahrland (nördl. Potsdam); ſie ſtehen 
hinter dem Truchſeß und dem Schenken !). In einer Urkunde der Mark; 
grafen Otto Il. und Albert II. für Kloſter Lehnin vom Jahre 1201 
erſcheint ein Vogt Arnold von Tangermünde). 1202 wird ein Con- 
radus advocatus in gleicher Stellung genannt?), 1204 ein Heinricus 
advocatus in Brandeburch®), 1207 ein F. advocatus et pueri sui; 
derfelbe 12085). 

Die Zeugenreihe einer Urkunde Albrechts II. für das Domkapitel 
Brandenburg lautet“): .. laici Theodericus dapifer — Ervinus in 
Brandeburch — Albertus in Spandowe advocati. Der letzte wird 
in der Vorrede zum Sachſenſpiegel „Von der Herren Geburt“ als einer 
von des Reiches Schöffen bezeichnet; er galt alſo als Schöffenbarfreier“). 
Wir müſſen uns doch gewarnt fühlen, die Zeugen, die wir in der Reihe 
der Nicht⸗Edlen, alſo zwiſchen den ſchon bekannten Miniſterialen und 
den Inhabern der Hofämter, treffen, ohne weiteres auch den Mini⸗ 
ſterialen zuzurechnen. Es kann vorerſt nur geſagt werden, daß ſie nicht 
oder nicht mehr der Nobilität teilhaftig find. 

Der Vogt von Spandau wird in den folgenden Jahrzehnten mehr⸗ 
fach in brandenburgiſchen Urkunden erwaͤhnts). 1217 werden wir bes 
kannt mit einem Vogt Herwich von Wollmirſtedt, 1225 mit den Vögten 
Otto von Brandenburgs), Friedrich von Tangermünde, Ulrich von 


1) A, VII, 468 ff.; Regeſten Nr. 494. 

2) Die Zeugenreihe dieſer erſt vor einigen Wochen zum Vorſchein gekom⸗ 
menen Urkunde (im G. St.⸗A. Berlin) lautet: Norbertus Brandeburgensis 
episcopus — Baldwinus prepositus in Brandeburch — Burchardus sacerdos 
in Nidecim — Sifridus comes de Beltiz — Badericus frater suus — Fridericus 
de Hosterwalt — Heinricus dapifer — Arnoldus advocatus de Tagermunde 
— Heinricus pincerna. 

3) B, I, 1 f.; Regeſten Nr. 517. 

4) A, VIII, 125; Regeſten Nr. 519. 

5) B, I, 4 und A, III, 89; Regeſten Nr. 532, 534. 

6, A, VIII, 126 ff. (a. 1209); Regeſten Nr. 545. 

7) Hierüber ſ. unten. 

8), A, VIII, 132 ff. (a. 1217); Regeſten Nr. 558: Fredericus de Hasle — 
Erevinus de Jezzant — Conradus de Stoltenhagen — Rodolfus pincerna — 
Albertus advocatus in Spandowe — Borchardus de Cocstede — 
Wernerus de Alstermunde laici. B, I, 6 (a. 1217); Regeſten Nr. 564: Wer- 
nerus de Amvorde — Fridericus de Assele — Arnoldus de Meyndorp — 
Arnoldus de Rossowe — Sifridus de Pesekendorp — Johannes de Gerseleve 
— Richardus de Cocstede — Albertus advocatus de Spandowe — 
Herwichus advocatus de Wolmerstede — Bernhardus de Hildesieve — Jo- 
hannes de Jericho — Ghevehardus de Alvensleve. B, I, 7 (a. 1217); Regeften 
Nr. 563: Albertus advocatus de Spandowe — Henricus pincerna — 
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Arneburg!), Degenhardt von Salzwedel?), Otto von Bertkau, Ger⸗ 
hard von Salzwedeld); und fo geht es fort in den nächſten Jahren. Es 
iſt unnötig, die Aufzählung fortzuſetzen; die Urkunden erhellen ja deut⸗ 
lich den Prozeß des ſchnellen Wachstums der Vogteiverfaſſung und auch 
der Veränderung des Charakters der Zeugenreihen. Die Mehrzahl der 
in den Urkunden genannten Nichtedlen ſind wohl als Erbminiſterialen 
der Markgrafen anzuſprechen; der Charakter der Vogteiverfaſſung erhält 
jetzt gerade durch dies Element die beſtimmende Note. 


Die neuen Amter waren nicht als Lehen ausgegeben; die Erblich⸗ 
keit wurde bei ihnen unterdrückt; ſie wurden „auf Zeit“ — im Anfang 
doch meiſt wohl auf Lebenszeit — verliehen. Im Amte des Vogtes 
waren militärtfche, fiskaliſche und jurisdiktionelle Befugniſſe vereinigt“). 
Die Vögte übten die höhere Zivil⸗ und Kriminalgerichtsbarkeit ihrer 
Bezirke; die niedere Juſtiz fiel den Stadt⸗ und Dorfſchulzen zu; die 
hochſte Inſtanz war der Markgraf. Minifterialen waren es alſo zum 
großen Teil, die jetzt in der Verwaltung des Territoriums die erſte 
Stelle einnahmen, die über die ländliche und — wenigſtens im Anfang 
— auch ſtaͤdtiſche Bevölkerung die hohe Gerichtsbarkeit ausübten, d. h. 
eine Befugnis, die im Reiche, ſolange die alte Gerichtsverfaſſung intakt 
blieb, nur dem vom König mit Banngewalt ausgeſtatteten Grafen 
zuſtand. Die Miniſterialität war, da ja eine Nobilitaͤt in der Mark 
nicht mehr vorhanden, der erſte Stand, die privilegierte Klaſſe. Nie⸗ 
mandem konnte es einfallen, einen Miniſterialen etwa rechtlich einem 
freien Bauern oder gar einem Landſaſſen nachrangieren zu laſſen, 
weil er dorthin als Unfreier nach der alten landrechtlichen Gliederung 


Gozwinus de Boizcenebure — Theodericus de Osterbure — Henricus frater 
suus — Erwinus de Tornowe — Herwicus advocatus — Henricus de Angern. 
A, VIII, 140 (a. 1225) unter dem Zeugnis des Grafen Baderich — Alberti 
ad vocati de Spandow — Sifridi de Stegeliz — Ottonis advocati de Bran- 
denburg — Alberti militis de Pritzerwe — Jordani militis de Pritzerwe. 
S. auch Anm. 1, S. 24. 

1) A, V, 32 (a. 1225) Urkunde des Grafen von Oſterburg: praesentibus 
. . . laicis Arnoldo de Redere — Theoderico quondam dapifero — Meinhardo 
de Undin — Friderico advocato de Tangermunde — Wichardo de Veltheim 
— Olrico et Olrico advocatis — Gernando seniore et iuniore. Den Truchfeß 
und einen der beiden Ulriche halte ich für Minifterialen des Oſterburgers. 

2) A, XXII, 3 (a. 1225); Regeſten Nr. 586: Heinricus curie nostre pin- 
cerna — Conradus de Gartowe — Alvericus de Kercowe — Deghenardus 
advocatus de Zaltwedele. | 

) S. auch S. 24, Anm. 1. 

) Vgl. Kühns Geſch. d. Gerichtsverfaſſung u. d. Prozeſſes i. d. Mark 
Brandenburg, I, 101 ff.; Riedel: Die Mark . II, 430 ff.; Spangen⸗ 
berg a. a. O. 8. 19 und . 
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gehöre. Rechtsbegriffe und Rechtsempfinden der Vorväter waren durch 
gewaltige ſoziale Verſchiebungen umgewandelt oder mit neuem Inhalt 
erfüllt worden. 

Bürger⸗ und Bauerntum tritt in den Zeugniſſen dieſer Epoche 
noch ganz hinter der führenden Schicht, dem Rittertum des Landes, 
zurück; dieſes wird vor allem zum maßgebenden Faktor am Hofe des 
Fürſten ſelbſt!). Auch feine wirtſchaftlichen Lebens bedingungen hatten 
eine bedeutende Erhöhung gefunden. Der Verfall der alten Burg⸗ 
verfaſſung hatte der Miniſterialität perfönliche und wirtſchaftliche Eman⸗ 
zipation gebracht. Ein Teil der alten Dienſtmannen ſaß jetzt über das 
Land verteilt auf kleinen Rittergütern, emſig bedacht auf Mehrung 
des Wohlſtandes, aber bereit, jederzeit im Dienſte ihres Herren wieder 
zur Wehr zu greifen. Das Burgweſen war natörlich nicht untergegangen; 
es blieb vor allem an den Grenzen der Mark nach Norden und Oſten 
von Bedeutung. Aber jetzt war ein anderer Teil der Miniſterialen von 
einfachen Burgmannen zu Befehlshabern in der Burg aufgeſtiegen; 
fie waren jetzt gleichſam die Offiziere über die Schar der reiſigen Knechte, 
über die zu zeitweiligem Burgdienſt verpflichtete ländliche Bevölkerung; 
es lag in dieſer Stellung der Keim zu größerer Machtentfaltung, die von 
den erweiterten Befugniſſen der Befehlshaber leicht auch zu größerer 
perſöͤnlicher und politiſcher Selbſtaͤndigkeit führen konnte?). 


) Daß die Nobilitaͤt noch zur Zeit Albrechts II. (12051220) „die Stütze 
des Landesherren“ bildete, wie Spangenberg a. a. O. S. 21 meint, kann ich 
nicht annehmen. Das Heranziehen der landfremden Nobilitaͤt zur Beurkundung 
entſpringt wohl mehr äußerlichen Motiven. Die Zeit der Regentſchaft nach 
Albrechts II. Tod hat dann endgültig die nichtedle Ritterſchaft zum maßgeben⸗ 
den Einfluß am Hofe gebracht. Die Zeugenreihen der erſten Jahre der Mark⸗ 
grafen Johann I. und Otto III. weiſen kaum einen Nobilis auf. A, VI, 400 
(a. 1226); Regeſten Nr. 587: Heinricus pincerna — Teodericus et Heinricus 
fratres de Ostirburch — Gerhardus de Belitz — Gozwinus de Boizeneburg 
— Albertus de Nyendorp — Gerhardus advocatus de Saltwedele — Alvericus 
de Kercowe — Halt de Angeren — Albertus Falie — Albertus de Redekis- 
dorp — Johannes et Alardus Auca (Gans). — A, XV, 7 f. (a. 1227); Regeſten 
Nr. 589: Henricus pincerna — Albertus de Spandowe — Albertus de Nien- 
dorp — Henricus de Woldenhagen — Everhardus de Cremcowe — Cono 
de Piwelingen — Albertus Falie — Halt de Angern — Volcmarus et Ro- 
dolfus fratres de Rolstede. — B, I, 11 f. (a. 1227); Regeſten Nr. 592: Hen- 
ricus pincerna — Albertus de Niendorp — Thegenardus advocatus de Saltwe- 
dele — Johannes, Albertus, Fridericus, Hartmannus, Bruniggus fratres de 
Redekestorp — Albertus de Lypzeke — Olricus advocatus de Arneburch. 
Vgl. ferner A, X, 195 f. (a. 1228); A, V, 33 (a. 1229); A, V, 33 f. (a. 1229); 
Regeſten Nr. 595, 596, 597. 

) In dieſem Zeitabſchnitt haben wir aber nur einige Zeugniſſe von den 
Befehlshabern der Burg Brandenburg; ſ. A, VIII, 108 (a. 1170) neben A, 
VIII, 116 f. (a. 1186); A, X, 408 f. (a. 1193); A, VIII, 121 (a. 1194); A, VIII, 
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Es gilt nun, die rechtsſtändiſche Gliederung des Volkes im Mittel; 
alter, ſpeziell natürlich in den ſächſiſchen Gebieten, allgemein zu erörtern, 
um auf dieſem Hintergrunde eine Beantwortung der in ihrer eigent⸗ 
lichen rechtlichen Problemſtellung noch ungelöften Frage nach der „Ver⸗ 
ſchmelzung“ der Miniſterialität mit einem Teil der freien ritterlichen 
Bevölkerung und ihrer Fortbildung zur Ritterſchaft und zum niedern 
Adel des Territoriums zu verſuchen !). 


122 (a. 1195); A, X, 185 f. (a. 1196); A, VII, 468 f. (a. 1197). Unter den 
dort genannten gehörten die von Caro, Wedding und beſonders die von Steglitz 
zu den angeſehenſten Geſchlechtern in der Mark; fie erſcheinen des öfteren in 
der Umgebung des Markgrafen. In den angeführten Urkunden wird das Wort 
burgensis gleichbedeutend mit urhanus für den Burgmann, Befehlshaber auf 
der Burg, verwendet. Seit dem 3. Jahrzehnt des 13. Jahrhunderts bedeutet 
es ſtets den Bürger einer Stadt; vgl. A, VI, 399 (a. 1225); A, XV, 3 f. (a. 1231); 
A, XI, 1 f. (a. 1232); A, XIV, 1 (a. 1233): A, III, 341 (a. 1237). 

1) Auf die verfaſſungsrechtliche Entwicklung der Miniſterialität iſt durch 

ſlawiſche Elemente, die möglicherweife eingedrungen fein könnten, kein Einfluß 
ausgeübt worden. Bei keiner Familie des maͤrkiſchen Adels dieſer Zeit läßt 
ſich ſlawiſche Herkunft auch nur einigermaßen wahrſcheinlich machen (ſ. dagegen 
B. Guttmann: Die Germaniſierung der Slawen in der Mark, Forſch. z. br. gr. 
Geſch. IX, 452 ff.). 
Die in der Urkunde A, III, 89 (a. 1208), Regeſten Nr. 534, genannten 
sclavi nobiles Heinricus, Prizzlaviz. Pribbezlauz et Andreas fratres find 
feine „Prinzen“ oder Edle im deutſchrechtlichen Sinne. Daß ihnen das Prädikat 
nobilis zugeſtanden wird, haͤngt mit der ſlawiſchen Staͤndeſchichtung zuſammen; 
fie rechnen zum ſlawiſchen Adel; aber dieſer niedere Adel befand ſich in ſtarker 
Abhängigkeit von den Fürſten (vgl. v. Sommerfeld a. a. O. S. 18), ſo daß der 
deutſche Ritter, wenn er auch ein Miniſteriale, ihnen völlig gleichgeordnet, 
wenn nicht gar übergeordnet erſchien. So ſtehen dieſe ſlawiſchen nobiles auch 
in der Urkunde mitten zwiſchen deutſchen Miniſterialen [ogl. die weiteren Bei⸗ 
ſpiele A, XVII, 3 (a. 1215); A, XXII, 13 (a. 1224); A, I, 445 (a. 1233) ]; das 
Nächſtliegende iſt, in ihnen Begleiter des dort ebenfalls genannten Grafen von 
Schwerin zu ſehen. 

Aus der Tatſache, daß Albrecht der Baͤr 1151 (A, II, 440) dem Biſchof 
von Havelberg von vornherein beftätigt „quitquid aliquis sclavorum de pos- 
sessione terrarum seu facultatum ... donare voluerit‘‘, darf doch nicht gleich 
auf ſlawiſchen Adel oder gar feine Aufnahme in die deutſche Verfaſſung ge⸗ 
ſchloſſen werden. Gegen letzteres ſpricht auch die Tatſache, daß man ſich ja damals 
noch in der Epoche des Kampfes befand, in der es noch häufig zu erbittertem 
Blutvergießen gekommen iſt; vgl. A, VIII, 104 f. (a. 1161); A, VIII, 115 f. 
(a. 1187). 

In den im 13. Jahrhundert zugewonnenen Gebieten der Mark hat ſich 
allerdings wohl ſlawiſcher Adel mit der brandenburgiſchen Ritterſchaft vermiſcht. 
Aber jetzt waren auch die gegenſeitigen Verhaͤltniſſe ganz andere. Seit der Mitte 
des 12. Jahrhunderts war der deutſche Ritter auch in die nördlichen und nord⸗ 
öͤſtlichen Slawengebiete eingezogen, von den Slawenfürſten ſelber zum Teil 
gerufen; vgl. Mecklenburgiſches U.⸗B. I, 64, A. Schulte: Der Adel und die 
deutſche Kirche im Mittelalter, S. 294, 300. Es fand ſo eine friedliche Germani⸗ 
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Die Urkunden der nächſten Gruppe, der wir uns jetzt zuwenden, 
alſo etwa von 1200— 1270, weiſen in ihren Zeugenreihen einen ver⸗ 
änderten Charakter gegenüber den bisher behandelten auf. Nicht nur 
wird die Klaſſifikation der Namen eine andere, ſondern dieſe Namen 
ſelber werden jetzt zahlreicher und machen uns mit einer Fülle neu auf⸗ 
tauchender Geſchlechter bekannt. 

Früher begegneten wir als brandenburgiſchen Miniſterialen denen 
von Arneburg, von Oſterburg, von Gardelegen, von Salzwedel!); fie 
bezeichneten ſich nach den feſten Plätzen der alten Grenzmark. Im 
13. Jahrhundert iſt hier ein völliger Wandel eingetreten; jetzt weiſen 
die Namen der ritterlichen Familien in der überwiegenden Mehrheit auf 
altmärkiſche und oſtſächſiſche Dörfer und Siedelungen zurück?). Soweit 
wir die frühere Beſitzlage dieſer Geſchlechter kennenlernen, macht ſie 
es ſicher, daß ihre Namen nicht erſt von den transelbiſchen Neugrün⸗ 
dungen abgeleitet ſind, deren Namen ſelber ja auch zumeiſt auf links⸗ 
elbiſche Ortſchaften zurückleiten d). Bei der großen Zahl der neuen Familien, 
die uns jetzt bekannt werden, iſt es von vornherein wahrſcheinlich, daß 
ſie nicht alle ihrem Urſprung nach Dienſtmannen geweſen ſein können. 


Von höchſtem Intereſſe iſt es, daß wir die Bezeichnung „Minis 
ſterialen“ in unſerm urkundlichen Material ſeit dem Jahre 1200 nur 


ſierung dort ſtatt, die Verſchmelzung der wendiſchen Nobilität mit der deutſchen 
Ritterſchaft wurde vorbereitet und eingeleitet. Die Zahl pommerſcher Vaſallen 
deutſcher Herkunft, die wahrſcheinlich im Ukerland ſchon vor der Eroberung 
durch die Askanier anſaͤſſig waren, iſt nicht gering, vgl. Riedel: Die Mark Bran⸗ 
denburg, I, 466 f., II, 44 ff. (damit wird v. Sommerfelds Annahme betr. wen⸗ 
diſchen Urſprungs der Familie von Greiffenberg recht fraglich gemacht, vol. 
v. S. a. a. O. S. 24 f.; auch wendiſche Vornamen ſind im Koloniſationsgebiet 
kein Beweis für ſlawiſche Abſtammung, vgl. unten S. 33 Anm. 2). 

In den Gebieten Mecklenburgs und Pommerns, die im 13. Jahrhundert 
der Mark angegliedert wurden, waren natürlich zahlreiche ſlawiſche Edle an⸗ 
fäflig, vgl. B, I, 17 f. (a. 1236); ich erinnere auch an die Familien v. Borke, 
v. Dargatz. 

1) S. oben S. 10 ff. 

2) Die unter der Regierung Johanns I. und Ottos III. hauptſaͤchlich ge; 
nannten Familien ſind: Gartow, Kerkow, Oſterburg, Belitz, Boitzenburg, Sten⸗ 
dal, Gänſe von Putlitz, Werben, Neuendorf, Angern, Falke, Reſtorff, Albert 
von Spandau, Woldenhagen, Rolſtedt, Plotho, Arneburg, Meiendorf, Gröben, 
Stegelitz, Salzwedel, Wellen, Tornow, Irxleben, Care, Wuſtrau, Veltberg, 
Dalhem, Wuſterhauſen, Kruge, Schulenburg, Kneſebeck, Bertkau, Haſſel, Barde⸗ 
leben, Königsmarck, Roſſow, Dannenberg, Wolf, Krakau (b. Magdeburg), 
Kaakſtedt, Redern, Sidow, Alvensleben, Buch, Bornim uſw. Eine Fortſetzung 
der Geſchlechternamen der ſpaͤteren Zeit ſ. bei Spangenberg a. a. O. S. 71 ff. 

3) Vgl. die Aufzählung bei Riedel: Die Mark Brandenburg, II, 46 ff. 
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noch an einigen wenigen Stellen wiederfinden, obwohl die Zahl der 
erhaltenen Zeugniſſe raſch von Jahr zu Jahr anwächſt. Das rechtliche 
Verhältnis, dem wir bis dahin eine weittragende Bedeutung für die 
verfaſſungsgeſchichtliche Entwicklung der Mark zuerkannten, findet 
fortan — mit wenigen Ausnahmen — keine Erwähnung mehr in den 
Quellen. Man hat deshalb früher bis auf v. Sommerfelds Unter⸗ 
ſuchungen auch nie von einer märkiſchen Miniſterialität ſchlechtweg 
geſprochen, ſondern nahm an, daß das verfaſſungsrechtliche Inſtitut der 
Miniſterialität in die Koloniallande überhaupt keinen Eingang gefunden 
habe!). Das Wort „ministerialis“ habe in Brandenburg, wenigſtens 
dort, wo es noch im 13. Jahrhundert erſcheint, wie in Schleſien, nur 
die Inhaber der Hofämter und andere höchſte Beamtete bezeichnet. 
Wir müſſen alſo eine gründliche Erklaͤrung des offenbaren Entwicklungs⸗ 
reſultates verſuchen. 

Von „Miniſterialen“ hörten wir zuletzt in der großen Auflaſſungs⸗ 
urkunde der Markgrafen für das Erzſtift Magdeburg 11962); danach 
begegnen wir erſt 1225 wieder dieſem Worte. Im ſelben Jahre naͤm⸗ 
lich verkaufte Graf Heinrich I. von Aſcharien als Vormund der beiden 
Markgrafen Johann und Otto der Stadt Werben die Wieſe Prinzlow 
mit Rat der Edlen und Miniſterialen?) :... quod nos una cum nostris 
nepotibus de Brandenburg pro quodam debito persolvendo, habito 
super consilio tam nobilium quam ministerialium discre- 
torum, burgensibus de Werbene vendidimus. .. Die nicht klaſſi⸗ 
fisierte Zeugenreihe enthält die Namen der Grafen von Lüchow, Oſter⸗ 
burg und Dannenberg; ferner die Alverici militis de Kerkowe — 
Gerhardi de Cartbowe — Johannis Gans — Thegenhardi?) — Goz- 
wini5) — Thiderici de Osterburg — Heinrici fratris sui — Gerhardi 
de Belitz — Tiderici de Ecsted — Ottonis advocati de Bertigge — 


1) Vgl. C. Hegel: Geſchichte der mecklenburgiſchen Landſtaͤnde bis zum 
Jahre 1555 (Rektoratsprogramm Roſtock 1856), S. 22 und S. 22, Anm. 3; 
Tzſchoppe⸗Stenzel: Schleſiſch⸗Lauſitziſche Urkundenſammlung z. Geſch. d. Urs 
ſprungs d. Staͤdte u. d. Einführung u. Verbreitung deutſcher Rechte, 1832, 
S. 54 und 70; G. W. v. Raumer in Ledeburs Allgemeinem Archiv IX, S. 294 
Anm. und: Geſchichte und Verfaſſung der Churmark Brandenburg S. 67; 
S. W. Wohlbrück: Geſchichtliche Nachrichten von dem Geſchlecht von Alvens⸗ 
leben I, S. 90 Anm.; L. v. Ledebur: Dynaſtiſche Forſchungen II, S. 5ı ff.; 
Riedel: Die Mark Brandenburg II, 162; C. Bornhak; Preußiſche Staats⸗ und 
Rechtsgeſchichte S. 8. Etwas abſeits ſteht Droyſens Anſicht: Geſchichte der 
preußiſchen Politik 1, 30. 

2) S. oben S. 11f. 

8) Codex diplom. Anhalt. II, Nr. 81. Krabbo: Regeſten Nr. 581. 

) Vogt von Salzwedel. 

5) von Boitzenburg. 
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Heinrici de Stendal — Sifridi de Stegeliz — Alberti advocati de 
Spandowe — Heinrici de Kungesmarck — Friderici de Kamerik — 
Johannis et Arnoldi de Werbene!), Die Reihe der Ritter, die mit 
Albrich von Kerkow beginnt, enthält die bekannteſten Namen jener 
Zeit; nur Friedrich von Kameric wird allein hier erwähnt. 


1253 tauſchen die Markgrafen von Brandenburg Uda, die Gattin 
des mächtigen Magdeburger Miniſterialen Richard von Zerbſt, der auch 
marfgräflicher Vaſall geworden war, vom König Wilhelm (von Holland) 
ein gegen Grita, die Gattin Heinrichs von Herbke. Das Wort mini- 
sterialis wird, dem Anſchein nach mit Abſicht, in der Urkunde vermieden; 
wir kommen auf dieſen ganzen Vorgang, der beſtimmten politiſchen 
Zwecken entſprang, an ſpäterer Stelle ausführlicher zu fprechen?). 


1256 übertragen die Markgrafen Johann und Otto auf die Stadt 
Pritzwalk Seehauſenſches Stadtrecht. Darin iſt enthalten die Beſtim⸗ 
mung, daß der Schuldner eines Bürgers ſich vor dem Stadtgericht zu 
verantworten habe „exceptis nostris ministerialibus, militibus 
at que serviss).“ Das Beachtenswerte iſt hier das Nebeneinander 
von ministerialis und miles. v. Sommerfeld ſieht in erſteren an dieſer 
Stelle „nicht jeden Dienſtmann ſchlechthin, ſondern den Hof⸗ oder 
Landesbeamten zum Unterſchied von den übrigen Mannen “).“ Ich 
werde auch hierauf erſt an ſpäterem Ort zurückgreifen“). 


1269 ſchließen die Markgrafen Otto und Albrecht aus der Salz⸗ 
wedler (ottoniſchen) Linie ein Bündnis mit dem Herzog Johann von 
Braunſchweig. Sie verpflichten ſich zu einer Geldleiſtung, für deren 
pünktliche Zahlung fie mehrere Vaſallen zu Bürgen ſtellen: quando- 
cumque dictam pecuniam terminis non solverimus prelibatis, intra- 
bunt nobilis dominus Lutardus de Meynersem senior), ministe- 
riales Johannes dictus Balch — Rodolfus de Boyster — Ulri- 
cus de Crüge — Gevehardus de Alvensleve — Johannes Gans — 


1) Der Graf von Oſterburg iſt im 13. Jahrhundert nur in dieſem einen 
Fall in einer brandenburgiſchen Urkunde nachweisbar. — Die von H. Krabbo: 
Forſch. z. br.⸗pr. Geſch. XXV, S. 1 mitgeteilte Urkunde des Jahres 1225 (Re⸗ 
geſten Nr. 584) (betr. markgraͤflicher Dienſtmannen in Worpswede) kommt 
natürlich für unſere brandenburgiſchen Verhäͤltniſſe nicht in Betracht. Ebenſo⸗ 
wenig die Urkunde Codex diplom. Anhalt. II, Nr. 116 (a. 1233) Regeſten 
Nr. 612; auch die dort genannten Miniſterialen ſind ja nicht brandenburgiſche. 

2) S. unten S. 73f. 

8) Riedel A, III, 342 f.; Krabbo: Regeſten Nr. 795. 

) v. Sommerfeld a. a. O. S. 146, Anm. 1. 

5) S. unten S. 9ö6 ff. 

6) Ein nichtbrandenburgiſcher Edler, der laͤngere Zeit am Hofe der Marks 
grafen ſich aufhielt. 
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Gerardus Wolf — Arnoldus de Jagowe quilibet in loco sibi 
prefixo!), 

Die Nennung von Miniſterialen findet hier wie in dem erſtange⸗ 
führten Beiſpiel von 1225 bei einer Gelegenheit ſtatt, wo auswaͤrtige 
Einflüſſe von vornherein angenommen werden können. Die Beiſpiele 
von 1253 und 1256 dürfen aber nicht auf ein Miniſterialitätsverhältnis 
gedeutet werden; es beſteht alſo die Tatſache, daß in den brandenbur⸗ 
giſchen Urkunden von 1200— 1270, mit zwei Ausnahmen, die auf Be⸗ 
ziehungen nach auswärts hinweiſen, ſich keine Erwähnung von Dienſt⸗ 
mannen findet. Es iſt doch wahrſcheinlich, daß in den beiden Urkunden 
von 1225 und 1269 nur die für auswärtige Rechtsverhäͤltniſſe charak⸗ 
teriſtiſchen Begriffe auf Verhältniſſe in Brandenburg übertragen find, 
die wir als Miniſterialität im alten Sinn vielleicht nicht mehr bezeichnen 
können. 

Allerdings erfahren wir ſpäterhin, 1269 und 1280, ſogar noch von 
Miniſterialentauſch zwiſchen den Markgrafen und dem Erzſtift Magde⸗ 
burg, und dem Wort ministerialis begegnen wir auch ſonſt noch in den 
Jahren 1280, 1292, 1308, 1317, ſogar noch 1337; aber auch hinſichtlich 
dieſer Fälle werden wir in einem ſpäteren Abſchnitt ausführen, daß 
hier Beſonderheiten vorliegen, daß nicht auf ein eigentliches Miniſte⸗ 
rialen verhältnis geſchloſſen werden kann?). 

In den klaſſifizierten Zeugenreihen der Urkunden des 12. Jahr⸗ 
hunderts fanden wir die beiden großen Gruppen der nobiles und der 
ministeriales. Die Urkunden der erſten Jahrzehnte des 13. Jahrhunderts 
find zum großen Teile unklaſſifiziert; es iſt dies gleichſam das Kenn; 
zeichen einer Übergangsepoche zu einer neuen Art der Klaſſifikation 
der Zeugenreihen, die ſich ſeit 1230 etwa in zunehmendem Maße nach den 
nobiles, dem hohen dynaſtiſchen Adel, und den milites, den Rittern, 
gruppieren. f 

Die Anfänge des Ritterweſens führen in frühe Zeit zurück; ſie 
waren gegeben mit dem Aufhören des alten Volksheeres und der Be⸗ 
ſchraͤnkung des Waffendienſtes auf beſtimmte Volksgruppen. Ritter⸗ 
weſen und Lehensweſen ſtanden in engem Zuſammenhang, und wie bei 
dieſem fo wurden auch bald für erſteres in feiner Entwicklung öffentlich⸗ 
rechtliche Geſichtspunkte beſtimmend. Im Ritterweſen kommt jenes 
neue korporative Element des mittelalterlichen Ständeweſens zur Er⸗ 
ſcheinung, das der ſtärkſte Antrieb in der Aberwindung der alten geburts⸗ 
ſtändiſchen Ordnung geworden iſt. Im Rittertum, einer Art univerſaler 


1) Riedel B, I, 100 f.; Krabbo: Regeſten Nr. 967; über das „Einlager“, 
von dem hier die Rede, vgl. unten S. 116, Anm. 4. 
2) S. unten S. 74 ff. und 96 ff. 
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Organiſation, deren Ideen eine bedeutende Schwungkraft innewohnte, 
entfalteten ſich weithinwirkende rechtsbildende Kräfte, die ſich ſowohl 
in dem politiſchen Aufbau der Territorien als auch in dem Neubau 
der rechtsſtändiſchen Gliederung des Volkes bewieſen. Es war bedeu⸗ 
tungsvoll, daß die Miniſterialen, deren ſozialer Aufſtieg gerade auf ihre 
militaͤriſche Verwendbarkeit zurückzuführen If, vom Ritterweſen von 
Anfang an nicht ausgeſchloſſen waren. 


Die alten Geburtsſtaͤnde wurden in unſerer Epoche erſetzt durch 
die neuen, auf korporativer Baſis erwachſenen Berufsſtaͤnde. Nicht mehr 
die alte Scheidung in Frei und Unfrei galt jetzt für die Ritter. Der 
kriegeriſche Beruf, der von den Ahnen her in einer Familie geübt war, 
ſchloß alle zum gleichen Stande zuſammen, gab allen die gleiche Ehre 
vor den übrigen Volksgenoſſen. Eine ariſtokratiſche Berufsgenoſſen⸗ 
ſchaft ſchuf ſich in den Formen des Rittertums doch auch ſchon wieder 
die Keimzellen zu den ſpäteren Rechtsnormen eines neuen ariſtokra⸗ 
tiſchen Volks⸗ und Geburtsſtandes. Im Rittertum fand die ſo ziale 
Gleichberechtigung, die der Miniſteriale ſchon lange mit dem kleinen 
freien Rittersmann errungen hatte, einen vollen rechtlichen Ausdruck, 
eine Anerkennung, für die die alte ſtarre Konſtruktion der mittelalter⸗ 
lichen landrechtlichen Begriffe nicht biegſam genug war. 


Die Inſtitution des Rittertums, die an der neuen landſchaftlichen 
Gliederung ihren Rückhalt gewann und in den territorialen Ritter⸗ 
ſchaften reich verknoſpet zur Blüte gelangte, iſt in Deutſchland wäh⸗ 
rend des 12. Jahrhunderts, langſam von Süden nach Norden vor⸗ 
gedrungen. Wir erkennen ihr Vorrücken an der Einbürgerung des 
Wortes miles als Titel und Standesmerkmal in den Zeugenreihen der 
Urkunden. An der brandenburgiſchen Grenze treffen wir 1204 zum 
erſtenmal zwei Ritter in einer Urkunde Ottos II. für Lehnin !). Das 
nächſte Zeugnis ſtammt aus dem Jahre 1208, das dritte von 1209. 
Eine andere Urkunde dieſes Jahres faßt ſchon ſämtliche Zeugen unter 
der Bezeichnung milites zuſammen?). In den nächſten beiden Jahr⸗ 
zehnten iſt der Gebrauch des miles noch ſchwankend und willkürlich; 
aber er gewinnt ſeit den dreißiger Jahren des 13. Jahrhunderts große 
Regelmäßigkeit'); die Mehrzahl der Zeugen führt jetzt den Titel; und 


) Riedel A, X, 188; Krabbo: Regeſten Nr. 522. — In den Zeugniſſen 
des thüringiſchen Kloſters Walkenried werden 1193 die erſten Ritter erwaͤhnt, 
in Weſtfalen 1198, in Mecklenburg 1219, in Pommern 1235. 

2) A, III, 89 (a. 1208); A, VIII, 126 ff. (a. 1209); A, III, 89 ff. (a. 1209); 
Regeſten Nr. 534, 545, 546. 

3) Vgl. A, X, 80 f. (a. 1211); A, VIII, 137 f. (a. 1220); VIII, 140 (a. 
1225); VI, 399 (a. 1225); VI, 400 f. (a. 1226); VIII, 140 f. (a. 1226); VIII, 
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ſeit derſelben Zeit werden in brandenburgiſchen Urkunden auch in glei⸗ 
cher Häufigkeit Ritter und Knappen unterſchieden (anfangs milites — 
clientes bzw. servi; dann milites — famuli, im 14. Jahrhundert 
haufig armigeri) !). Seit der Mitte des 13. Jahrhunderts iſt die Be; 
zeichnung miles als rechtlicher Begriff der Zugehörigkeit zur Ritter⸗ 
ſchaft, ſpäter zum niedern Adel bereits feſt geworden“). 

Hinter dem Worte miles im 13. Jahrhundert war gleichſam ver⸗ 
borgen der Verſchmelzungsprozeß zweier verſchiedener Elemente. Ehe⸗ 
mals unfreie, dienſtmänniſche und altfreie Ritter waren jetzt unter 
ſeinem Zeichen zu einem neuen, territorialen Geburtsſtande vereinigt. 
Die Beſonderheit der Verfaſſungsverhältniſſe auf brandenburgiſchem 
Boden hat in höchſtem Maße auf dieſen Vorgang fördernd gewirkt 
und hat raſch die Nahtſtelle zwiſchen beiden Gliedern ausgeblaßt und 
zum Schwinden gebracht. 

Bei einer Reihe brandenburgiſcher Rittergeſchlechter läßt ſich doch 
noch der Nachweis ihrer altfreien Abſtammung führen; ſie erſcheinen 
im 12. Jahrhundert unter der Klaſſe der nobiles; aber dieſer Begriff 
hat in der Zeit der Herausbildung des Territorialſtaats eine bedeutende 


141 f. (a. 1227); V, 7 (a. 1229); VIII, 143 (a. 1230); XXII, 428 (a. 1232); 
XIII, 203 (a. 1233); XXII, 364 f. (a. 1233): XXIV, 332 f. (a. 1236); VIII, 
151 f. (a. 1238); XI, 3 (a. 1240) uſw. uſw. 

1) Zum erſtenmal in Belzig an der brandenburgiſchen Grenze 1219 (A, 
X, 193); dann in der Mark ſelbſt A, XXII, 364 (a. 1233); A, X, 199, 200 
(a. 1241); A, XV, 1I, 87 (a. 1243); B, I, 23 f. (a. 1244); A, XIV, 3 f. (a. 1247); 
XXV, 171 (a. 12 55 XV, II f. (a. 1249); A, XIII, 210 f. (a. 1261); A, I, 
295 f. (a. 1264); A, XVI, 320 (a. 1269); XXII, 371 (a. 1270); XVI, 320 f. 
(a. 1280) uſw. 

Als ehrendes Praͤdikat für den des Rittertitels Teilhaften wird oft auch 
die Bezeichnung „dominus“ gebraucht. Wir finden ſie für den oben (S. 13, 
Anm. 3) erwahnten Gerbert von Leitzkau, der ſie vielleicht noch wegen ſeiner 
Nobilität trug. Dann hören wir von Evererus von Lindow und feinem Sohn 
Richard als von den Herren von L. (S. 9); 1200 wird der dominus Fridericus 
de Osterwald genannt (A, XVI, 395). Aber das Praͤdikat dominus iſt uns 
regelmäßig und willkürlich geblieben. Werden Ritter und Knappen in einer 
Zeugenreihe aufgeführt, ſo werden nur die erſten als Herren bezeichnet. Vgl. 
A, XV, 8 f. (a. 1231); A, XVII, 4 (a. 1232); A, XXII, 363 (a. 1232); A, X, 
198 (a. 1233); X, 198 f. (a. 1234); VI, 14 (a. 1235); XIV, 5 (a. 1248); II, 202 
(a. 1263); XIII, 211 f. (a. 1267); B, VI, 11 f. (a. 1272), — Zuweilen wird der 
dominus-Titel nur der Geiſtlichkeit (B, I, 106 f., a. 1271; A, XXIV, 338, a 
1285) oder den Angehörigen des hohen Adels zuteil (B, I, 23 f., a. 1244; 
A, XIV, 10, a. 1267; A, VIII 168 f., a. 1269; B I, 100 f., a. 1269; A, VII, 
243 f., a. 1270 uſw. | 

) 1231 ließen fich auch die beiden Markgrafen von Brandenburg zu Rit⸗ 
tern ſchlagen; ſie waren ſo gleichſam die primi interpares (ſ. Riedel, D, Chronik 
des Pulkama a. 1231). 
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Einſchränkung erfahren; nur noch die hochadligen dynaſtiſchen Familien 
im Reiche führen im 13. Jahrhundert dies auszeichnende Prädikat; 
die Mehrzahl der Altfreien ſteht im territorialen Verband und begnügt 
ſich mit dem Kennwort des neuen Geburtsſtandes, eben mit dem ein⸗ 
fachen Titel des miles. 


Der Verluſt der Nobilitaͤt iſt augenſcheinlich bei der Familie d der 
Gänſe von Putlitz; 1179 wird ein Johann Gans in einem kaiſerlichen 
Schreiben als nobilis angeredet; ſeit 1200 finden wir die Angehörigen 
des Geſchlechts den einfachen Rittern des Landes zugeordnet). 

In Urkunden von 1177, 1179, 1181 war uns als nobilis ein Ger⸗ 
hard Falke (von Arneburg) entgegengetreten?). 1226 treffen wir einen 
Albert Falke (Falie) wieder; jetzt und in den folgenden Jahren ſtets in 
einer Stellung, die deutlich die Zugehörigkeit zur niederen Ritterſchaft 
bekundet). 

In der Vorrede zum Sachſenſpiegel „Von der Herren Geburt“ 
wird under des rikes scepenen aus dem Nordſchwabengau der voget 
albrecht von spandowe erwähnt, dem wir als Angehörigen des Ritter⸗ 
ſtandes dann in einer Reihe maͤrkiſcher Urkunden ſeit dem Jahre 1209 
begegneten). | 

Unter den in jener Vorrede aufgeführten edlen, ſchöffenbarfreien 
Familien fränkiſcher Herkunft befinden ſich auch die von Klöden (de von 
klodene). Einen Werner von Klöden trafen wir in einer märkiſchen 
Urkunde von 1181 unter den nobiles. Auch dies Geſchlecht hat im 
13. Jahrhundert das Prädikat der Edelfreiheit eingebüßt“). 


In der Zeugenreihe einer Urkunde Albrechts II. für das Kloſter 
Hillersleben vom Jahre 1217 erſcheinen die drei Familien von Haſſel, 
von Meiendorf und von Roſſow, die ihrer Herkunft nach ebenfalls als 


1) S. S. 17, Anm. 2. 

2) S. S. 10 und S. 13, Anm. 3. 

3) A, VI, 400 u. 400 f. (a. 1226); A, XV, 7 (a. 1227); A, XIII, 312 
(a. 1236); A, XV, 11 (a. 1243), 11 (a. 1249). Krabbo: Regeſten Nr. 587, 589, 
635, 685, 724. 

4) S. S. 22f. 

5) Vgl. S. 10 und A, VIII, 142 (a. 1230); A, X, 198 f. (a. 1234); A 
XVIII, 371 f. (a. 1300). Vgl. auch K. F. v. Klöden: Geſchichte einer altmärs 
kiſchen Familie im Laufe der Zeiten von ihrem Anfang bis zur Gegenwart, 1854. 

6) B, I, 6 (a. 1217); Regeſten Nr. 564: Wernerus de Amvorde — Fri- 
dericus de Assele — Arnoldus de Meyndorp — Arnoldus de Rossowe — 
Sifridus de Pesekendorp — Johannes de Gerseleve — Richardus de Coc- 
stede — Albertus advocatus de Spandowe — Herwichus advocatus de 
Wolmerstede — Bernhardus de Hildesleve — Johannes de Jericho — Gheve- 
hardus de Alvensleve. 
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edelfrei anzuſprechen find, die aber im Verlaufe des 13. Jahrhunderts 
ihre politiſche Freiheit eingebüßt haben. 

Die Familie von Haſſel iſt bis 1240 nachweisbar. Friedrich von 
Haſſel erſcheint in unklaſſifizierten Zeugenreihen von 1208 hinter dem 
angeſehenen Edlen von Hadmersleben und vor dem dapifer Dietrich, 
1209 hinter Fridericus. iunior advocatus in Saltwedel, der ein nobilis 
iſt, und vor dem Truchſeſſen!), 1212 hinter dem Grafen von Schwerin 
und Jachezo von Salzwedel, der aus dem Geſchlecht der Edlen von 
Salzwedel, und vor den Miniſterialen von Oſterburg?), rar hinter 
dem Burggrafen von Brandenburg und vor dem maͤchtigen Magde⸗ 
burger Miniſterialen von Briegen?); in Urkunden der Jahre 1215, 
1216, 1217 iſt er ſtets allen bekannten Miniſterialen und Rittern voran⸗ 
geſtellt). Er ſteht gleichſam auf einer Ubergangsſtufe zwiſchen Nobilität 
und niederadliger Ritterſchaft. 1240 erſcheint ein Siegfried von Haſſel 
an erſter Stelle in der Zeugenreihe vor Bertold von Feldberg (f. unten), 
Dietrich von Strabow, Willekin von Tornow und anderen Rittern. 
1244 treffen wir zum letzten Male einen Friedrich von Haſſel, jetzt in⸗ 
mitten brandenburgiſcher Ritter ). 

Von den von Meiendorf berichtet die Landrechtsgloſſe zum Sachſen⸗ 
ſpiegel im 14. Jahrhundert, daß fie Schöffenbarfreie ſeien“). Aber die 
Bezeichnung nobilis, die noch im 12. Jahrhundert ſolchen Familien 
anhaftete, trugen ſie lange nicht mehr; die urkundlichen Zeugniſſe des 
13. und 14. Jahrhunderts kennzeichnen ſie durchaus als Angehörige 
der Ritterſchaft'). Wenn man den Verluſt der Nobilität auf ein Herab⸗ 
ſinken in die „unfreie“ Miniſterialität, auf den Verluſt der alten geburts⸗ 
ſtändiſchen Qualität zurückführen will, fo muß doch dieſe Gloſſenſtelle 
ebenſoſehr gegen dieſe Annahme bedenklich machen wie die klare Aus⸗ 
drucksweiſe der Vorrede zum Sachſenſpiegel. Oder ſollte Eike von Rep⸗ 
gow, in deſſen Rechtsbuch der Miniſteriale ja noch durch die ſtaͤrkſten 
Schranken von den Freien geſchieden iſt, den Übertritt des Vogtes 


1) A, XVII, 2 f. (a. 1208); A, V, 30 (a. 1209). Vgl. S. 21, Anm. 3. 
en Hr. 536, 544. 

I, 5 f. (a. 1212); Regeſten Nr. 550. Der Edle Jaczo von Salz⸗ 
wedel 1 fpäter nach Pommern gezogen und hat die Witwe des Wratislaw von 
Gützkow, Dobroslawa, geheiratet; ſo iſt er der Stammvater der ſpäteren Grafen 
von Gützkow geworden; ſ. Pommerſches U.⸗B. I, S. 158, Nr. 212; S. 259 f., 
Nr. 346. Vgl. auch Riedel: A, XXII, 363 (a. 1231); A, XVI, 316 (a. 1235). 

) A, VIII, 130 f. (a. 1215). 
4) A, XV, 7 (a. 1215); A, VIII, 132 (a. 1216); A, VIII, 136 (a. 1217). 
5) A, XI, 3 (a. 1240); A, X, 203 f. (a. 1244); Regeſten Nr. 664, 694. 
6) G. S. 106, Anm. 2. 
7) Vgl. 2 Zallinger: Die Schöffenbarfreien des Sachſenſpiegels, S. 48, 6ıf. 
Bei Riedel: B, VI, 1 (a. 1230); C, I, 10 (a. 1280) und Regiſter. 
©. 5 Die Miniſterialität in Brandenburg. 3 
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Albrecht und derer von Klöden in die brandenburgiſche Miniſterialität 
einfach mit Stillſchweigen übergangen haben!)? 

Auch für die von Roſſow iſt altfreie Herkunft wahrſcheinlich?). 
Seit 1249 tritt das Geſchlecht in den brandenburgiſchen Urkunden 
wieder hervor; es hat ſich, wenn auch nicht mehr als nobilis bezeichnet, 
doch eine auszeichnende Stellung innerhalb der Zeugenreihen bewahrt. 
1249 ſteht Johannes von Roſſow hinter dem Grafen von Dannenberg 
und Friedrich von Care“), aber vor Johannes Gans und andern Rittern; 
in den beiden folgenden Jahrzehnten finden wir ihn ſtets an der Spitze 
der Zeugenreihen vor Johannes Gans, vor denen von Oſterburg, 
von Alvensleben uſw.“). In ſpäteren Jahren ſtehen die Angehörigen 
des Geſchlechts dann aber mitten zwiſchen den andern Vertretern der 
brandenburgiſchen Ritterſchaft'). 

Eine ganz ähnliche Beobachtung gilt auch für die von Feldberg. 
1177 und 1181 begegneten wir einem nobilis Konrad von Feldberg: 
1227 und 1236 ſteht ein Bertold von Feldberg als dominus bezeichnet 
an der Spitze der Zeugen; 1240 ſteht er hinter Siegfried von Haſſel, 
vor Dietrich von Stralow und andern, 1242 vor Willekin von Tornow, 
1244 vor Friedrich von Care, vor Friedrich von Bertkau und andern 
Rittern, an der Spitze aller Zeugen“). Doch gehörte die Familie nicht 
mehr zu den nobiles; eines ihrer Mitglieder war im 14. Jahrhundert 
marfgräflicher Hofrichter . 


1) v. Zallinger a. a. O. S. 183 ff. behandelt eingehend die Reichsſchoͤffen 
der Vorrede. Er glaubt, fie alle ſeien in die Miniſterialitaͤt übergetreten. Aber 
bei keinem der Genannten läßt ſich der Rechtsvorgang des Übertritts wahr⸗ 
ſcheinlich machen; Albrecht von Spandau war die Hauptſtütze der Anſicht Zal⸗ 
lingers. Wir werden alsbald auf die Theorie v. Zallingers, daß der Grund für 
den Verluſt der Nobilität der „Übertritt“ in die Dienſtmannſchaft geweſen ſei, 
näher einzugehen haben. 

2) Vgl. v. Zallinger a. a. O. S. 35, 56, 73f. 

3) A, XV, 11 f. (a. 1249); Krabbo: Regeſten Nr. 724. — Auch F. v. Care 
(Karow) tritt mehrfach in den Zeugenreihen an die erſte Stelle, findet ſich ander⸗ 
ſeits aber auch mitten zwiſchen andern Rittern; ogl. A, XXII, 364 (a. 1233); 
XXII, 366 (a. 1240); VI, 87 f., 88 (a. 1241); VIII, 157 (a. 1244); X, 3 (a. 
1257); Regeſten Nr. 614, 668, 672. 

4) A, XXV, 171 f. (a. 1251); XXII, 6 (a. 1252); XXII, 6 f. (a. 1253), 
369 f. (a. 1254); XIV, 8 f. (a. 1263); XI, 5 (a. 1264); XXIV, 339 (a. 1266); 
Regeſten Nr. 734, 752, 769, 774, 882, 904, 919. 

) A, XXII, 374 f. (a. 1284); VI, 347 f. (a. 1321) uſw. 

6) Vgl. S. 10 f. Ferner A, VI, 11 (a. 1227); B, I, 17 f. (a. 1236); 
A, XI, 3 (a. 1240); A, X, 200 f. (a. 1242); A, VIII, 156 f. (a. 1244); A, X 
202 (a. 1244); Regeſten Nr. 636, 664, 680, 688, 695. 

) A, XIX, 14 (a. 1344); A, XXI, 35 (a. 1352); ſ. auch noch B, I, 203 
(a. 1292); A, VI, 28 (a. 1298); A, XIII, 11 (a. 1300); B, I, 255 (a. 1304). 
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Wenn wir der Vollſtandigkeit halber noch einige Rittergeſchlechter 
Brandenburgs namhaft machen, die ihrer Abſtammung nach als altfrei 
angeſehen werden müſſen, ſo erheben wir nicht den Anſpruch, die wirk⸗ 
liche Zahl ſolcher Familien auch nur annähernd feſtſtellen zu können; 
das Material verſagt für dieſes Ziel. Wir erwähnen nur die von Wellen !), 
von Eichſtedt?), von Gröben“) und die erſt in fpäterer Zeit nach Branden⸗ 
burg übergeſiedelten von Redern und von Wedel“). Altfreie Herkunft 
iſt möglich auch bei denen von Kröcher und von Wodenswegen'). 

Es iſt eine allgemeine ſäkulare Erſcheinung, die wir auch hier in den 
brandenburgiſchen Zeugniſſen beobachten: ein Teil der edelfreien Bevöͤlke⸗ 
rung ſcheidet aus feinen alten rechtsſtaͤndiſchen Verhaͤltniſſen aus und ver; 
einigt ſich mit der Miniſterialität der Fürſten zu einem neuen territorialen 
Berufs⸗ und Geburtsſtand der Ritterſchaft und des niederen Adels. 
Große verfaſſungsgeſchichtliche Verſchiebungen ſind dahinter verborgen. 

Dieſe allgemeine Problemſtellung hat gerade für die benachbarten 
Gebiete Oſtſachſens und Oſtfalens eingehende Behandlung erfahren. 
Alle rechtsſtändiſchen Verhältniſſe des Mittelalters kamen im Gerichts; 
weſen zum prägnauteſten Ausdruck, und fo mußte gerade die Unter; 
ſuchung, die die Umbildung der geſamten Gerichtsverfaſſung an der Wende 
des 12. und 13. Jahrhunderts ins Auge faßte, ſpezielle Reſultate auch 
hinſichtlich der Umwälzungen innerhalb der mittelalterlichen Geburts⸗ 
und Rechtsſtände zeitigen. Faſſen wir die Ergebniſſe der Arbeiten 
v. Zallingers und E. Meiſters über den Sachſenſpiegel und über die 
oſtſächſiſche Gerichtsverfaſſung zuſammen “), fo haben wir die Erkenntnis, 
daß die rechtsſtändiſchen Verſchiebungen, die wir aus den Zeugenreihen 
der Urkunden jener Zeit herausleſen, in der veränderten Zuſammen⸗ 
ſetzung der Gerichtsgemeinde des Grafengerichts ihre notwendige 
Parallele findet. Bis zum Ausgang des 12. Jahrhunderts gehörten 


1) S. A, XVI, 2 f. (a. 1151); A, XXII, 421 f. (a. 1197); A, XVII, 2f, 
(a. 1208); B, I, 14 f. (a. 1233). 

2) Vgl. Familienbuch des dynaſtiſchen (2) Geſchlechts der von Eickſtedt in 
Thüringen, Pommern, den Marken und Schleſien, bearb. von Frhr. v. Eickſtedt, 
2 Bde., 1860. 

3) Vgl. die im Codex diplom. Anhalt. I, Nr. 362, 413, 425, 461, 464 uſw. 
gegebenen Belege. 

4) Vgl. v. Sommerfeld a. a. O. 8. 152, Anm. 1; v. Zallinger a. a. O. 
S. 93, 112; H. v. Wedel: Über die Herkunft, die politiſche Bedeutung und die 
Standesſtellung des Geſchlechts von Wedel, 1915. 

5) A. H. v. Kröcher: Geſchichte des Geſchlechts von Kröcher, 2 Bde., 1864 f. 
— Maͤrkiſche Forſchungen VIII, 41 ff., 186 ff.; v. Sommerfeld a. a. O. S. 152, 
Anm. 1. 

) Bol. v. Zallinger: Die Schöffenbarfreien des Sachſenſpiegels 1877. — 
€. aneifer: Hrftfälifche Gerichtsverfaſſung im Mittelalter, 1912. 
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zu ihr die nobiles und die liberi, d. h. die geſamte freie Bevölkerung 
des Gaues, gleichgültig ob ritterlichen oder bäuerlichen Standes!). 
Aber ſchon drang jetzt auch hier die Miniſterialität ein; ſie uſurpierte 
ihren Platz auf der Schöffenbank: ein Vorgang von höchſter Bedeutung! 
Der ſoziale Anſtieg der Dienſtmannen hatte Breſche gelegt in die alt⸗ 
überkommene Rechtsſatzung; der Miniſteriale ſtellte ſich neben den 
freien, den ſchöffenbarfreien Mann. Es war dies zugleich ein ſinn⸗ 
fälliger Ausdruck dafür, daß die alte geburtsſtändiſche Gliederung zer⸗ 
brochen, daß fortan die Scheidung in ritterlichen und bäuerlichen Stand 
rechtsſtändiſche Qualitäten begründen würde. Und während zur gleichen 
Zeit ein Teil der Gerichtsgenoſſen, ihre Nobilität damals einbüßt und 
in der neuen Ordnung des Ritterſtandes (milites) mit den Miniſter ialen 
verſchmilzt, ſetzen ſich die Machtigeren unter den nobiles über ihre Ding; 
pflicht überhaupt hinweg; ſie machen ſich von der Gerichtsgewalt der 
neuen Territorialherren immun und ſchwingen ſich ſelber zu kleinen 
Dynaſten, zu Freiherren auf; auf der andern Seite zieht ſich auch die 
bäuerliche Bevölkerung aus dem einſtigen Grafengericht zurück und 
ſchafft ſich durch den Ausbau der Frei⸗ und der Gogerichte einen 
neuen Gerichtsſtand, eine neue Gerichtsverfaſſung; das alte Grafen⸗ 
gericht, in dem die milites altfreier und dienſtmänniſcher Her⸗ 
kunft zurückblieben, wurde zum Standesgericht der Ritterſchaft des 
Territoriums?) 

Nach v. Zallingers und E. Meiſters Annahme war es ein Gericht 
„unfreier“ Ritter, ein Gericht für Miniſterialen geworden. Ein Teil 
der alten Nobilität habe ſich in jener Epoche veranlaßt geſehen, freiwillig 
den alten Geburtsſtand aufzugeben und ſich in die milde Form der 
Hörigkeit, die Dienſtmannſchaft zu begeben. Den Übertritt, der nach 
der Anſchauungswelt des Sachſenſpiegels doch nicht unbeträchtliche per⸗ 
fönliche Aberwindung gekoſtet haben müßte, erklärte man aus Gründen 
wirtſchaftlicher Natur?). 

Im Rahmen dieſer Anſchauung kam man zu einer ſehr konſtruk⸗ 
tiven Erklärung jener Klaſſe von Schöffenbarfreien, die im Sachſen⸗ 


1) Der Ausdruck liber iſt weder gleichbedeutend mit nobilis (wie Heck 
meint), noch bezeichnet er anfangs allein den Bargilden. Er wird im 12. Jahr⸗ 
hundert auf Schöffenbarfreie und Pfleghafte angewendet; erſt mit der ſchärferen 
Scheidung zwiſchen ritterlichem und bäuerlihem Beruf ſchränkt er ſich mehr 
und mehr auf die freie bäuerliche Bevölkerung ein, die aus der Verſchmelzung 
der Pfleghaften und der bäuerlich bleibenden Schöffenbarfreien hervorgeht. 
Eine ganz inſtruktive Tabelle bei Poth: Die Minifterialität der Biſchöfe von 
Münſter, Diſſ. Bonn 1912, S. 7. 

2) Vgl. E. Meiſter a. a. O. S. 127, S. 112. 

8) v. Zallinger a. a. O. S. 263 f. 
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fpiegel eine fo bedeutende Rolle fpielt, und die man in der Staͤndegrup⸗ 
pierung, da man unter den nobiles der Zeugenreihen nur eine einheit⸗ 
liche Klaſſe von freien „Edlen“ verſtand, nicht recht unterzubringen 
wußte. Es iſt wohl noch heut die gangbarſte Anſicht, daß Schoͤffenbar⸗ 
freie ſolche nobiles ſeien, die mit Vorbehalt gewiſſer ſtaͤndiſcher Vor; 
rechte — ſo vor allem des Rechtes und der Fahigkeit zum Schoͤffenamt! 
Dienſtmänniſchen milites ſprach man dann eben die eigentliche Schoͤffen⸗ 
fähigkeit ab — in die Minifterialität übergetreten ſeien; allerdings 
rechnet man heut auch noch die freien Grundbeſitzer von mindeſtens 
drei Hufen, die Reiterdienſte leiſten und Schoffenfähigkeit beſitzen, zu 
den Schöffenbarfreien, nachdem zwei neugefundene Urkunden den 
Beweis erbracht haben, daß das Wort „ſchoͤffenbar“ tatfächlich ein lebens 
diges Standespradikat geweſen, nicht nur eine theoretiſche Konſtruktion 
Eikes von Repgowi!). 

Das Kompromiß in dieſer Anſchauung iſt unerträglich: einmal 
erkennt man die Exiſtenz des Standes der Schöffenbarfreien an, das 
andere Mal erklärt man das Wort für einen Fachausdruck Eikes für 
„Vorbehalts“miniſterialen. Eine Reihe falſcher Vorſtellungen liegt 
dem Ganzen zugrunde. Die größte Verwirrung iſt daraus entſtanden, 
daß man, wenn auch der allgemeine ſoziale Aufſtieg der Miniſterialen, 
ihr Eindringen in die Grafengerichte ſelbſt offenbar war, doch glaubte, 
aus den Beſtimmungen des Sachſenſpiegels auf die ſtaͤrkſte rechtliche 
Beſchränkung dieſer Klaſſe noch ſchließen zu müſſen. Die Inkongruenz 
beider Faktoren gedachte man zu beſeitigen, indem man eben den 
Schöffenbarfreien jene Zwitterſtellung andichtete, für die der Spiegler 
nicht den geringſten Anhalt bietet. 

Gegen die unbedingte Gültigkeit des Sachſenſpiegelrechts für die 
Zeit ſeiner Abfaſſung hätte eigentlich ſchon jene oſtfäliſche Urkunde 
kritiſch ſtimmen ſollen, die neben einer weſtfäliſchen die einzige urkund⸗ 
liche Erwähnung von Schöffenbarfreien enthalt?). Sie lautet: H..... 
comes de Woldenberge... quod nos... concambium fecimus de 
duabus feminis, quarum una est libera, altera ministerialis. Nos 
autem illam, que est libera, recepimus loco ministerialis... aliam 
vero, que est ministerialis, permittimus frui ea libertate, que dicitur 
scepenbar, cum pueris suis, ita tamen, ut dominus episcopus suum 


. ) S. E. Meiſter a. a. O. S. 196 und die dort gegebene Literatur; 
H. Brunner: Grundzüge der deutſchen Rechtsgeſchichte 1919, S. 95 f. Meiſter 
iſt in ſeiner Anſchauung konſequenter: er will die letzte Klaſſe ausgeſchieden wiſſen, 
da ſ. E. keine Anhaltspunkte für eine ſtaͤndiſche Verſchiedenheit altfreier Grund⸗ 
beſitzer und freier Herren gegeben ſind. Wir gehen darauf gleich näher ein. 

2) U.⸗B. Hochſtift Hildesheim II, 313 (a. 1230—40). Vgl. E. Meiſter a. 
4. O. S. 196 f. 
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prebeat assensum. Meiſter ſieht in dieſem Beiſpiel eine beſondere 
Freilaſſung, die die Miniſteriale nicht bloß in den Landſaſſenſtand 
(gemäß Sachſenſpiegel Ldr. III, 80, $ 2) erhebt, ſondern ihr eine höhere 
Freiheit verleihe; dieſe ſei nicht die Nobilität, ſondern die Schöffenbar; 
keit. Auch Heck meint, hier liege eine „qualifizierte“ Freilaſſung vor!). 
Aber die Beſtimmung des Sachſenſpiegels über eine ſolche (Ldr. III, 81, 
§ 1) beſagt nur, daß der König „mit Urteilen“ einen Reichsdienſtmannen 
freilaſſen muß, wenn die Schöffen einer Grafſchaft ausgehen. Ich frage, 
liegt in dem obigen Beiſpiel überhaupt eine Freilaſſung aus einem 
landrechtlichen Stand im alten Sinne in einen andern noch vor? Die 
Miniſteriale wird aus einem Dienſtverhältnis entlaſſen; an ihre Stelle 
tritt eine Freie, die allerdings einen Vorbehalt dabei macht (loco mini- 
sterialis); die Miniftertale wird ſich fortan frei wie eine Schäffenbare 
bewegen können. Die ſtrenge Begriffswelt des Sachſenſpiegels jeden⸗ 
falls iſt hier nicht mehr anwendbar; wir werden im weiteren Verlauf 
der Unterſuchung noch eine ſicherere Stellung für die Beurteilung 
dieſes Falles gewinnen. 

Die Theorie von dem maſſenhaften Übertritt der Freien in die 
Miniſterialität, die v. Zallinger begründet, die E. Meiſter und beſonders 
auch Schröder in ſein Lehrbuch der deutſchen Rechtsgeſchichte über⸗ 
nommen haben)), begegnet in neueren Unterſuchungen ſtarken Zweifeln). 
Der Grund dazu iſt vor allem die Tatſache, daß wir gerade aus dieſer 
Zeit nur ganz wenige urkundliche Zeugniſſe über Ergebungen in das 
Miniſterialitaͤtsverhältnis kennen, daß in dieſen ferner „von einem 
Vorbehalt irgendwelcher Freiheitsrechte, namentlich der Schöffenbar⸗ 
keit im gräflichen Gerichte oder landrechtlichen Eigens“ nie die Rede 
iſt“). Aber man weiß bisher keine rechte Erklärung für die dargelegten 
urkundlichen Beobachtungen zu geben. 

Es iſt nun offenbar, daß allgemein ſtaatsrechtliche und politiſche 
Motive für die Stellung der Dynaſten maßgebend waren; es liegt 
umgekehrt nahe, auch die Frageſtellung nach dem Verluſt der No bilität 
von dem allein rechtsſtaͤndiſchen auf dieſes Gebiet herüberzuſpielen. 
Lag der Grund für jenen Verluſt des nobilis-Prädikats vielleicht nicht 


A 

1) Ph. Heck: Der Sachſenſpiegel und die Staͤnde der Freien 1905, S. 332 ff. 

2) R. Schröder: Lehrbuch der deutſchen Rechtsgeſchichte I, 1919, S. 467ff. 

3) Vgl. Heck a. a. O. S. 547 ff.; Bode: Der Uradel in Oſtfalen, Forſch. 
z. Geſch. Niederſachſens, Bd. III, 1911, S. 18 ff., 80 ff.; Ahrens: Die Minis 
ſterialitaͤt in Köln und am Niederrhein, diſſ. Leipzig 1908, S. 83 ff.; Molitor: 
Der Stand der Miniſterialen, Gierkes Unterſuchungen 112, 1912, S. 87 ff. 
Vgl. auch Ph. Heck: Die Miniſterialentheorie der Schöffenbaren. Vierteljahrsſchr. 
f. Sozial⸗ u. Wirtſchafts⸗Geſch.; XIV, 1918, S. 106 ff. 

4) Vgl. Molitor a. a. O. S. 89 ff., S. 103. 
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in dem angenommenen Wechſel des Geburtsſtandes, war nicht etwa 
auch hier das ſtaatsrechtliche Verhältnis, Freiheit oder Abhängigkeit 
von einem Territorialherren von Entſcheidung? Dieſe Frage tun, 
heißt vor allem, nun endlich das ganze rechtsſtaͤndiſche Problem anzu⸗ 
packen, durch ſeine Löſung die Unterſuchung über die Miniſterialität 
neu zu fundieren. Wir werden weit ausholen müſſen, auch ſchon um 
ſpäteren Erörterungen die genügend breite Baſis zu geben. Will ich 
wirklich der Miniſterialitaͤt in meiner Vorſtellung von der Entwicklung 
der mittelalterlichen Staͤndewelt den richtigen Platz zuweilen, fo muß 
ich mit den Rechtsverhaͤltniſſen der andern Ständeklaſſen ebenſogut 
Beſcheid wiſſen; erſt aus dem Wiſſen um die mannigfaltigen wirtſchaft⸗ 
lichen und rechtsſtaͤndiſchen Beziehungen der einzelnen Volksklaſſen 
untereinander kann Erkenntnis und Urteil über das Weſen der Mini⸗ 
ſterialitaͤt ſelber erwachſen. 

Zwei große Gruppen der Bevölkerung unterſcheidet der Sachſen⸗ 
ſpiegel; es iſt jene Scheidung von Frei und Unfrei, die ſchon in der 
Frühzeit ſtreng ausgeprägt. Nur mit dem Rechte der Freien hat es 
der Sachſenſpiegel zu tun. Auch die Freien gliedern ſich in zwei große 
Gruppen; zur erſten gehören, wenn wir von den Fürften hier gleich 
abſehen, die freien Herren und die Schöffenbarfreien, zur zweiten die 
Bargilden oder Pfleghaften und die Landſaſſen. Landſaſſen ſind freie 
Leute ohne eigenen Grundbeſitz. Eine ſcharfe Zaͤſur war nicht zwiſchen 
freie Herren und Schöffenbarfreiel), ſondern zwiſchen dieſe und die 
Bargilden und Landſaſſen gelegt; es war eine vierfache, faſt unüber⸗ 
windliche Schranke, die in der Ebenburtsauffaſſung, in der Verſchieden⸗ 
heit von Buße und Wergeld und der Behandlung heimfallenden erb⸗ 
loſen Gutes ihre Ausprägung fand; im echten Ding waren Landſaſſen 
und Bargilden nicht ſchoͤffenfaͤhig. Dieſe Tatſachen, die Heck mit Recht 
hervorgehoben hat, werden doch faſt überall überſehen oder beiſeite 
geſchoben?) ?). 

) Hierüber ſ. S. 43 u. S. 57. 

) Heck a. a. O. S. 268 ff.; ſ. z. B. Sachſenſpiegel Ldr. II, 12, § 2; III, 
45, $ 1; III, 73, $ i uſw. Unbeachtet bleibt dieſe Tatſache z. B. bei E. Meiſter 
und bei Molitor. 

8) Wir haben an dieſer Stelle nicht die Abſicht, in unſerer Darſtellung 
der Volksſtaͤnde bis in fränkiſche Zeit zurückzuſteigen oder gar in d ie Kontro⸗ 
verſe über die ſächſiſchen Rechtsſtaͤnde zur Karolingerzeit einzugreifen. Nur eine 
Bemerkung! „Die fränkiſche Zeit zeichnet ſich dadurch aus, daß jetz t noch die 
Freiheit als ſolche Schöffenbarfreiheit if”, ſagt Sohm (Fraͤnkiſche Reichs; und 
Gerichtsverfaſſung S. 376 f.) und ahnlich heißt es bei A. Heusler (Weidhube 
und Handgemal, Feſtſchrift dem ſchweizeriſchen Juriſtenverein . gewidmet... 


1915, S. 14): Innerhalb der „freien Bevölkerung iſt noch keine Differen zierung 
vollzogen, die eine Sonderung der Gerichtsgemeinden bewirkt, Freiheit ſchlecht⸗ 
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Die Stellung der Schöffenbarfteien, auf die unſere Aufmerkſam⸗ 
keit jetzt vorerſt ſich wendet, müſſen wir nach unten und oben begriffs⸗ 
mäßig zu ſondern verſuchen. 

Freie Grundbeſitzer ſind alle drei Klaſſen der freien Herren, der 
Schöffenbarfreien und der Bargilden. Den Unterſchied ritterlichen 
und bäuerlichen Standes tragt der Sachſenſpiegel in dieſe Stände, 
gliederung noch nicht herein; man darf in den Schöffenbarfreien alſo 
nicht von vornherein nur ritterbürtige Leute ſehen wollen!). 


weg iſt maßgebend für die Zugehörigkeit zu der einen Gerichtsgemeinde, quali⸗ 
fiziert daher auch zum Schoͤffenamt; Grundbeſitz iſt nicht Erfordernis e 
für jene noch für dieſes.“ 

Daher liege dem Begriff Handgemal, anthmallus ( locus sacramenti, 
Gerichtsſtatt) noch jede Beziehung auf ein Gut und auf den Beſitz von Grund⸗ 
eigentum fern. Die nachfraͤnkiſche Periode aber habe ſolche Differenzierungen 
innerhalb des freien Standes und damit eine neue Phaſe in der Entwicklung 
des Handgemalbegriffes erzeugt. Denn nach dem Sachſenſpiegel ſei ja der 
Beſitz eines vollfreien, abgabefreien Eigen Bedingung der Schoͤffenbarkeit. 
In dem Geſchlechte eines jeden ſchöffenbaren Mannes habe ſich ſolch zinsfreies 
Gut vererben müſſen. Das ſei nicht das Stammgut des Geſchlechts, ſondern 
das Amtsgut, auf dem der Schöffenſtuhl ruhe; Schöffenbarkeit ſei alſo die 
Fahigkeit, das Amt einmal zu erwerben, bedingt durch die Ausſicht, das Amts⸗ 
gut mit dem Schoͤffenſtuhl zu erben. 

Der Begriff ſchöffenbarfrei habe ſich alſo gegenüber der früheren Epoche 
auf diejenigen freien Geſchlechter verengt, in deren Beſitz ein Schöffengut (Amts⸗ 
gut) ſich erhalten habe. Was die übriggebliebenen, ebenſo vollkommen freien 
Leute anbeträfe, fo müſſe man annehmen, daß es ſolche zur Zeit des Sachſen⸗ 
ſpiegels überhaupt nicht mehr gegeben habe. Alle altfreien Geſchlechter — ihre 
101 ſei nicht mehr allzu groß geweſen — hätten damals ſchon ein Schöffenamt 
erlangt. 

Nach Heusler ſoll alſo zwiſchen fraͤnkiſcher und Sachſenſpiegelzeit eine Epoche 
gelegen haben, wo nicht alle Altfreien ſchöffenbar waren. Die Entwicklung hat 
alſo einen Umweg gemacht? Man muß m. E., um zu einer Löſung dieſer Pro⸗ 
bleme zu gelangen, doch immer ausgehen von den beiden Grundfragen: Welches 
war die ſäͤchſiſche Staͤndegliederung in Karolingerzeit und welche wechſelſeitigen 
Wirkungen erzeugte mit ihr die Einführung des fraͤnkiſchen Rechts, der fräns 
kiſchen Gerichts verfaſſung. 

Daß man die Schöffenbaren (freie Herren und Schöffenbarfreien) nicht für 
Nachkommen der altſächſiſchen Edelinge, die Bargilden nicht für Nachkommen 
der altfächfifehen frilinge erklaren kann, liegt auf der Hand. 

1) Vgl. F. Philippi: Zur Gerichtsverfaſſung Sachſens im hohen Mittels 
alter, Miög 35, 215 ff.; K. Beyerle: Die Pfleghaften, Ztſchr. d. Savigny⸗Stiftg. 
f. R.⸗G. Germ. Abt. Bd. 35, S. 277. — Vgl. zum folgenden auch F. Herold: 
Gogerichte und Freigerichte in Weſtfalen, beſonders im Münſterlande, Deutſch⸗ 
rechtliche Beiträge Bd. II, Heft 5, 1909; Molitor: Die Stände der Freien in 
Weſtfalen und der Sachſenſpiegel, 1910; Philippi: Sachſenſpiegel und Sachſen⸗ 
recht Miög 29, 225 ff.; Derf.: Pfleghaften, Eigen und Reichsgut, Midg 37, 39 ff.; 
A. v. Woochem: Der Schultheiß in der Gerichtsverfaſſung des Sachſenſpiegels, 
Deutſchrechtliche Beiträge Bd. II, Heft 4, 1908. 
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Unter Bargilden verſteht man durchgängig ſolche Freien, die ſich 
voreinſt vom Waffendienſt durch eine Heerſteuer losgekauft haben. 
Dieſe Deutung reicht m. E. nicht aus; es hätte ja geradezu eine Kumu⸗ 
lation von Strafen für jene Unglücklichen ſtattgefunden, die ihren 
Kriegsdienſt zu leiſten nicht mehr imſtande waren: zu der Steuer wäre 
der Verluſt der Ebenburt, die Minderung ihres Buß⸗ und Wergeldes 
und neue Beſtimmung über ihr erbloſes Gut getreten? 


Nach Beyerles Auffaſſung!) habe der Abgrenzung des Kreiſes der 
ſchöffenbarfreien Geſchlechter gegen die Bargilden dauernd eine gewiſſe 
Unbeſtimmtheit angehaftet; maßgebend für die Grenzziehung ſei ſchließ⸗ 
lich die Größe des Beſitzes geweſen; erſt allmahlich und nur auf oſt⸗ 
ſächſiſchem Boden ſei der Grundſatz vertreten worden, daß Pfleghaftig⸗ 
keit und Schöffendienft einander ausſchlöͤſſen. Die Ebenburtsgrenze 
ſei „ſicher“ von Anfang an nicht vorhanden geweſen'). 


Philippi glaubt“), daß das Gut der Bargilden Reichsgut war, 
das ſie zwar zu Eigentum beſaßen, an dem aber das Reich doch noch 
ein ideelles Obereigentum geltend machte; daher ſei auch der öffentlich⸗ 
rechtliche Zins zu erklaren, den dieſe Klaſſe im Gegenſatz zu den völlig 
abgabenfreien Freiherren und Schöffenbarfreien zahlen mußte. 

Die rechtsſtaͤndiſchen Verhältniſſe der Bargilden ſtehen in auf 
fälliger Parallele zu denen der bäuerlichen Bevölkerung in der Mark 
Brandenburg: hier waren es perſönlich freie Erbzinsbauern, meiſt 
wohl Nachkommen abgemeierter weſtdeutſcher Liten; an ihrer Spitze 
ſtand ein Dorfſchulze“). Profiziert man dieſe Rechtszuſtände mutatis 
mutandis auf eine vielleicht mehrere Jahrhunderte zurückliegende 
Epoche, die wir für die Entwicklung der Klaſſe der Bargilden annehmen, 
ſo darf man vielleicht in ihnen Nachkömmlinge ſolcher Unfreien ſehen, 
die einſt unter perſönlicher Freilaſſung, aber ohne dadurch den voll⸗ 
freien Grundbeſitzern (freien Herren und Schöffenbarfreien) gleichgeſtellt 
zu werden, auf dem dem König und Reich zufallenden Gute im Sachſen⸗ 
land mit der Verpflichtung zu jener Steuer angeſiedelt wurden, wobei 


1) Beyerle a. a. O. S. 269, 274, 292, 409. 

2) v. Wrochem und Molitor haben die Bargilden für freie grundherrliche 
Hinterſaſſen, für freie Vogtleute gehalten. Mir ſind dieſe Begriffe nicht recht klar. 
Unzweiflig iſt der Pfleghaftenzins eine oͤffentlich⸗ rechtliche Abgabe, ihre Freiheit 
durch kein Hinterſaſſen verhältnis geſchmälert. Auch meine Stellung zu der von 
Ph. Heck in ſeinem Buche: Pfleghafte und Grafſchaftsbauern in Oſtfalen, 
1916 nochmals dargelegten Anſicht, auf die ich hier nicht näher eingehen kann, 
ergibt ſich ans der oben im Text entwickelten Auffaſſung. 

) Philippi, Miög 37, 39 ff. 

) Die Paralle des Schultheißen in der ſächſiſchen Gerichts verfaſſung und 
des maͤrkiſchen Dorfſchulzen hat v. Wrochem herausgearbeitet. 
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der Unterbeamte des Grafen in dem jeweiligen Bezirke, der Schultheiß, 
in ein beſonderes rechtliches Verhältnis zu ihnen geſetzt wurde. Mit 
dieſer Auffaſſung iſt zugleich eine Erklaͤrung für die Entſtehung des 
Schulzengerichts gegeben, deſſen Anfänge bisher im Dunkeln liegen. 
Mit ihr iſt obendrein die Heerſteuertheorie inſofern zu verbinden, als 
der Beſitz der Bargilden gewiß zu klein war, als daß man den Waffendienſt 
wie von den Vollfreien von ihnen hätte verlangen können. 

Wir halten alſo im Gegenſatz zu Beyerle die ſtrenge Scheidung 
des Sachſenſpiegels zwiſchen Schöffenbarfreien und Pfleghaften durch⸗ 
aus für die urſprüngliche. Der ganze Charakter des Rechtsbuches 
nötigt uns ſchon zu dieſer Annahme, wie alsbald näher auseinander; 
zuſetzen. Aber wir müſſen dann hier wenigſtens in ganz großen Linien 
die fernere Entwicklung des Verhaͤltniſſes zwiſchen Schöffenbarfreien 
und Pfleghaften und deſſen rechtliche Ausprägung in der Geſtaltung 
der Gerichtsverfaſſung anzeigen. | 

Als eine Fortſetzung der alten Grafengerichte erſcheinen die weft; 
und oſtfäliſchen Freigerichte des 13. Jahrhunderts. Die Gerichts⸗ 
gemeinde bildet die baͤuerliche Bevölkerung neben ritterbürtigen Leuten. 
Die geſamte Gemeinde, oder mindeſtens ein Teil der bäuerlichen Be⸗ 
völkerung beſitzt die Schöffenfähigkeit. Vielfach wird dort der Königs⸗ 
bann gehandhabt. In dem Freiding Oſt⸗ und Weſtfalens zieht das 
„Frei⸗ die Grenze zwiſchen den Freien überhaupt und der Hörigkeit 
und der grundherrlichen Gerichtsbarkeit! ). 

Anders in Oſtſachſen, im Entſtehungsgebiet des Sachſenſpiegels. 
An der Spitze der oſtſäaͤchſiſchen Freidinge ſteht ein Freiſchultheiß, und 
pfleghafte Bauern ſind ſein Umſtand. Es fehlen der Königsbann und 
die Schöffen. Das oſtſächſiſche Freiding iſt alſo die gradlinige Fort⸗ 
ſetzung des Schulzengerichts, das wir aus dem Sachſenſpiegel kennen. 
Beyerle meint'), dieſes Schulzengericht des Sachſenſpiegels habe eben 
in Oſtſachſen eine eigenartige Verſelbſtaͤndigung erfahren, wobei ſich 
allmählich jener Grundſatz durchgeſetzt habe, daß Pfleghaftigkeit und 
Schöffendienſt einander ausſchlöͤſſen; die oſt⸗ und weſtfäliſchen Frei⸗ 
dinge hätten den urſprünglichen Zuſtand, wonach auch Pfleghafte 
ſchoͤffenfähig waren und ſich überhaupt nur durch Größe des Beſitzes 
von den Schöffenbarfreien unterſchieden, beſſer erhalten. Auch hier 
muß unſeres Erachtens das zeitliche Verhaltnis beider Gruppen, ent⸗ 
gegen Beyerles Anſicht, gerade umgekehrt werden; der Sachſenſpiegel hält 
den urſprünglichen Zuſtand feſt; eine Fort⸗ und Umbildung iſt aus den 
Zuftänden in Weſt⸗ und Oſtfalen in dieſer Epoche ſchon zu entnehmen. 


1) S. Beyerle a. a. O. S. 238 ff. 
2) Beyerle a. a. O. S. 250. 
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Des öfteren iſt betont worden, daß der Charakter der Bevölkerung 
in den öſtlichen Grenzgauen ein anderer geweſen iſt, als der in den Kern; 
gebieten Oſt⸗ und Weſtfalens. Im Grenzgebiet blieb der Waffendienſt 
der freien Bevölkerung eine ſtete Notwendigkeit; der Unterſchied zu den 
Pfleghaften blieb ſehr lebendig und mußte erſt recht zu ſcharfer Aus⸗ 
geſtaltung kommen, als im 12. Jahrhundert das Ritterweſen hier 
ſeinen Eingang fand. Gerade in den Grenzgauen finden wir damals 
eine zahlreiche, aber nicht allzu mächtige Ritterſchaft!); es find die Nach⸗ 
kommen der Schöffenbarfreien?). Eine ſchoͤffenbarfreie Bauernſchaft 
hat ſich hier in nennenswerter Zahl nicht entwickeln können. Um die 
Wende des 12. und 13. Jahrhunderts waren hier alſo die Pfleghaften 
die eigentliche freie baͤuerliche Bevölkerung gegenüber den ritterlich ges 
wordenen Schöffenbarfreien. Dieſer Gegenſatz ſchöffenbarfrei⸗ritterlich 
und pfleghaft⸗baͤuerlich fand auch ſcharfen Ausdruck in der Gerichts; 
verfaſſung: hier das Freiding des Schulzen, das ſich zu einem Standes⸗ 
gericht für die Pfleghaften, dort das Grafengericht, das ſich zu einem Stan⸗ 
desgericht für die ſchöffenbarfreien und miniſterialen Ritter entwickelte. 

In den Gebieten Oſt⸗ und Weſtfalens dagegen hatte der Kriegs⸗ 
dienſt nicht die gleiche Bedeutung behalten. Die bäuerliche Lebensweiſe 
überwog die kriegeriſche; eine Einbuße des Rechtsſtandes war bei dieſer 
allmählichen Entwicklung für die Schöffenbarfreien nicht begründet. 
Das Aufkommen des Rittertums mußte dann aber eine Scheidewand 
zwiſchen ritterlichen und bäuerlichen Schöffenbarfreien hervorrufen 
und eine Annäherung der letzteren an die Pfleghaften begünſtigen, 
die ſchließlich zur Verſchmelzung dieſer beiden Gruppen auf der Grund⸗ 
lage des gleichen Berufsſtandes führte. Während die ritterliche Be⸗ 
völkerung nun ihr Gericht in der Hauptſache wohl am Hofe des Lehens⸗ 
herren fand, blieb das alte Grafengericht das Gericht für die geſamte 
freie Bevölkerung, für Schöffenbarfreie und Pfleghafte. Wahrſcheinlich 
haben bei der Umwandlung dieſer Gerichte zu Freidingen die Pfleg⸗ 
haften auch Schöffenfaͤhigkeit erlangt; fo entſtand ein einheitlicher weft; 
und oftfälifcher altfreier Bauernſtand. 

Nun zur Frage nach dem Unterſchied zwiſchen freien Herren und 
Schoͤffenbarfreien. Sie ſtanden nach den bloßen rechtsſtaͤndiſchen Be; 
ſtimmungen einander völlig gleich in Ebenburt ſowohl als in Buße 
und Wergeld, in Gerichtsſtand, Schöffenfähigkeit und Beſitzrecht. Ein 
einziger knapper Rechtsſatz ſchafft wenigſtens eine kleine rechtlich⸗begriff⸗ 
liche Trennung: Fürſten und freien Herren gibt man Bußgeld in Gold, 
Schöffenbarfreien in Silber (Sachſenſpiegel Ldr. III, 45). Wenn man 


1) Pgl. Schröder: Lehrbuch der deutſchen Rechtsgeſchichte 1919, I, 478 f. 
9 In dieſe Gruppe gehört bekanntlich Eike von Repgow ſelbſt. 
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hier kaum noch einen geburtsftändifchen Unterſchied herausſpüren kann, 
ſo liegt es nahe, den Gegenſatz vor allem in einer Verſchiedenheit des 
Beſitzes zu ſuchen. Die Exiſtenz dieſes Unterſchiedes nach der ſozialen 
oder rechtlichen Seite überhaupt zu leugnen, wie es z. B. v. Zallinger 
und E. Meiſter taten, in den nobiles alſo einen ganz einheitlichen 
Rechtsſtand, eine geſchloſſene Volksklaſſe ſehen zu wollen, iſt meiner 
Meinung einer ſo exakten Quelle, wie ſie der Sachſenſpiegel darſtellt, gegen⸗ 
über nicht gut möglich, und erſt recht nicht, ſeitdem uns urkundliche Zeug⸗ 
niſſe über das Beſtehen der ſchöffenbarfreien Klaſſe gewiß gemacht haben. 


Gegen die ſeit dem Ausgang des 12. Jahrhunderts offenbar 
werdenden Anſprüche der territorialen Machthaber konnten ſich nur 
wirtſchaftlich ſtarke Beſitzer zur Wehr ſetzen. Mit der Allodiſierung 
der großen Reichslehen erſtand das Beſtreben, an dem geſamten Areal 
der einſtigen Amtsbezirke privatrechtliche Beſitztitel der Fürſten geltend 
zu machen; zum mindeſten mußte man darauf bedacht ſein, die Beſitzer 
reichsfreien Gutes (und ein ſolches war ja das Hantgemal der freien 
Herren und der Schöffenbarfreien) in ſichere rechtliche und politiſche 
Abhängigkeit zu ſetzen. Nur wer genügend großen Beſitz hatte, um ſeine 
wirtſchaftliche Unabhängigkeit nach allen Seiten hin feſt zu begründen, 
weſſen Gebiet auch genügend arrondiert war, war unabhängig von der 
Gunſt der Fürſten und konnte auch feine politiſche Unabhängigkeit 
wahren. So wird ein großer Teil der freien Herren (und vielleicht auch 
dieſer oder jener Schöffenbarfreie) ſich rechtlich von der Dingpflicht im 
alten Grafengericht emanzipiert haben; ihr Beſitz gewann damit den 
Charakter eines dynaſtiſchen; ihr Standesprädikat blieb die alte Be⸗ 
zeichnung nobilis. Entgegengeſetzt war die Lage der wirtſchaftlich 
Schwachen, der kleineren freien Beſitzer, eben der Schöffenbarfreien 
und der Bargilden. Die letzteren ſind in den Oſtgauen Deutſchlands 
auf Grund ihrer Grafſchaftsſteuer allmahlich in eine Art Grundhoͤrig⸗ 
keit hinabgedrückt worden. Ihre Entwicklung hat raſch abwärts ge; 
führt!). Und wenn wir bedenken, daß die Entwicklung der Wirtſchafts⸗ 
verhältniffe damals auf eine große Vermehrung der Produktion hinaus⸗ 
lief, daß ſchon auch die Anfänge eines ſtärkeren geld wirtſchaftlichen 
Verkehrs ſich regten, daß die neue ritterliche Lebensführung große An⸗ 
ſprüche an die finanzielle Leiſtungsfähigkeit des einzelnen ſtellte, fo wird 
es klar, daß auch das kleine Beſitztum der ritterlichen Schöffenbarfreien 
nicht mehr ſolchen Anforderungen gerecht werden konnte. Ihr Ziel ging 
alſo auf Vergrößerung des Beſitzes oder wenigſtens der Einkünfte. 
Wo aber waren Lehen oder Grundrenten als Sold anders zu erlangen 


1) Vgl. Beyerle a. a. O. S. 295 ff. 
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als bei dem neuen Territorialherren? Durch Lehennahme und Dienſt 
verlor man die wirtſchaftliche Unabhängigkeit. | 

Das territoriale Lehnrecht, das unter ſtarkem Einfluß des mini; 
ſterialen Lehensverhaͤltniſſes ſtand, begründete jetzt viel ftärfere perfün; 
liche Verpflichtungen als einſt die Lehen nach altem Reichslehnrecht. 
Der Ritter im territorialen Verband verlor ſehr raſch ſeine politiſche 
Unabhängigkeit; er war nicht mehr wie vordem ein kleiner Reichs⸗ 
unmittelbarer, der in dem Grafen nur den Vertreter des Königs erkannte. 
Intermediäre Gewalten hatten ſich zwiſchen ihm und dem Reiche auf⸗ 
gerichtet. Darin lag gewiſſermaßen für ihn eine Standes minderung. 


Seine rechtliche Abhängigkeit bekundete ſich allein ſchon durch ſeinen 
Gerichtsſtand im ehemaligen Grafending. Es war jetzt der Gerichts⸗ 
ſtand für alle vom Territorialherren abhängigen Ritter, gleichgültig 
ob miniſterialiſcher oder altfreier Herkunft. Hier vollzog ſich letzten 
Endes die Verſchmelzung beider Gruppen zu einem einheitlichen Ge⸗ 
burtsſtand, nicht überall in gleicher Geſchwindigkeit und gleicher In⸗ 
tenſität, aber wohl überall in der Art, daß die Miniſterialität endgültig 
den Charakter eines unfreien Geburtsſtandes verlor, daß die alte 
dienſtmaͤnniſche und die neue territoriale lehnrechtliche Abhängigkeit in 
den neuen Begriff territorialer Untertanenſchaft ausmündeten. 


Wenn wir ſehen, daß jene ſpäteren dynaſtiſchen Geſchlechter durch 
Fernbleiben von den alten Gerichtsverſammlungen gerade auf Löfung 
ihrer Beziehungen rechtlicher Natur zu dem einſtigen Gerichts herren 
bedacht waren, ſo liegt umgekehrt der Schluß nahe, daß die Abhängig⸗ 
keit der Vaſallen, wo ſie ſich nicht ſo glatt nach dem Muſter oben dar⸗ 
gelegter Entwicklungen vollzog, von den Territorialherren gerade durch 
Herſtellung ſtärkerer Bindung auf Grund des Gerichtsſtandes dieſer 
neuen Vaſallen vor ihrer Perſon erſtrebt wurde. Dieſer Gerichtsſtand 
mußte die Vertretung der Intereſſen der Vaſallen nach außenhin, 
d. h. ihre politiſche Abhängigkeit, ohne weiteres mit ſich bringen. Es 
ſcheint, daß ein Anhalt für dieſe Vorausſetzung uns in Zeugniſſen des 
14. Jahrhunderts gegeben iſt!). 

Und nun dürfen wir zur Beantwortung des Problems ſchreiten, 
welches die rechtlichen Vorausſetzungen waren, die eine ſo raſche und 
gründliche Verſchmelzung der freien und miniſterialen Ritter auf bran⸗ 
denburgiſchem Boden ermöglichten, daß eine Unterſcheidung dieſer 
beiden Klaſſen im 13. Jahrhundert nicht mehr vorgenommen wurde. 
Beide waren vereint in der rechtlich ganz einheitlichen Klaſſe der Ritter⸗ 
ſchaft, die aber doch nicht einfach zu einer nur miniſterialen Mann⸗ 


1) Vgl. S. 118 ff. 
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ſchaft der Markgrafen geſtempelt werden darf, wie es v. Sommerfeld 
und Spangenberg tun. 

Man hat wohl gemeint, daß im Kolonialland der Unterſchied von 
Frei und Unfrei von vornherein nicht ſo ausgeprägt geweſen ſeiz mo⸗ 
dernere und praftifchere Auffaſſungen hätten dort in bezug auf Standes⸗ 
verhältniſſe gegolten als „auf dem alten, mit den Erinnerungen der 
Jahrhunderte belaſteten Boden des Mutterlandes!).“ Eine ſolche 
Erklarung ſieht m. E. die Bedingungen etwas ſchief: rechts⸗ und geburts⸗ 
ſtändiſche Unterſchiede haben im Mittelalter, wo fie je beſtanden, ſtets 
die ſorgfältigſte Beachtung gefunden, und zwiſchen dem Kolonialland 
und dem Reichsgebiet waren keine Mauern, die eine ſtete Wechſelwirkung 
der allgemeinen ſtaatsrechtlichen Verhältniſſe hätten unterbinden können. 
Die rechtsſtändiſche Stellung der brandenburgiſchen Miniſterialen 
kann ſich unmoglich von der der ſächſiſchen Dienſtmannſchaft in fo bes 
frächtlicher Weiſe unterſchieden haben. 

Aber: ein Unterſchied in der Beſitzform, wie er in den Reichsgauen 
zwiſchen dem Eigen der Freien und dem Gute der Miniſterialen beſtand, 
hat ſich auf dem Koloniſationsboden jenſeits der Elbe nicht entwickeln 
können. Landrechtliches Eigen gab es hier nicht. War für die nobiles 
in den Reichsgrafſchaften der Beſitz eines Stammgutes Vorausſetzung 
ihres Gerichtsſtandes und ſomit auch ihrer geburtsſtändiſchen Zuges 
hörigkeit, fo iſt es offenbar, daß die Stellung eines nach der Mark über⸗ 
geſiedelten Freien eine gänzlich veränderte war. Die alte Grafſchafts⸗ 
verfaſſung, die auf dem freien Grunbbeſitzer beruhte, beſtand hier nicht; 
aller Beſitz war Lehngut aus der Hand der Markgrafen. Dieſe Beſitz⸗ 
form ſtellte die Freien unmittelbar neben die Miniſterialen. Wir ſahen 
ja?), daß die Lehen vom Markboden einen ganz einheitlichen Charakter 
trugen. Ein Gegenſatz von Hof⸗ und echten Lehen hat ſich nicht heraus⸗ 
bilden können; es gab nur das Marklehen, das den dynaſtiſchen Ten; 
denzen entſprechend und beeinflußt vom Weſen des miniſterialen Leheus⸗ 
bandes, eine ſtraffere Abhangigkeit vom Markgrafen begründete. 

Mit dieſen Tatſachen ſteht in engem Zuſammenhang, daß auch 
ein Unterſchied des Gerichtsſtandes von ritterlichen Freien und Mini⸗ 
ſterialen ſich nicht ergab. Der Markgraf ſelber war der Gerichts herr 
aller Ritter; er ſprach für alle gleiches Rechts). Gleiche Beſitzverhäͤltniſſe, 
gleiche Lehensabhängigkeit, gleicher Gerichtsſtand ſchufen aus den bran⸗ 
denburgiſchen Rittern faſt ſofort einen neuen einheitlichen Geburtsſtand. 
Es gab auf märkiſchem Boden nichts, wo noch ein Unterſchied der beiden 


1) O. Hintze: Die Hohenzollern und ihr Werk, 91916, S. 57. 
2) S. S. 19. 
2) Hierüber ſ. Genaueres noch S. 61 ff. 
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Gruppen ſich rechtlich⸗begrifflich hätte verankern können. Und fo hat 
auch tatſächlich das verfaſſungsgeſchichtliche Inſtitut der Miniſterialität 
auf brandenburgiſchem Lande nicht weiterleben können. 

Nach dem Geſagten aber würde ſich ſchon, auch ohne daß genauere 
Beweiſe erbracht werden könnten, als notwendige Vorausſetzung einer 
ſolchen Entwicklung ergeben, daß zwiſchen den kleinen freien Rittern 
und den Dienſtmannen ein geburtsſtaͤndiſcher Unterſchied ſeit der 
zweiten Hälfte des 12. Jahrhunderts nicht mehr ſo lebhaft empfunden 
wurde, daß er in einem verfaſſungsrechtlich neuen Komplex, wie es die 
Mark Brandenburg war, wieder zu neuer rechtlicher Ausprägung ge⸗ 
langen konnte. Wir müſſen eben die bisher allgemeingültige Anſicht 
von der rechtsſtandiſchen Stellung der Miniſterialen in dieſem Zeitz 
raum, wie ſie etwa in den Rechtsſätzen des Sachſenſpiegels begründet 
ſchien, einer Reviſion unterziehen. 


In den Anſchauungen über das Miniſterialitätsverhältnis waren 
grundlegende Wandlungen eingetreten. Bis ins 12. Jahrhundert war 
es als Ausdruck landrechtlicher Unfreiheit gefaßt; je mehr aber die 
ſoziale Stellung der Dienſtmannen die der freien bäuerlichen Bevölkerung 
überflügelte, je bedeutungsvoller ihre nahen Beziehungen zum Ter⸗ 
ritorialherren wurden und je gefährlicher gerade ihre Konkurrenz für 
die freien Ritter ſelber wurde, deſto farbloſer mußten die Anſchauungen 
von der miniſterialen Minderfreiheit werden. So wurde die ſchaͤrfere 
Verpflichtung, die urſprünglich aus der perſönlichen Unfreiheit der 
Miniſterialen reſultierte, allmählich auf die Beſonderheit ihrer Amts⸗ 
ſtellung als ſolcher oder vor allem auf das Dienſtmannslehen begründet. 
Dieſe Verdinglichung der Miniſterialität hatte ſchon ihren Ur; 
ſprung in jener Zeit genommen, wo der Dienſt des Miniſterialen ab⸗ 
hängig gemacht worden war von dem Beſitz eines Lehen; fie war eine 
faſt vollſtaͤndige geworden, als auch freie und edle Perſonen, unbeſchadet 
eben dieſer Nobilität, Miniſterialengüter übernehmen und ſo zu den 
gleichen Dienſten verpflichtet werden konnten, „wie wenn ſie Mini⸗ 
ſterialen wären.” „Es bildet ſich fo das Verhältnis eines, der „loco 
ministerialis‘ ſteht, ohne ſelbſt Miniſterial zu ſein !).“ Ein Beiſpiel für 
dieſe Einrichtung lernten wir oben bereits kennen?). Von dieſer Rechts⸗ 
grundlage blieb nur noch ein kleiner Schritt zu tun übrig. 


1) S. Molitor: Der Stand der Miniſterialen ... Gierkes Unterſuchungen 
112, S. 180 ff. — Vgl. auch v. Dungern: Der Herrenſtand im Mittelalter 
S. 372, 408; Keutgen: Die Entſtehung der deutſchen Miniſterialitaͤt, Viertel⸗ 
jahrsſchrift f. Sozial⸗ u. Wirtſch.⸗Geſchichte VII, 534; H. Spangenberg: Vom 
a zum Ständeſtaat S. 32. 
S. S. 37 f. 
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Wir ſtehen um 1200 in einer allgemeinen Übergangsepoche zu einer 
Rechtsauffaſſung, die die Unfreiheit der Miniſterialen auf die Gebunden⸗ 
heit ihrer Dienſtſtellung unter dem Geſichtswinkel der territorialen 
Tendenzen baſiert. Die Stellung der Dienſtmannen gegenüber ihrem 
Herren, bis dahin ein privatrechtliches Verhältnis, erfüllt ſich im auf; 
keimenden Territorialſtaat mit offentlich⸗rechtlichem Charakter: in Oſter⸗ 
reich erſetzt damals die Benennung der Dienſtmannen als der mini- 
steriales terrae die frühere Bezeichnung als ministeriales ducist); 
und auch in Brandenburg hören wir von den markgraͤflichen Rittern 
als den „ficleles marchie Brandeburgensis“ ). 


Wenn wir ſeit dem Ausgang des 12. Jahrhunderts etwa von einem 
Übertritt Freier in die Miniſterialität hören, fo dürfen wir dies doch 
nicht unbedingt für einen Wechſel des Geburtsſtandes im alten land⸗ 
rechtlichen Sinne erklaren“). Dieſes alte Landrecht war in einem Zer⸗ 
ſetzungsprozeß begriffen, neue territoriale Lands und Lehnrechte erſt 
im Entſtehen. Neue Erſcheinungen kleiden ſich oft noch in alte Formen. 
Aber es geht nicht an, die Entſtehung der territorialen Ritterſchaften 
ausſchließlich auf den Eintritt aller freien Ritter des Landes in die mini⸗ 
ſteriale „Unfreiheit“, auf den „maſſenhaften Übertritt“ zu begründen). 
Wie wäre es denn auch zu erklären, daß die Formen des alten Mint; 
ſterialenweſens im 13. und 14. Jahrhundert verdorrt und abgeblättert 
ſind; daß dagegen das Lehensweſen, wenn auch unter Aufnahme charak⸗ 
teriſtiſcher Züge aus den Rechtsbegriffen der einſtigen Dienſtmannen⸗ 
ſchaft und unter mancherlei Wandlungen an ſeinem innerſten Weſen, 
wenn auch zerſplittert in die territorialen Sonderformen, bis in jüngere 
Zeit lebendig geblieben iſtö)? 

Die territorialen Ritterſchaften find nicht aus ſolchem „Übertritt“, 
ſondern aus einem langſamen Verſchmelzen zweier Gruppen, aus einem 
ſich Entgegenkommen von beiden Seiten her erwachſen. In der Über: 
gangsepoche wird man allgemein noch längere Zeit im territorialen 
Verband freie und miniſteriale Ritter haben unterſcheiden konnen, 


1) S. Kluckhohn: Die Miniſterialitaͤt in Südoſtdeutſchland, S. 92 ff. 

2) Codex diplom. Anhalt. II, Nr. 71 (.a 1224); Krabbo: Regeſten Nr. 580. 
(Die dort perſönlich Genannten find nicht brandenburgiſche Vaſallen, wie 
das Regiſter bei Riedel angibt, ſondern anhaltiſche; vgl. z. B. Cod. dipl. Anh. 
II, Nr. 94.) 

2) Ein ſolcher „Übertritt“ iſt z. B. anzunehmen für die Gänſe von Putlitz, 
vgl. S. 17. 

4) So z. B. G. v. Below: Die landſtändiſche Verfaſſung in Jülich und Berg, 
Zeitſchr. d. Bergiſchen Geſch.⸗Vereins Bd. 21, S. 182 ff.; Spangenberg: Vom 
Lehnſtaat zum Ständeſtaat S. 17, 29. | 

5) Die Allodiſierung der Lehen in Brandenburg fand 1718 ſtatt. 
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ohne damit einen geburtsftändiichen Gegenſatz noch anzuerfennen!), 
Eine ſolche Unterſcheidung iſt m. E. noch heute an den Zeugniſſen aus 
der Altmark möglich. Die ſtaatsrechtlichen Verhältniffe dieſes Gebietes 
hatten ſich im Laufe der Zeit denen auf altem Reichsboden angenaͤhert; 
hier waren z. B. Freie auf allodialem Beſitz angeſiedelt. Der Gegenſatz 
von nobiles und ministeriales war alſo auch noch feſter hier verankert 
als im transelbiſchen Koloniſationsland. Es iſt beachtenswert, daß 
wir bis zur Mitte des 13. Jahrhunderts die von Haſſel, von Meiendorf, 
von Roſſow, von Klöden in der Mehrzahl der Fälle an der Spitze der 
Zeugenreihen finden, wennſchon die Betitelung nobilis unterlaſſen 
worden iſt?). Das langſame Hinübergleiten dieſer Geſchlechter aus der 
Stellung der Nobilitaͤt zur Zugehörigkeit zur Ritterſchaft ſcheint darin 
ſeinen Ausdruck zu finden; zuerſt Verluſt des Prädikats nobilis, dann 
aber doch noch bevorzugte Stellung unter den ritterlichen Zeugen, 
vielleicht Hervorheben durch den Titel dominus, ſchließlich Vermiſchung 
mit allen anderen Ritterbürtigen. 


Wir ſind zu einer erſten Löſung unſeres Problems gekommen. An 
die Stelle der Theorie von dem Übertritt der freien Ritter in die Dienſt⸗ 
mannſchaft haben wir eine Anſicht geſetzt, die die Bedeutung der großen 
ſtaatsrechtlichen Veränderungen Deutſchlands für die Umſchichtung 
der Volksſtände in den Vordergrund rückt. Wir erkennen einen all⸗ 
gemeinen Sieg des miniſterialen Prinzips nicht an (auch die neue 
Amterverfaſſung iſt ja nicht auf miniſterialiſcher, ſondern doch wieder 
auf lehnsrechtlicher Grundlage fpäter weiterentwickelt worden); wir find 
der Anſicht, daß das territoriale Prinzip die Zerſetzung der Klaſſen der 
Vollfreien und damit eine ſeit Jahrhunderten angebahnte Entwicklung 
zum Abſchluß brachte, daß dieſes Prinzip auf den Bahnen einer neuen 
univerſalen Tendenz in den Ritterſchaften die Herausbildung eines 
neuen territorialen Geburtsſtandes aus einer Syntheſe zweier vordem 
rechtsſtaͤndiſch fchärfer geſchiedenen Klaſſen gleichſam erzwang. Die 
Stellung zu dieſem territorialen Prinzip entſchied fortan über Bei⸗ 
behalten oder Verluſt der Nobilität. 


1) Vgl. H. Aubin: Die Verwaltungsorganiſation des Fürſtbistums 
Paderborn im Mittelalter, 1911. Abhandlg. z. mittl. u. neuer. Geſch. Heft 26, 
S. 36. — Ich erinnere hier auch an das ligiſche Vaſallitätsverhaͤltnis, das wir 
im Weſten Deutſchlands im 13. Jahrhundert beobachten; vgl. Ahrens: Die 
Miniſterialitaͤt in Köln und am Niederrhein, Diff. Leipzig 1908, S. 89; Molitor 
a. a. O. S. 188 f.; vor allem auch Dorothea Zeglin: Der homo ligius und die 
franzöfifche ae Diff. Leipzig 1914 (auch Leipziger hiſtoriſche Abhand⸗ 
lungen Heft 30) 

2) Zu dieſen alt maͤrkiſchen Geſchlechtern iſt doch wohl auch die Familie von Feld⸗ 
berg zu rechnen (oder iſt es Feldberg bei Fehrbellin ?), für die dieſelbe Beobachtung gilt. 

G. Winter, Die Miniſterialität in Brandenburg. 4 
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Die Einheitlichkeit der maͤrkiſchen Ritterſchaft!) erhellt noch aus 
einer weiteren Beobachtung. Es hat ſich im eigentlichen Herrſchafts⸗ 
gebiet der Markgrafen keine Ritterſchaft oder gar Miniſterialitäͤt neben 
der markgraͤflichen entwickelt?). In Betracht wären für ſolchen Vorgang 
ja auch nur die märkiſchen Bistümer gekommen. Aber auch über fie 
erſtreckte ſich das dominium der Markgrafen. „Eine ſcharfe Grenz⸗ 
linie zwiſchen den Hoheitsrechten der Markgrafen und denjenigen des 
Biſchofs und Kapitels über die Stiftshinterſaſſen hat augenſchein⸗ 
lich nicht beſtanden“?) — wir fügen hinzu: auch nicht über die ritter⸗ 
lichen Vaſallen. | 

Sehen wir die Zeugenreihen biſchöoflich⸗brandenburgiſcher Urkunden 
durch), fo werden wir kaum an einer Stelle Namen finden, die nicht 
auch in Urkunden der Markgrafen oder der magdeburgiſchen Erzbiſchöfe 
wiederkehren. Iſt der Biſchof im Süden ſeiner Diözeſe, wo ſie auf 
magdeburgiſches Gebiet hinübergreift, ſo ſind die Zeugen ſeiner Ur⸗ 
kunden die bekannten Magdeburger Minifterialengefchlechterd); urkundet 
er in Brandenburg oder auf ſeinem Wohnſitz Pritzerbe, ſo ſind die 
Zeugen die Burgmannen Brandenburgs und andere Ritter, die wir 
auch aus der Begleitung des Markgrafen kennen“). 

In Urkunden des 12. und 13. Jahrhunderts iſt der Ausdruck 
„Getreue“ (fideles) mit Bezug auf die markgraͤflichen Lehensträger 
häufig“). Bezeichnend für die oben ſkizzierte Entwicklung iſt es, daß am 
Ende des Zeitraums, den wir behandelten, der Ausdruck „vasalli“ ſich 


1) Wir können wohl etwa ſeit den dreißiger Jahren des 13. Jahrhunderts 
von einer ſolchen im ſtrengen Sinne des Wortes reden. — Ritterweſen — Rit⸗ 
tertum — Ritterſchaft ſind natürlich auseinanderzuhalten. Sie bedeuten ver⸗ 
ſchiedene Stufen der Entwicklung. 

2) Nur einmal, 1187, hören wir, daß der Biſchof von Brandenburg ſich 
des Rates feiner Edlen und Minifterialen bedient (Riedel A, X, 76 ff.); die 
ritterlichen Zeugen find aber der Mehrzahl nach magdeburgiſche Miniſterialen. 
Nur die beiden letztgenannten, Konrad von Schulenburg und Otto von Uhrs⸗ 
leben, konnten vielleicht als biſchöfliche Miniſterialen angeſprochen werden. — 
Auf linkselbiſcher Seite finden wir das Inſtitut der Minifterialität bei den Grafen 
von Oſterburg und von Lüchow (ſ. Riedel A, XVI, 317, a. 1235 f.; A, VI, 14, 
a. 1235); aber dieſe Grafſchaften nahmen doch mehr oder weniger eine Stellung 
außerhalb des Markgebietes ein; vgl. v. Sommerfeld a. a. O. S. 104. 

3) v. Sommerfeld a. a. O. S. 54. 

) Ich verweiſe nur auf die bei Riedel A, VIII zuſammengeſtellten Urs 
kunden. 

5) A, VIII, 128 (a. 1213), 128 f. (a. 1214), 130 f. (a. 1215). 

6) S. die S. 24, Anm. 2 angeführten Belege. 

7) A, XXII, 419 f. (a. 1162); A, VIII, 116 f. (a. 1187); A, VIII, 123 f. 
(a. 1197); A, X, 188 (a. 1204); B, I, 7 (a. 1217); B, I, 11 (a. 1224, 1227); 
B, I, 14 f. (a. 1233); A, XXV, 17 f. (a. 1251). 
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für die Ritterbürtigen der Mark durchſetzt; wir gehen kaum fehl in der 
Annahme, daß ſich jetzt mit dem Vaſallitaͤtsbegriff der Sinn eines 
ritterlichen Untertanenverhältniſſes verknüpft hat!). 


III. 


Wir hatten es abgelehnt, die Satzungen des ſächſiſchen Rechtsbuches 
für die Erkenntnis der verfaſſungsgeſchichtlichen Tatſachen unſeres 
Zeitraums zu verwerten. Wir haben Anſichten über die rechtsſtändiſchen 
Verhaͤltniſſe der ſächſiſchen Gebiete und der Mark geäußert, die erheb⸗ 
liche Abweichungen von den im Sachſenſpiegel erhaltenen Rechtsauf⸗ 
zeichnungen aufwieſen. Uns beſtimmte hierzu die Überzeugung, daß 
die Darſtellung des Spieglers für die Epoche, die unſerem Thema zu⸗ 
kommt, nicht mehr als rechtsgültig in dem Umfange, wie bisher an; 
genommen, angeſehen werden darf. Wir halten das Rechtsbuch für 
eine bedeutende, faſt unbedingt zuverläſſige Erkenntnisquelle, deren 
uneingeſchränkte Gültigkeit aber nur für die Rechts verhältniſſe eines 
Zeitraums galt, der ſchon vor der Wende des 12. und 13. Jahrhunderts 
zu Ende gegangen war. Der Beweis für dieſe Annahme wird uns wieder 
eine Weile vom Hauptthema der Arbeit entfernen; aber der Umweg 
wird ſich lohnen durch manche Ausblicke auf die Rechtsgeſchichte der 
Stände und beſonders der Miniſterialität überhaupt; und dieſes öftere 
Hinübergreifen auf die allgemeinere Problemſtellung lag ja von vorn⸗ 
herein in unſerer Abſicht. 


Der Sachſenſpiegel war ſeit den Arbeiten Schröders und v. Zal⸗ 
lingers?) in Verruf gekommen. Eikes Werks) ſei der Gefahr geiſtreicher 
Phraſen, doktrinärer Spitzfindigkeiten und ſubjektiven Theoretiſierens 
auf Koſten der hiſtoriſchen Wahrheit unterlegen“). Es war ja vor allem 
die Erfindung der Klaſſe der Schöffenbarfreien, die man ihm ankreiden 
wollte. Wenn man ſeitdem dem Rechtsſpiegel wieder größeres Ver⸗ 


1) A, VIII, 156 f. (a. 1244); A, II, 447 (a. 1248); B, I, 34 (a. 1252); 
A, VII, 243 f. (a. 1270) uſw. Sehr häufig die Verbindung nostri milites et 
vasalli, beſonders in der Kanzlei der ottoniſchen Linie: A, XXII, 7 f. (a. 1271); 
A, XIV, 14 f. (a. 1278); A, XIV, 25 (a. 1280) u. a.; oder auch milites et fideles: 
A, XXII, 8 (a. 1271); A, XIII, 214 (a. 1272); B, I, 118; A, XIV, I ff. 
(a. 1273); B, I, 123 (a. 1275); A, XIV, 28 f. (a. 1282) uff. 

2) R. Schröder: Gerichtsverfaſſung des Sachſenſpiegels, Zeitſchr. d. Sa⸗ 
vigny⸗Stiftg. f. Rechtsgeſch.; Germaniſt. Abt. V, 1 ff.; O. v. Zallinger: Die 
Schöffenbarfreien des Sachſenſpiegels, 1877. 

3) Über die Perſönlichkeit Eikes vgl. W. Möllenberg, Hiſtor. Itſchr. CXVII, 
1917, S. 387 ff. — F. Winter: Eike von Repgow und der Sachſenſpiegel, Forſch. 
3. dtſch. Geſch. XIV, 305 ff.; XVIII, 380 ff. 

4) v. Zallinger a. a. O. S. 226, 241, 247, 251. . 
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trauen zuwendet, fo iſt es eine Folge davon, daß eingehende neue Unter, 
ſuchungen über die ſächſiſche Gerichtsverfaſſung und Ständegliederung 
doch wieder die Gültigkeit der allgemeinen Grundlagen des Rechtsbuches 
erwieſen. 

v. Zallinger hatte den Sachſenſpiegel auch als Erkenntnisquelle 
für die Rechtsverhältniſſe der Miniſterialen im 13. Jahrhundert ab⸗ 
gelehnt auf Grund gültiger Argumente. 

Im Sachſenſpiegel finden ſich folgende Saͤtze: 

Kdr. III, 80, $ 2: Let die koning oder en ander herre sinen 
dinstman oder sinen egenen man vri, die behalt vrier lant- 
seten recht. 

Ldr. III, 8x, $ 1: Togat aver die scepenen binnen ener graf- 
scap, die koning mut wol des rikes dienstman mit ordelen vri 
laten, unde to scepenen dar maken, dur dat man rechtes bekome 
unde koninges ban dar halden moge. He sal aver des rikes 
gudes also vele to egen in geven, dat sie scepenen dar af wesen 
mogen; ir jewelkeme dri hoven oder mer 
v. Zallinger führte demgegenüber aus!), daß die Vorausſetzung 

perſönlicher Freiheit für die Ausübung des Schöffenamtes, die aus dem 
letzten Paragraphen zu erſchließen, ſeit der zweiten Halfte des 12. Jahr⸗ 
hunderts nach dem Befund und Beweis der Urkunden nicht mehr ge⸗ 
golten habe; Miniſterialen hätten ſich ſeitdem auf die Schoͤffenbänke 
gedrängt; von Freilaſſung von Reichsminiſterialen hätten wir keine 
Kunde. Den Stempel ſubjektiver Theorie trage der Satz, daß freige⸗ 
laſſene Miniſterialen nur das Recht der freien Landſaſſen, d. h. hinter⸗ 
ſäſſiger Bauern, erworben hätten. Während zur Zeit des Spieglers 
Schöffenfähigfeit und Miniſterialität ſich nicht mehr ausſchloſſen, bes 
ſtehe doch nach dem Rechtsbuch eine gewaltige Kluft zwiſchen beiden 
Klaſſen; ſelbſt des Reiches Dienſtmannen konnten ja über Schöffenbar; 
freie weder Urteil finden noch Zeugen ſein. 

v. Zallingers Zweifel an der Zuverläſſigkeit des Sachſenſpiegels 
verſuchte Heck aufzulöſen und zu widerlegen. Er ging von zwei andern 
Beſtimmungen des Sachſenſpiegels aus?): 

Ldr. III, 19: Vrie lüde unde des rikes dienstman die moten 
vor’ me rike wol getüch sin unde ordel vinden, durch dat sie 
deme rike hulde dun, ir jeweder na sime rechte. Doch ne mut 
des rikes dienstman over den scepenbaren vrien man noch ordel 
vinden noch getüch wesen, dar’t ime an den lief oder an sin 
ere oder an sin erve gat. 


) ibidem S. 238 ff. 
2) Heck: Der Sachſenſpiegel und die Stände der Freien, 1905, S. 256 ff. 
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Ldr. II, 12, $2: Scepenbare lüde muten wol ordel vinden 

over jewelken man. It ne mut aver uppe se neman ordel vinden, 

dat an ir lief, oder an ir ere, oder an ir erve ga, noch ordel scel- 
den, he ne si in evenburdich. 

Heck ſchließt: in „ſtaͤndiſch undifferenzierten Sachen“ ſei alſo den 
Miniſterialen Schoͤffenfähigkeit vom Sachſenſpiegel zugeſtanden! Für 
das Reichshofgericht ſei dieſe Fahigkeit der Reichsminiſterialen in der 
erſten Stelle ja ausgeſprochen; und fie ergebe ſich „nicht weniger ſicher 
für das Grafengericht bei Königsbann. Einmal wegen der Rückſchlüſſe 
aus dem höchften Gericht“ (1) und weil ja auch im Grafengericht ſolche 
leichten Sachen erledigt würden. Wenn für letztere auch „Urteiler mit 
fachlich beſchraͤnkter Funktion“ in Betracht kämen, fo ſeien das ſelbſt⸗ 
verſtändlich Miniſterialen, denn andere Freie als Schöffenbare ſeien 
ja nicht im Grafengericht zugegen geweſen. 

Aber auch in den ſtaͤndiſch differenzierten Sachen habe der Sachſen⸗ 
ſpiegel den Miniſterialen „wahrſcheinlich“ nicht jede Mitwirkung als 
Schöffen verſagt. „In der zweiten Stelle iſt Urteil finden im engeren 
techniſchen Sinne zu nehmen, weil ſonſt die Beifügung der Schelte 
(Findung eines Gegenurteils) unnötig wäre. Daraus folgt, daß der 
Spiegler das geringere Recht der bloßen Folge auch andern als Standes⸗ 
genoſſen einräumt.“ Daß die Unterſcheidung von Urteilfinden und 
Urteilsfolge gerade mit Bezug auf die Miniſterialen von Bedeutung 
ſein konnte, belegt Heck mit einer Stelle der Hennegauiſchen Chronik 
des Giſelbert von Mons aus dem Jahre 1190). 

Von den Behauptungen Hecks läßt ſich kaum etwas halten. Ob 
„vor“ me rike“ bedeutet: „im Reichshofgericht“ iſt mir zweifelhaft; es 
heißt vielleicht nur ſoviel wie: „im Grafengericht“?). Aber feſtzuhalten 
iſt, daß nur den Reichs dienſtmannen Schoffenbarkeit für niedere 
Sachen vom Spiegler zugebilligt wird, gleichwie Kdr. III, 81, $ı des 
ſtimmt, daß es Reichs dienſtmannen fein müſſen, die nach qualifizierter 
Freilaſſung das Schöffenamt in einer Grafſchaft ausüben können. 
Wenn Heck als ſelbſtverſtaͤndlich vorausſetzt, daß im Grafengericht 


1) M. G. S. S. XXI, S. 57a, 35: Tacendum autem non est quod epi- 
scopus quidam apud Hallam iudicium quesivit coram domino rege, si mini- 
steriales principis alicuius cum nobilibus habeant iudicare. Ad hoc iudica- 
tum fuit per comitem palatinum de Twinge: quod si nobilis homo iudicium 
proferret et unum nobilem haberet in iudicio sequacem, alter sequax esse 
posset ministerialis, scilicet de principis advocatia vel propria familia. — 
Handelt es ſich um ein öffentliches oder ein Lehensgericht? 

) Werden doch auch die Schöffenbarfreien der oſtſächſiſchen Gaue, die in 
der Vorrede „Von der Herren Geburt“ angeführt ſind, des rikes scepenen 
genannt. 
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allein die Miniſterialen des Gerichtsherren noch als Schöffen für niedere 
Sachen in Betracht gekommen ſeien, da andere Freie außer den Schöffen: 
baren dort nicht erſchienen, ſo liegt dies nur an ſeiner von keiner Seite 
gebilligten Deutung der Pfleghaften als Stadtbürger. Damit iſt ſchon 
ſein Schluß auf die notwendige Fähigkeit der Miniſterialen zur Urteils⸗ 
folge hinfällig. 

Ich bin der Überzeugung, daß dieſe Beſtimmungen des Sachſen⸗ 
ſpiegels aus einer Zeit herrühren, da es den Miniſterialen im allgemeinen 
noch nicht gelungen war, im Grafengericht irgendwelchen Einfluß zu 
gewinnen. Nur die Reichsdienſtmannen genoſſen ſchon den Vorzug, 
daß ſie nötigenfalls zur Auffüllung der Schöffen einer Grafſchaft vom 
König „mit Urteilen“ freigelaſſen werden konnten und dadurch in die 
Klaſſe Schöffenbarfreier eintraten, anſtatt wie ſonſt noch rechtsüblich in 
den Stand der Landſaſſen. Doch war es auch jenen noch immer ver⸗ 
wehrt, über Schöffenbare in Sachen, die an Ehre, Eigen und Leben 
gingen, zu richten. Einer ſpäteren Zeit dann erſt gehört die Übung an, 
daß auch Miniſterialen irgendeines Fürſten als Urteilsfolger das 
Schöffenamt verſahen. Aber jener Reichsſpruch von 1190 iſt doch auch 
nur ein akademiſches Urteil; die Wirklichkeit wird ſolche feinen Unter⸗ 
ſcheidungen nicht mehr gekannt haben, nachdem überhaupt die Mini⸗ 
ſterialen Zutritt zum Grafengericht gefunden hatten!). So wird dieſe 
Entſcheidung der wahren Entwicklung wohl nachgehinkt haben. 


Heck will ſchon in dem Namen „Schöffenbarfrei“ einen Gegenſatz 
zu Schöffenbarunfrei heraushören. Man kann wahrſcheinlich mit beſ⸗ 
ſeren Gründen dafür eintreten, daß der Ton gerade auf dem erſten 
Beſtandteil „Schöffenbar⸗ gelegen hat. Eine Unterſtützung ſeiner 
Annahme von der Schöffenfähigfeit der Miniſterialen ſieht Heck in der 
Aufzählung der Reichsſchöffen in der Vorrede zum Sachſenſpiegel; ſie 
ſind alle nach ſeinem Erachten Dienſtmannen. Der einzige aber, deſſen 
Miniſterialität man bisher ganz ſicher erweiſen zu konnen glaubte, war 
— der Vogt Albrecht von Spandau. Auch dieſe Beweisſtütze iſt hin⸗ 
fällig. Aber Heck erachtet mit den angeführten Gründen es für bewieſen, 
daß die Ausſage des Spieglers über die Stellung der Miniſter ialen 
zum Schöffenamt „völlig dem Kontrollbilde“, d. h. den Rechtsverhäͤlt⸗ 
niſſen entſpreche, die uns die urkundlichen Zeugniſſe übermitteln; er 
muß jedoch zugeſtehen, daß auch eine Reihe von Beſtimmungen offen⸗ 


) Eine Stelle der Pöhlder Annalen (M. G. S. S. XVI, 82) ergibt, daß 
ſchon vor 1150 Miniſterialen einmal als Schöffen aufgetreten ſind. Das Ein⸗ 
ſchreiten des Königs gegen dieſe „unerhörte Sache“ blieb damals ſchon ohne 
Erfolg. Vgl. Molitor: Der Stand der Miniſterialen ... Gierkes Unterſuchungen, 
Heft 112, S. 122 f. 
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ſichtlich aus älterer Zeit mit in das Rechtsbuch übernommen feien — 
ſo die Angabe, daß eine qualifizierte Freilaſſung für Reichsminiſterialen 
zu Schöffen nötig ſei. „Auch die Sätze über Zeugenfunktion, über den 
Stand des Richters, des Froneboten weiſen alle in eine Zeit zurück 
in der die Miniſterialen von der Schöffenbank ausgeſchloſſen waren. “)“ 
Ja, Heck erklärt ſogar ſelbſt, daß Eike auch altüberliefertes Recht mit⸗ 
geteilt und dies nur nicht entſprechend dem Grade der Abſchleifung 
durch das Gewohnheitsrecht revidiert habe; er beweiſe gerade durch die 
Mitteilung von Sätzen, „die mit einer von ihm ſelbſt aufgegebenen 
Grundanſchauung zuſammenhingen,“ die Treue und Gewiſſenhaftigkeit 
ſeiner Arbeit. Dieſe Erkenntnis kontraſtiert merkwürdig zu dem Ver⸗ 
ſuch, in den übrigen Punkten durchaus die Übereinſtimmung von Sach⸗ 
ſeurecht und Kontrollbild nachzuweiſen. 

In noch ſtärkerem Maße als Heck iſt Molitor dem methodiſchen 
Fehler verfallen, als ſicher anzunehmen, was der Wortlaut des Rechts⸗ 
buches nach ſeinem Empfinden nicht unmittelbar widerlegt. Auch er 
bekaͤmpft v. Zallingers Verdächtigung, daß die Miniſterialen nach dem 
Sachſenſpiegel grundſätzlich nicht fchöffenfähig geweſen ſeien?). Man 
könne dieſe Annahme nur verteidigen, wenn man in der angeführten 
Stelle Sfp. Ldr. II, 1a, $ 2 (ſ. S. 53) das Wort ſchoͤffenbar mit ſchoͤffen⸗ 
barfrei gleichſetze. Dafür aber fehle der Grund! Eike habe im Gegen⸗ 
teil wiſſen müſſen, daß zu ſeiner Zeit Freie und Miniſteriale ſchöf⸗ 
fenbar geweſen ſeien; er hätte ja, wenn er den Umfang des „Schöffen⸗ 
bar“ allein auf Schöffenbarfreie beſchraͤnkt wiſſen wollte, eine bewußte 
Fälſchung vornehmen müſſen! Auch Molitor ſetzt wie Heck das „Schöf⸗ 
fenbarfrei“ in Gegenſatz zu Schöffenbarunfrei; ‚fchöffenbar‘ faſſe beide 
Gruppen zuſammen. Mit dieſer Annahme ſei tatſächlich der Einklang 
des Sachſenſpiegels mit dem zu beweiſen, was die gleichzeitigen Zeug⸗ 
niſſe an Rechtsverhältniſſen überliefern. Dieſe Vorausſetzung ergebe 
ſich als die richtige aus der Betrachtung der übrigen vier Stellen des 
Spiegels, an denen das Wort „ſchöffenbar“ gebraucht ſei. Die direkten 
Ausſagen des Rechtsbuches über die Miniſterialen läßt Molitor alſo 
dabei außer Betracht. Wir machen uns noch die Mühe, ſeinem Beweis⸗ 
verſuche zu folgen. Es heißt: 

Ldr. I, 2, § 1: Jewelk kersten man is senet plichtig to 
sükene dries in“ me jare, sint he to sinen dagen komen is, binnen 
deme biscopdume dar he inne geseten is. — Vriheit de is aver 
drier hande: scepenbare lüde, die der biscope senet süken solen; 
plechhaften der dumproveste; lantseten der ercepriestere. 


1) Heck a. a. O. S. 262; vgl. auch S. 605 ff. 
2) Vgl. Molitor a. a. O. S. 128 ff. 
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Molitor ſagt dazu: „Rechnet man hier zu den ſchöffenbaren Leuten 
außer den ſchöffenbar Freien auch Miniſterialen — und daran kann der 
Umſtand nicht hindern, daß an dieſer Stelle eigentlich von den Klaſſen 
der Freien die Rede iſt (11) — ſo ergibt ſich, daß auch die Miniſterialen 
im Biſchofsſende dingpflichtig ſind. Das entſpricht aber durchaus den 
wenigen Nachrichten, die aus der aͤlteren Zeit über die Gerichtsgemeinde 
des Biſchofsſendes erhalten ſind !).“ So der Beweis! — Während an 
andern Stellen des Sachſenſpiegels die Unfreiheit der Dienſtmannen 
noch aufs ſtärkſte betont wird, ſoll an dieſem Punkte, wo gerade die 
Klaſſen der Freien aufgezählt werden, die Miniſterialität ausnahms⸗ 
weiſe ſtillſchweigend bei den Schoͤffenbaren miteinbezogen fein. 

Ldr. 1, 3, $ 2 bringt die Heerſchildordnung; den vierten Schild 
heben „de scepenbare lüde unde der vrien herren man.“ 

Um auch hier in den Schäffenbaren Freie und Miniſter ialen ſehen 
zu können, ſtellt Molitor eine neue Theorie über die Schildverteilung 
auf, mit der wir uns an fpäterem Orte zu befchäftigen haben?). 

Ldr. III, 29, 8 1 beſagt: Nen scepenbare man ne darf sin 
hantgemal bewisen, noch sine vier anen benümen, he ne spreke 
enen sinen genot kampliken an. Die man mut sik wol to sime 
hantgemale mit sinem eide tien al ne hebbe he“ s under ime 
nicht. 

Das Recht des kampflichen Grußes und der damit verbundene 
Ahnenbeweis, ſagt Molitor, ſei zur Zeit des Spieglers ja auch Mini⸗ 
ſterialen zuerkannt worden. Im Handgemal ſieht er eine den ſchöffen⸗ 
baren Leuten eigentümliche Art von privaten Abgaben von freiem 
Eigen, das die Grundlage bildete für die Dingpflicht im Grafengericht, 
„alſo eine Beſitzform, wie ſie charakteriſtiſch iſt für die in Weſtfalen und 
Mittelſachſen vorkommenden ſog. Freigüter?d).“ Miniſterialen, die ſolch 
Freigut erwarben, konnten auch Schöffen ſein, „im weiteren Sinne“ 
ſeien alſo alle Miniſterialen fchöffenfähig geweſen, ſchöffenbar. 

Molitor iſt ausgegangen von den Rechtsverhaͤltniſſen Weſt⸗ und 
Oſtfalens im 13. Jahrhundert. Hier war eine freie Eigentümerklaſſe 
aus der Verſchmelzung von Schöffenbarfreien und Pfleghaften er; 
fanden‘); das Freigut der letzteren identifiziert Molitor mit dem Hand; 


1) Molitor a. a. O. S. 131. 

2) S. S. 100 ff. | 

8) S. Molitor a. a. O. S. 132 f. Vgl. auch Molitor: Die Stände der 
Freien in Weſtfalen und der Sachſenſpiegel, 1910. („ne darf sin hantgemal 
bewisen“: ob Molitor es richtig als „braucht nur fein Handgemal beweiſen .., 
wenn ..“ aufgefaßt hat? Der Überſetzungsfehler darf = darf iſt z. B. offenbar 
in dem gleich zu nennenden Aufſatze von Heusler, S. 18). 

4) Vgl. meine Entwicklungsſkizze oben S. 40 ff. 
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gemal der Schöffenbarfreien. Über das Handgemal gehen die Theorien 
noch weit auseinander !); es iſt jedenfalls das Charakteriſtikum der 
Schöffenbarfreien?) und iſt nach dem Sprachgebrauch des Sachſen⸗ 
ſpiegels das von Abgaben völlig freie Gut der Schöffenbaren, auf 
welchem ihr Schoͤffenſtuhl ruht und auf das ihr Rechts⸗ und Gerichts⸗ 
ſtand baſiert iſt. 

Ldr. III, 45 beſtimmt Buße und Wergeld der Freien, und es 
heißt eingangs: Vorsten, vrieherren, scepenbare lüde, die sin gelik 
in bute unde in weregelde. Doch eret man die vorsten unde 
die vrien herren mit golde to gevene, unde gift in tvelf güldene 
penninge to bute.... Den nn vrien lüden gift man 
drittich schillinge to bute. . 


Molitor meint, daß in dieſem Artikel „merkwürdigerweiſe“ die 
Buß⸗ und Wergeldzahlen für die damals doch fo wichtigen Miniſterialen 
zwar zu fehlen ſcheinen, daß dies ſich aber aufklaͤre, wenn man auch hier 
in die Schöffenbaren die Miniſterialen miteinbezoͤge; dadurch erführe 
man indirekt auch deren Buß⸗ und Wergeldzahlen'). Daß ſich Eike 
gleich darauf des „umſtaͤndlicheren Wortes“ ſchöffenbar frei bediene, 
koͤnne kein ausſchlaggebendes „ſprachliches“ Bedenken machen (I!). 
Weiter iſt die petitio principii nicht gut zu treiben, als es in dieſen 
„Beweiſen“ geſchieht, daß zu den Schöffenbaren auch die Miniſterialen 
vom Spiegler gerechnet ſeien. 

Augenſcheinlich iſt aber in der Hälfte der Fälle dem Begriff „ſchöf⸗ 
fenbar“ derſelbe weitere Umfang zuerkannt worden wie an verſchie⸗ 
denen Stellen des Sachſenſpiegels dem Begriff „ſchöffenbarfrei“, d. h. 
er umfaßt dann auch die freien Herren (fo in Kdr. III, 29, § 1, Ldr. 1, 
2, § 1); in Ldr. I, 3, 8 2 und Ldr. III, 45, $ 1 liegt nur eine okkaſionelle 
Einſchraͤnkung des Begriffsumfanges vor, begründet durch die Bor; 
wegnahme der Fürſten und freien Herren“). Schöffenbar und ſchoͤffen⸗ 
barfrei unterſcheiden ſich nicht. Damit iſt aber auch das „Schöffenbar“ 
in den vollen Gegenſatz der Freiheit der Schöffen zu der miniſterialen 
Unfreiheit gerückt, den wir bereits im vorhergehenden betonten. 


1) S. die bei Molitor: Der Stand der Miniſterialen ... S. 132, Anm. 2 
angegebene Literatur. Beſonders verweiſe ich auf den Aufſatz von Andr. 5 
Weidhube und Handgemal. Feſtſchrift dem ſchweizeriſchen, Juriſtenverein 
gewidmet... 1915. 

2) S. Edr. I, 51, 5 4; Ldr. III, 26, $ 2. 

) Molitors Ausführungen über Buße und Wergeld der Miniſterialen 
(a. a. O. S. 136 ff.) können das nicht im geringſten unterſtützen. Wir brauchen 
nicht weiter darauf einzugehen. 

) Vgl. Heck a. a. O. S. 314; Brunner: Grundzüge der deutſchen Rechts⸗ 
geſchichte 1919, S. 74. 
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Heck und Molitor verſuchen vergeblich, die Miniſterialen in das 
Schöffenamt hineinzuinterpretieren, nur um die Zuverläſſigkeit des 
Sachſenſpiegels für die Zeit ſeines Entſtehens zu erweiſen. Sie miß⸗ 
achten ſein ausdrückliches Zeugnis, daß die Dienſtmannen in ihm nicht 
berückſichtigt ſeien (Ldr. III, 42, $ 2: Nu ne latet jük nicht wunderen 
dat dit buk so lüttel seget von dienstlüde rechte. . . .). Es iſt klar, 
daß zu Eikes Zeit die Dienſtmannenrechte allein die Rechtsverhältniſſe 
der Miniſterialen nicht mehr umgrenzten, daß die Nichtberückſichtigung 
der Dienſtmannen in einem Gegenwartsrechte eine Unmöglichkeit war. 
Der Sachſenſpiegel zeichnet die landrechtlichen Klaſſengegenſätze noch 
durchaus unter den alten und veralteten Geſichtspunkten von Freiheit 
und Unfreiheit. Daß Ritterbürtigkeit die Schranken der Unfreiheit 
durchbreche, iſt hier noch nicht zugeſtanden. Das alles hat Heck in ſeiner 
großen Unterſuchung ſelber betont !): „Nirgends finden ſich ſolche Rechts; 
ſätze, welche für die niederen Schöffenbaren und die Dienſtmannen 
gemeinſam gelten, aber nicht für andere Freie.“ Auch die Heerſchild⸗ 
ſtufen der beiden Klaſſen hält Heck noch für verſchieden?). Er gerade 
hat die vierfache Schranke in Buße, Wergeld, Erbrecht und Ebenburt 
zwiſchen den beiden Gruppen der Freien herausgearbeitet und er weiß, 
daß nach dem Spiegler für Fürſten, freie Herren und Schoͤffenbarfreie 
Ebenburt und Rechtsgleichheit befteht?). Und doch hat Heck nicht erkannt, 
daß in dieſem Syſtem für den Miniſterialen noch kein Einſchlupf iſt, 
wo er ſich etwa zwiſchen jene beiden Hauptgruppen zwängen könnte; 
ſeine Freilaſſung ſtellt ihn immer nur noch den Landſaſſen gleich“). 

Die ganze Einheitlichkeit des Rechtsſyſtems des Sachſenſpiegels, 
die neuere Unterſuchungen (vor allem Heck auch) hervorgehoben haben, 
beruht gerade noch auf der Ausſchaltung des miniſterialen Elementes. 
Zu Eikes Zeit war dies Syſtem ſchon zerbrochen; an die Stelle der alten 
Zweigliederung war eine Dreiteilung getreten, deren Mittelglied das aus 
Freien und Miniſterialen gebildete Rittertum war. Zwiſchen den ehe⸗ 
maligen Schöffenbarfreien und den freien Herren hatte ſich eine mächtige 
Kluft aufgetan; die Ebenburt zwiſchen beiden war vergeſſen. 

Nicht nur die ganze Standesgliederung des Sachſenſpiegels, auch 
ſeine Gerichtsverfaſſung, in der jene unmittelbar zum Ausdruck kam, 


1) Heck a. a. O. S. 23. 

2) ibid. S. 597 fl. 

3) ibid. S. 296 ff. Vgl. S. 39. 

4) Molitor a. a. O. S. 178 bringt durch eine geradezu merkwürdige Inter⸗ 
pretation die Stelle Ldr. III, 81, § 1 mit der Wirklichkeit zu Eikes Zeit in Eins 
klang: Der Miniſteriale werde freigelaſſen und dann mit der Freiheit des Schöffen; 
baren begabt; aber „in dem kurzen Zeitraum zwiſchen Freilaſſung und Be⸗ 
gabung“ ſei er ſtreng genommen als Landſaſſe anzuſehen. 
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weiſt in eine rückliegende Zeit. Das Recht des Sachſenſpiegels „bildet 
in der Gerichtsverfaſſung nicht den Beginn der neuen, ſondern den 
Abſchluß der früheren Entwicklung“, das iſt das allgemein übernommene 
Reſultat der Unterſuchung E. Meifters!). 

So kommt man nun zu einer neuen Bewertung der Arbeit Eikes 
von Repgow. Der Sachſenſpiegel iſt eine „gelehrte“ Arbeit mit kon⸗ 
ſervativer Tendenz:). Als an Eike die Aufforderung erging, das Rechts⸗ 
buch zu ſchreiben, wird der Grund dazu gerade die ſich immer ſtaͤrker 
geltend machende Unſicherheit der Rechtsübung geweſen ſein, die jetzt 
unter den überall veränderten ſtaatsrechtlichen Verhältniſſen, bei der 
immer offenbarer werdenden Verſchiebung der geſamten ſtandesrecht⸗ 
lichen Grundlage, immer mehr ſich auf ungewiſſe Baſis geſtellt ſah. 
In rückwärtiger Einſtellung, darauf bedacht, der modernen Rechts⸗ 
unſicher heit zu begegnen durch Fixierung des von den Vorfahren über; 
lieferten Rechts ging nun Eike daran, die Rechtsüberlieferung einer 
früheren Zeit, die wohl ſchon in verſtreuten Aufzeichnungen vorlag, 
forgfältig zuſammenzutragen; an ihr zu rütteln, fie in modernem Geiſte 
zu erneuern, wagte er bei der Hochachtung des mittelalterlichen Menſchen 
vor dem altehrwürdigen überlieferten Rechte nicht“). Aus dieſer retro⸗ 
ſpektiven Einſtellung kann doch allein erklärt werden, daß das Rechts⸗ 
buch den ſozialen und rechtlichen Berhältniſſen der Miniſterialität 
ſeiner Zeit ſo gar nicht gerecht wird, daß es an den hochbedeutſamen 
Wandlungen, die Recht und Volksſtände in der Entwicklung des Städte, 
weſens erleiden, vorbeiſieht. So wird man heute kaum noch Brunners 
Anſicht vertreten können, Eike trete „auf Grund ſcharf ausgeprägten 
Rechtsgefühls und juriſtiſcher Logik als bahnbrechender Reformator 

) Vgl. E. Meiſter: Oſtfäliſche Gerichtsverfaſſung im Mittelalter, S. 212. 
Heck a. a. O. S. 673 f. Es iſt auch hervorzuheben, daß Möllenberg in feiner 
biographiſchen Skizze in der Hiſt. Ztſchr. CXVII, 1917 (S. 402), wo er von ganz 
andern Beobachtungen ausgeht, zu einem dem unſern ganz ähnlichen Reſultate 
gekommen iſt: „Nicht aufwärts, ſondern rückwärts hat er (Eike) den Blick gewandt. 
Iſt es nicht, als wolle er ſich mit Gewalt gegen die mächtig hereinbrechende neue 
Entwicklung anſtemmen? Dieſe bewußte Tendenz, dieſer konſervative Zug hat 
mit Erdichtung oder Fälſchung nichts gemein.“ 

2) S. auch Reimvorrede v. 41 ff., 151 ff. — S. auch M. Luther: Die Entwick⸗ 
lung der landſtändiſchen Verfaſſung in den Wettiniſchen Landen bis zum Jahre 
1485, Diſſ. Leipzig 1895, S. 29 ff. W. Wittich, Altfreiheit und Dienſtbarkeit 
8 Uradels in Niederſachſen, Vierteljahrsſchr. f. Sozial⸗ u. Wirtſch. -Geſch. 

V, 47. v. Dungern: Der Herrenſtand im Mittelalter, S. 256. 

2) Vgl. den für unſere Auffaſſung recht ins Gewicht fallenden Aufſatz von 
F. Kern: Recht und Verfaſſung im Mittelalter, Hiſtor. Zeitſchr. CXX, 1920, 
S. 1 ff. — Ein Zug für die große Altertümlichkeit des Sachſenſpiegelrechts ift 
z. B. auch aus der Stellung des Spiegels gegenüber dem urkundlichen Schrift: 
beweis zu erſehen: er kennt ihn überhaupt noch nicht. 
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auf, indem er mit kühner Geſtaltungskraft Rechtsſätze formuliert, die 
erſt nachmals auf Grund feiner Darſtellung Rechtens geworden ſind !).“ 

Nur an einigen Stellen, wenn Tradition und Wirklichkeit zuſehr kontra⸗ 
ſtieren, wagt ſich ein ſchüchternes Bedenken hervor. Die rechtliche Stellung 
der Dienſtmannen im alten Syſtem ſetzt Eike in Verwirrung. Wenn es da 
heißt: Dienſtmannen werden bei der Betrachtung des Landrechtes aus⸗ 
geſchaltet, denn fie unterſtehen als Unfreie den mancherlei Sonderrechten 
ihrer Herren, ſo nimmt der fromme Eike dies zum Ausgangspunkt einer 
düſteren Erörterung über den Urſprung der „Eigenſchaft“ überhaupt; aber 
er kommt zu keinem befreienden Reſultat: Na rechter warheit so hevet 
egenscap begin von gedvange unde von vengnisse unde von un- 
rechter walt, die man von aldere in unrechte wonheit getogen hevet, 
unde nu vore recht hebben wel. (Lbr. III, 42, 8 2—6.) 


In die ältefte Schicht des Sachſenſpiegelrechtsgutes gehörten Bes 
ſtimmungen über Miniſterialen nicht hinein; es war allein das Land⸗ 
recht der freien Bevölkerung. Aber mit der fortſchreitenden ſozialen 
Entwicklung der Dienſtmannen mußten doch auch Grenzbeſtimmungen, 
Zuſätze für Zweifelsfälle, gefaßt werden?). Auch unpaſſende, von 
Bearbeitern des alten Rechts (vielleicht erſt von Eike) herrührende 
Ergänzungen werden an einigen Orten offenbar. 

Ldr. II, 3, $ 2 beſtimmt die Friſt, die dem Beklagten zur Antwort 
gegeben wird: i 

Grot man enen man to kampe de ungewarnet dar komen 
is, unde ime umme die sake dar nicht gedegedinget n“ is, he sal 
dach hebben na siner bord, of he“ s bedet.... Die vri scepen- 
bare man over ses weken; die dinstman over virteinnacht, 
unde andere vri lude. 


1) So noch Brunner, Grundzüge 71919, S. 111. 

2) 3, B. Ldr. III, 81, $ 2: Dinstman ervet unde nemet erve alse vri 
lüde na lant rechte, wen allene, dat sie buten irs herren gewalt nicht ne ervet, 
noch erve ne nemet. 

Ldr. I, 38, $ 2: Es wird über die Aufteilung des Gutes von Geächteten 
verfügt; aber: Dienest manne egen ne mach in de koningliken gewalt nicht 
komen, noch buten irs herren gewalt, of se sik verwerket an irme rechte. 

Im alten Syſtem, wo die Unfreiheit, die privatrechtliche Abhängigkeit der 
Miniſterialen von ihrem Herren feſt begründet ſtand, waren beide Beſtimmungen 
eigentlich überfläflis. 

Auch Ldr. II, 42, $ 3: Fürſten konnen ſich in einer Gewährspflicht durch eins 
geborene Dienſtmannen vertreten laſſen — iſt anſcheinend ein ſogar recht fpäter 
Zuſatz. (Zu Ldr. I, 52, $ 1 und Zr. III, 73, $ 2 vgl. die Anmerkungen Homeyers.) 

Als ganz organiſch hineingepaßte, im Lauf der Entwicklung ſich natürlich 
ergebende, aber doch ſchon recht früh formulierte Rechtsſätze kennzeichnen ſich 
die S. 52 angeführten Paragraphen Ldr. III, 19; III, 80, § 2; III, 81, 51. 
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Eine Korrektur eines älteren Textes: „Die Schöffenbarfreien über 
ſechs Wochen, andere freie Leute über vierzehn Nächte“ — zugunſten 
der Miniſterialen iſt hier faſt augenfällig. Die Zweiteilung war im alten 
Syſtem gegeben; die Miniſterialen ſind hier ein unorganiſches Element. 

Ldr. 1, 16 handelt vom angeborenen Rechte: 

$ 1. Nieman ne mach irwerven ander recht, wan als im 

an geboren is. Versmat aver he sin recht vor gerichte unde 
seget he ime to en ander recht, des he nicht vulkomen ne kan, 
he verlüset beide. — 9 2. Svar’t kint is vri unde echt, dar 
behalt it sines vader recht. Is aver die vader dinstman oder de 
muder dinstwif, it kint behalt sogedan recht, als it in geboren is. 

Der letzte Satz geht offenbar auf das Dienſtmannenrecht des Bes 
treffenden. Das Dienſtmannenrecht beſtimmt ja aber gar nicht über 
den Geburtsſtand des Einzelnen, denn der iſt ſelbſtverſtaͤndlich. Die 
vorhergehenden Sätze aber beziehen ſich auf Geburts⸗ und Landrechts⸗ 
ſtand. Die Inkongruenz beider Stücke iſt eben nur aus dem Beſtreben 
zu erklären, über den ſchon zweifelhaft werdenden Stand von Dienſt⸗ 
mannen irgendwie eine zutreffende Beſtimmung zu treffen. 

Wenn wir jetzt auf die ſpeziellen Verhältniſſe in Brandenburg 
zurücklenken, ſo werden wir gleich noch eine weitere Bekräftigung für 
die neuere Auffaſſung von dem Charakter der Arbeit Eikes von Repgow 
gewinnen. Die frühe Verſchmelzung der brandenburgiſchen Mini⸗ 
ſterialitaͤt mit den altfreien Elementen zur Ritterſchaft war ſtark ge; 
fördert durch die Beſonderheit der märkiſchen Gerichtsverfaſſung !). 
Man muß ſich der Wechſelwirkungen, die zwiſchen Gerichtsorganiſation 
und Voltsftänden in jener Zeit beſtanden, erinnern: „Von jeher iſt es 
ein Zug des deutſchen Rechtes geweſen, daß da, wo wirkliche Standes⸗ 
unterſchiede, ſei es in der Lebens weiſe, ſei es in dem Vorzuge der Geburt, 
ſich geltend machten, der rechtliche Ausdruck davon ſich in dem Gerichts⸗ 
ſtande und in dem Familienrechte zeigte?).“ ö 

Wir unterziehen vorerſt die Nachrichten des Sachſenſpiegels über 
die Gerichtsverfaſſung der Mark einer Prüfung. 

Ldr. III, 65, § 1 beſagt: Die marcgreve dinget bi sines 
selves hulden over ses weken, dar vint jewelk man ordel over 
den anderen, den man an sime rechte nicht beschelden ne 
mach. Doch ne antwerdet dar neman to kampe sime ungenoten. 
Spangenberg hat in ſeinem Buche über die Hof⸗ und Zentral⸗ 

verwaltung der Mark Brandenburg im Mittelalter dieſer Stelle, die 


) Bel, S. 46. 
) Kühns: Geſchichte der Gerichtsverfaſſung und des Prozeſſes in der 
Mark Brandenburg vom 10. bis zum Ablauf des 15. Jahrhunderts I, 198. 
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ſchon vielfach behandelt worden iſt, einen eigenen Exkurs gewibmet!). 
Er kam zu dem Reſultat, daß das Dingen bei eigner Huld die Befugnis 
der Markgrafen bedeute, Mißachtung der markgräflichen Befehlsgewalt 
„arbitraͤr“ zu beſtrafen; das ſchließe natürlich nicht aus, daß die Mark; 
grafen die richterliche Befehlsgewalt vom Reiche ſelbſt empfingen. 
Die frühere Anſchauung, wie ſie etwa bei Kühns vertreten war: der 
Markgraf ſei unbeſchränkter Gerichtsherr für die geſamte Juſtiz in 
den Marken geweſen — dieſe Anſicht ſei jedenfalls beiſeite zu tun, denn 
fie ſtände mit den allgemeinen Ergebniſſen über die frühere reichsrecht⸗ 
liche Stellung der Markgrafen in Widerſpruch?). Unter der angegebenen 
Ger ichtsfriſt verſteht Spangenberg nicht eine Beſuchs⸗, ſondern eine 
„Handlungsfriſt“, d. h. es werde über niemanden gerichtet, den man 
nicht 6 Wochen vorher davon habe wiſſen laſſen. 


Demgegenüber iſt auszuführen: Das Dingen bei markgraͤflicher 
Huld ſteht im Gegenſatz zum Dingen bei Königsbann; es heißt 
Ldr. III, 64, $6 und 7: Palenzgreven unde landgreven 

dingen under koninges banne, als die greve; den weddet man 

ok sestich schillinge. — Jewelkeme marcgreven drittich schil- 
linge (die dinget bi sines selvis hulden)s), und Ldr. II, 12, 8 6: 
Nenes gesculdenen ordeles mut man tien ut ener grafscap in 

ene marke, al hebbe die greve de grafscap von deme mark- 
greven. Dit is dar umme, dat in der marke nein koninges ban 

n’ is, unde ire recht tveit; dar umme sal man is vor dat rike tien. 


Zugleich ergibt ſich, daß für das markgräfliche Dingen bei eigner 
Huld das Gewedde von 30 Schillingen charakteriſtiſch iſt. G. Meyer“) 
zog, hiervon ausgehend, einen falſchen Schluß auf die Bedeutung des 
Königsbannes, in welchem er nur die Verleihung des Geweddes von 
60 Schillingen erblickte; er ſetzte den Bann alſo mit der Bannſtrafe 
gleich). Dieſer Irrtum Meyers iſt von v. Zallinger berichtigt worden“); 
Übertragung des Königsbannes bedeutet doch vor allem Verleihung 
der Banngewalt. 


1) Spangenberg: Hof⸗ und Zentralverwaltung S. 501 ff.; vgl. auch dort 
die Kritik der bisherigen Literatur. S. auch noch Hintze: Forſch. z. brand.⸗preuß. 
Geſch. Bd. XXII, Sitzungsberichte S. 7. 

2) S. S. 15. 

9) (—) iſt ein fpäterer Zuſatz. 

) G. Meyer: Die Verleihung des Königsbannes und das Dingen bei 
markgräflicher Huld, 1881 (beſ. S. 6). 

5) Wozu ihn beſonders noch Ldr. II, 61, $ 2 verlocken konnte: Sve so hir 
binnen (d. i. im Wildbanngebiet) wild veit, die sal wedden des koninges ban, 
dat sin sestich schillinge. 

e) O. v. Zallinger: Über den Königsbann; Miög 1882, III, 539 ff. 
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Das Dingen des Markgrafen bei eigner Hulde heißt alſo vielleicht 
doch auch mehr als nur ein Dingen bei eignem Gewedde? Das Wort 
„Hulde“ kommt in zwei Bedeutungen vor: als „Huldigung“ und als 
„Huld“ oder „Gnade“!). v. Sommerfeld erklärte das Dingen bei 
eigner Hulde für ein Dingen bei (kraft, nach Maßgabe) der Huldigung, 
welche die Markinſaſſen dem Markgrafen geleiſtet haben?). Spangen⸗ 
berg traf wohl erheblich näher ins Ziel; er wies auf das Beiſpiel der 
Stadtrechte hin, die die Bedeutung des Verluſtes und der Wieder⸗ 
gewinnung der „Gnade“ des Herren uns lehren. Aber er hat ſich m. E. 
zu Unrecht beeinfluſſen laſſen von einer Theorie E. Mayers, wonach 
der Markgraf außerhalb des ordentlichen Gerichtes eine arbitraͤre 
Strafgewalt neben und über dem Königsbann ausgeübt habe“). 

Wer in der Grafſchaft die öffentlichen Rechte verletzte, verlor gleich⸗ 
ſam (nach der Parallele der Stadtrechte) die Huld des Königs, der überall 
der oberſte Gerichtsherr war; der Schuldige mußte wedden, um die 
Huld wiederzuerlangen, d. h. ſich vom Richter zu löſen. Weshalb hat 
nun der Markgraf nur ein Gewedde von 30 Schillingen? Der Grund 
liegt in der beſonderen Organiſation und Zuſammenſetzung ſeines 
Gerichts. Es heißt Ldr. II, 12, 8 3: 

HButen koninges banne mut jewelk man over den anderen 

ordel wol vinden unde ordel scelden, die vulkomen is an sime 

rechte, um also gedan sake, die man ane koninges ban richten 
mach®). 


Unter Königsbann muß aber das Gericht ſtattfinden, wo es Schöf⸗ 
fenbarfreien an Ehre, Erbe oder Leben gehen kann; über ſie finden nur 
Ebenbürtige das Urteil). Nun heißt es Ldr. III, 65, § 1 (ſ. S. 61), 
im Markgrafengericht finde jeder Urteil über den andern, wenn man 
ihn an ſeinem Rechte nicht beſchelten kann. Ferner beſagt 

Ldr. II, 12, 8 4: Wenn eine Berufung an den höchſten Richter 
oder gar den König geht, dar sal die richtere sine boden to 
geven... Die boden solen wesen scepenbare vri, of it in ener 


1) Vgl. Spangenberg a. a. O. S. 508 ff. 

2) Vgl. v. Sommerfeld: Beiträge 15 nen und Ständegeſchichte 
der Mark Brandenburg im Mittelalter, 1904, S. 73. — Vgl. auch H. Brunner: 
Das Exemtionsrecht der Babenberger, W. S. B. 47, S. 327. 

3) Vgl. Spangenberg a. a. O. S. 511 ff., 514, 517. 

) Vgl. auch Ldr. III, 70, $ 1. 

5) S. Ldr. I, 59, $ 1: Allerhande klage unde al ungerichte mut de rich- 
tere wol richten binnen sime gerichte, svar he is, ane of man up egen klaget, 
oder up enen scepenbaren vrien man ungerichte claget. Des ne mach die 
richtere nicht richten wan to echter dingstat unde under koninges banne. 
— S. auch Ldr. II, 12, § 2, S. 53. 
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grafscap geschiet. Geschiet it aver in ener marke, so mogen’ t 
wesen allerhande lüde, sve si sin, deste sie vulkomen sin an 
irme rechte.... | 
Die Gerichtsgemeinde und das Ausmaß der Gewalt des Mark; 
grafengerichts entſprechen alſo nicht dem Grafengericht; das wird be⸗ 
ftätigt in 
Ldr. III, 26, $ 2: In enem utwendigen richte ne antwerdet 
nen scepenbare vri man nemanne to kampe. In deme gerichte 
mut he antwerden, dar sin hantgemal binnen leget. Hevet 
he scepenstul dar, he is dar ok dingplichtich. Die“ s scepenen 
stules dar aver nicht ne hevet, de sal des hogesten richteres 
ding süken, war he wonehaft is. 


Schöffenbarfreie verantworten ſich alſo in allen Fällen, in denen 
es an Eigen, Ehre und Leben geht, vor dem Gerichte, wo ihr Hand⸗ 
gemal iſt; abgeſehen von dieſen Fällen nehmen ſie ihr Recht vor dem 
höchſten Gericht in dem Bezirke, wo fie gerade anſäſſig find. (Daß 
der Freie in kampflichen Fallen ſich nur vor der heimatlichen Gerichts⸗ 
ſtätte zu verantworten braucht, iſt ſchon in einem Kapitulare von 816 
feſtgelegt worden, vgl. A. Heusler: Weidhube und Handgemal, S. 13 f.) 

Daraus ergibt ſich, daß der Markgraf zu jener Zeit, da dieſe ganze 
Gerichtsverfaſſung noch gültig war, nicht in den Fall kam, über Leben 
und Eigen Schoͤffenbarfreier zu urteilen, da auf Markboden kein Hand; 
gemal liegen konnte!). Er bedurfte des Gerichtes bei Königsbann 
damals alſo gar nicht. Für ſein Gericht kamen nur die geringeren 
Fälle Schöffenbarfreier und dann alle Vergehen der nicht edelfreien 
Bevölkerung in Betracht; es entſprach alſo in gewiſſer Hinſicht nur den 
Schulzendingen in den Reichsgrafſchaften. Aber für dies Gericht war 
dem Markgrafen das Recht zu einem verhältnismäßig ſehr hohen Ge⸗ 
wedde von 30 Schillingen verliehen; dem Schultheißen in der Graf⸗ 
ſchaft wurden nur acht Schillinge geweddet'). 

Die ſtraffe Gewalt, die man dem Markgrafen über die Mark⸗ 
inſaſſen zuſchreibt, fand alſo auch gewiſſe Schranken vor den Schöffen 
barfreien; ſie war aber doch eine außerordentliche, vor allem über die 


1) Es kommen dabei natürlich nur Marken außerhalb der eigentlichen 
Reichsgrenzen in Betracht. Vgl. auch S. 65 Anm. 2. 

2) Edr. III, 64, § 8. — Damit iſt auch der Ausdruck „Dingen bei eigner 
Huld“ erklaͤrt. Die Huld des Markgrafen wird durch eine von der in den Graf⸗ 
ſchaften üblichen abweichende Summe erkauft; es iſt, mit einiger Ungenauigkeit 
geſagt, alſo eine beſondere, eine eigene Huld. Huld und Gewedde, die anfangs 
in einem logiſchen Verhältnis von Vorausſetzung und Folge ſtanden, werden 
jetzt ſynonym gebraucht. 
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niedere bäuerliche Bevölkerung, die ja auch die Laſt der eigentlichen 
Landwehr zu tragen hatte. Unrichtig iſt es, wenn man aus den Be⸗ 
ſtimmungen (fo beſonders Ldr. III, 65, 8 1 .. .. dar vint jewelk 
man ordel over den anderen . . .) den Schluß zog, im Markgrafen⸗ 
gericht habe die ſtändiſche Exkluſivität gefehlt!). Man darf eben nicht 
überſehen, daß die Verfaſſungsverhältniſſe der brandenburgiſchen Mark 
etwa im erſten Viertel des 13. Jahrhunderts ſich betrachtlich von den 
dem Sachſenſpiegel zugrundeliegenden Verhältniſſen unterſchieden?). 

Es iſt anzunehmen, daß die Mark in einer früheren Epoche in mehrere 
Burggrafſchaften zerfiel, in denen abwechſelnd, alle 6 Wochen, der 
Markgraf fein Gericht hielt, wobei ihm der Burggraf in ähnlicher Weiſe 
zur Seite ſtand, wie der Schultheiß dem Grafen“). Einer ſpäteren Ent⸗ 
wicklung gehören die Vizegrafſchaften an; ihre Entſtehung kennzeichnet 
vorzüglich das dynaſtiſche Streben der Markgrafen und ihre verfaſ⸗ 
ſungsrechtlich ganz prominente Stellung. Die Mark entwickelte ſich 
zu einem einheitlichen und abgeſchloſſenen Herrſchaftsbezirke. Dazu 
gehörte natürlich vor allem die Ausſchaltung der Gerichtshoheit aus⸗ 
wärtiger Grafen über die auf dem Markboden angeſiedelten Freien. 
Seitdem dieſe auch in der Nordmark Eigen beſitzen konnten, werden 
ſich die rechtlichen Bande zu ihren alten Stammgauen hin von ganz 
allein gelöft haben. 

Den Vizegrafen, ihren Genoſſen, die ihre Gewalt nicht vom König, 
ſondern nur vom Markgrafen ſelber empfingen, konnten die Schöffen; 
baren der Mark jetzt aber in den Fällen, wo es an Eigen und Leben 
ging, nicht unterſtellt werden“). Vor der Perſon des Markgrafen 
fanden ſie alſo ihren Gerichtsſtand. Hier aber trafen ſie zuſammen 


1) So Heck a. a. O. S. 748. Er meint (S. 752 ff.), die Grafen hätten 
urſprünglich nur eine Buße von 15 Schillingen gehabt; damals hätte der Mark⸗ 
graf alſo ein höheres Gewedde von 30 Schillingen beſeſſen. Später ſei den 
Grafen aber Königsbann delegiert worden, bei den Markgrafen ſei es vergeſſen 
worden. Zufammenfesung der Bevölkerung und Bodenverhaͤltniſſe hätten auf 
die Gerichtsorganiſation nicht gewirkt, denn — zu Eikes Zeit habe es ja Schöffen; 
bare und freies Eigen auf Markboden gegeben. 

2) Vgl. v. Sommerfeld a. a. O. S. 166, Anm. 2, der hier noch ſehr im 
Unklaren bleibt. Es iſt eine ſpaͤtere Entwicklung, wenn es auf Markboden „Eigen“ 
gab. Ein Handgemal war es gewiß nicht. In dieſen Zeitpunkt fällt aber wohl 
die Entſtehung der Vizegrafſchaften; dieſe finden im Sachſenſpiegel Erwähnung, 
ſ. z. B. oben Kdr. II, 12, 5 6. 

2) Vgl. Ldr. III, 52, $3... wenne klaget man over den richtere, he 
sal antwerden vor deme scultheiten, wen die scultheite is richter siner scult; 
als is die palenzgreve over den keiser, unde die burchgreve over den marc- 
greven. 

) v. Sommerfeld a a. a. O. S. 79 meint, daß die „Adels angelegenheiten“ 
damals, als die Burggrafen die bis dahin von den Markgrafen 5 

G. We inter, Die Minifterlalität in Brandenburg. 


66 


mit den Miniſterialen. „In ritterlicher Würdigkeit“ begegneten ſich 
freie und miniſteriale Ritter jetzt im Hofgericht. Das alte miniſter iale 
Hofgericht und der perſönliche Gerichtsſtand der Freien vor dem Mark⸗ 


grafen verſchmolzen ſofort zu einem einheitlichen Rittergericht aller 


Ritterbürtigen des Territoriums. Was auf oſtſächſiſchem Boden erſt 
mit dem Ausgang des 12. Jahrhunderts einſetzt, dieſe Vereinheit⸗ 
lichung des Ger ichtsſtandes freier und miniſterialer Ritter, es war 
auf dem Boden der Mark in der Mitte des 12. Jahrhunderts bereits 
vollzogen. 

Die Entwicklung der märkiſchen Gerichtsverfaſſung fand dann 
ihren Abſchluß in der Herausbildung der Vogteiver waltung, bei der 
ſich die große Erweiterung der rechtlichen Befugniſſe und der ſtaats⸗ 
rechtlichen Baſis der marfgräflihen Gewalt ableſen läßt. Der Marks 
graf übertrug die niedere und hohe Gerichtsbarkeit über die bäuerliche 
(und ſtaͤdtiſche) Bevölkerung von ſich aus an feine Unterorgane, die 
Vögte. Das Markgrafengericht, das alte „Landgericht“, war jetzt 
endgültig in Fortfall gekommen; das Landgericht des 13. Jahrhunderts 
war das Vogtgericht. 

Der Markgraf, der im Lande herumzog, um überall die Kontrolle 
über Verwaltung und Gericht auszuüben, war nur noch die letzte und 
hoͤchſte Inſtanz. In dieſer Inſtanz waren jetzt nicht mehr Vertreter der 
Gerichtsgemeinde, keine Standesgenoſſen die Urteilfinder, ſondern der 
Markgraf bediente ſich auch hier ſeiner ritterlichen Umgebung zum 
Finden des Urteilsſpruches. In dieſem höfiſchen Kreiſe liegen alſo, 
wenn man ſo ſagen will, die Anfänge des fpäteren Kammergerichts!). 

Nur einige fragmentariſche Nachrichten ſind uns aus dem 13. Jahr⸗ 
hundert über das Hofgericht, wo die maͤrkiſchen Ritter ihren Gerichts⸗ 
ſtand hatten, überliefert?). Als die Markgrafen Johann und Otto 
1256 auf Pritzwalk Seehauſenſches Stadtrecht übertragen, beſtimmen 


ſie u. a.: 


Gerichte ſelbſt übernahmen, von den Bezirksgerichten an das Gericht des Hofes 
zurückgewichen ſeien, daß zugleich die Ausſchließung nicht ritterbürtiger Schöffen 
erſt erfolgt ſei. Das Reſultat wäre alſo jedenfalls das gleiche geweſen wie bei 
der von mir ſkizzierten Entwicklung. 

„ 9) Ich verweiſe hier nur auf Spangenberg a. a. O. S. 172 ff. „das Hof⸗ 
a 183 ff. „das Kammergericht“; vgl. auch Kühns a. a. O. I, Cap. VI 
und VII. 

2) Die Nachricht über das Botding von 1170 (f. S. 12, Anm. 2) erlaubt 
keine genauen Schlüſſe auf maͤrkiſches Gerichtsweſen. — Zum folgenden vol. 
Kühne a. a. O. I, S. 201 f.; Riedel: Die Mark Brandenburg II, 400 ff. — 
Ein ganz klares Zeugnis für die brandenburgiſche Gerichtsverfaſſung im 13. 
und 14. Jahrhundert haben wir auch in der „verbeſſernden“ Gloſſe zum Sſp. 
Ldr. III, 65, § 1 (ſ. S. 61): .. .. tu des marcgraven dinge mut neman ordel 


| 
| 


| 
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Item si quis civium dicte civitatis accomodaverit bona sua 
homini cuicunque, debitor tenetur ipsi respondere in civitate, ex- 
ceptis nostris ministerialibus, militibus atque servis . . . ) 
und als im Jahre 1273 die Markgrafen Otto und Albert das Stadt⸗ 
recht von Salzwedel reformieren, erklaren ſie: 

Milites vero et famuli nostri armigeri coram nobis solum modo 
stabunt iuri?), 

Ein drittes Zeugnis — ſchon aus dem Jahre 1319 — für den aus; 
ſchließlichen Gerichtsſtand der Ritterbürtigen vor dem Markgrafen 
haben wir in einer Urkunde, die Herzog Rudolf von Sachſen nach dem 
Tode Waldemars als Vormund der Markgräfin Agnes für Spandau 
ausſtellte?): ... nostris militibus et vasallis, quos (cives) inpetere 
nituntur vel intendunt, in nostra curia iudicium reale et personale, 
quotienscunque necesse fuerit, debemus ordinare taliter, quod nostri 
iuris beneficium ipsis civibus omnimodo suffragetur. 

Die Ausübung der Gerichtshoheit über die Ritterbürtigen haben 
die Markgrafen fpäter einem Hofrichter übertragen; als erſter wird 
uns Johann von Buch, der bekannte Gloſſator des Sachſenſpiegels 
und Verfaſſer des ſog. Richtſteig Landrechts, ſeit dem Jahre 1334 
genannt“). Seit der Mitte des 14. Jahrhunderts wurden ſogar für 
einzelne Landesteile Hofrichter beſtellt ); auch einzelnen Städten wurde 
zuweilen ein Richter zur Schlichtung von Streitigkeiten zwiſchen Ritter⸗ 
bürtigen und Stadtbewohnern zugeſtanden. Einen erſten Verſuch, 
einem kleinen Bezirk einen Richter mit hofrichterlichen Befugniſſen zu 
ſetzen, haben wir im Jahre 1247 ſchon in der Beſtallung des Ritters 
Alberich von Kerkow zum Hofrichter der Stadt Neu⸗Salzwedel'). 


vinden he en si tu deme herscilde geboren, also wi’ t stedelike sen; — jach 
in des maregraven-camere, dar en mut nen bur ordil vinden als 
in deme rechten vorstendome. tu tangermunde und tu arnenborch, disse 
twe sin des marcgreven cameren. — Dat en islik over den anderen 
ordil vint dat is imme landinghe unde in der belenden richtere dinge. 

1) Riedel: A, III, 342 f.; Krabbo: Regeſten Nr. 795. Wegen der letzten 
Worte ſ. S. 96 ff. 

2) Riedel: A, XIV, 11 ff.; Regeſten Nr. 1034. 

3) Riedel: A, XI, 25 f. Der Text iſt verdorben; vgl. Kühns a. a. O. 
l, 201, Anm. Nr. 342. 

5) Riedel: B, II, 95 f. Die Bezeichnungen für den Inhaber dieſes Amtes 
ſ. bei Spangenberg a. a. O. S. 173, Anm. 1. 

5) In den Urkunden „Richter“, „Landrichter“ oder „Hofrichter“ genannt; 
vgl. Spangenberg a. a. O. S. 177. Seit Kühns oft als „Diſtriktshofrichter“ 
i bezeichnet. 

) Riedel: A, XIV, 3 f. (a. 1247); Krabbo: Regeſten Nr. 710: .. . . Cuius 
libertatis tempore durante (sc. acht Freijahre, die der Stadt bewilligt wurden) 
ipse civitati similiter indulsimus, ut si quis civium ipsius alique m hominem 
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Daß der „eximierte“ Gerichtsſtand der Ritterbürtigen in der Mark 
nicht erſt nach der Abfaſſungszeit des Sachſenſpiegels und vor 1247, 
dem Jahre dieſer Beſtallung, durch markgrafliches Privileg geſchaffen 
worden iſt, wie man „neuerdings wohl angenommen“), bedarf nach 
unſern Ausführungen keiner Erörterung mehr. 


Es iſt oft behauptet worden, daß bis zum Ausgang des 13. Jahr⸗ 
hunderts die Minifterialität durchaus als eine geburtsſtändiſch unfreie 
(aber doch ritterliche!) Klaſſe in dem überkommenen mittelalterlichen 
Rechtsſinne angeſehen worden ſei. Man verwies dabei auf die deut⸗ 
lichen Zeugniſſe, die uns in zahlreichen Urkunden bis weit ins 14. Jahr⸗ 
hundert hinein über Verſchenkungen und Vertauſchungen von Dienſt⸗ 
mannen erhalten ſind. Dieſe Anſicht iſt z. B. von A. Schulte vertreten 
worden; er fagte?): „Ich glaube, um 1300 wird der Stand der Dienſt⸗ 
mannen als Adel angeſehen, um 1200 aber galten auch die unterſten 
Glieder der Maſſe der Freien noch höher als die Dienſtmannen, wenn 
man von einigen Reichsminiſterialen abſieht.“ Die Schärfe dieſes 
gewiß unhaltbaren Satzes iſt nach meinem Empfinden zum nicht ge⸗ 
ringen Teil bei Schulte doch nur eine Folge ſeiner Kampfſtellung gegen⸗ 
über v. Dungern, der ſeinerſeits in der Oppoſition gegen die Anſchauung 
von der Hörigfeit der Dienſtmannſchaft fo weit gegangen war, einen 
Ausgleich in ſozialer und rechtlicher Hinſicht zwiſchen hohem Adel und 
Minifterialität ſeit dem Ausgang des 12. Jahrhunderts zu poftulieren?). 
Schulte meint: „Ein Menſch, der verkauft werden kann, als Gutszu⸗ 
behör gilt, der in dem Erbrecht an feinem Privatbeſitz beſchränkt iſt, 
fällt gewiß nicht unter den heutigen Begriff von Freiheit“).“ Aber er 
ſieht m. E. dieſe Dinge von einem zu modernen Blickpunkt aus; außer⸗ 
dem wertet er die allgemeinen rechtsftändifchen Verhältniffe des 13. Jahr⸗ 
hunderts nach Maßen und Rechtsbegriffen, die damals ſchon einer 


nostrum, militem sive servum, duxerit incusandum, si is qui incusandus 
fuerit, ad nostram pro eo nolet accedere presentiam responsurus, fidelem 
nostrum Alvericum de Kercow constituimus iudicem super eo volentes, ut 
quisque hominum nostrorum coram ipso respondeat, prout vice nostra 
sententiatum fuerit coram ipso. Quod si ipsum Alvericum de seculo dece- 
dere contigerit, in successore huius iudicii ipsi civitati providebimus. 

1) S. v. Sommerfeld a. a. O. S. 166. 

2) A. Schulte: Der Adel und die deutſche Kirche im Mittelalter, Kirchen⸗ 
rechtl. Abhdl. 63, 64, 1910, S. 21 f. 

3) v. Dungern: Der Herrenſtand im Mittelalter, 1908. — In der Grund⸗ 
frage des Streites zwiſchen den beiden Forſchern liegt das Recht m. E. unbedingt 
auf ſeiten Schultes. 

4) Schulte a. a. O. S. 306. 
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untergegangenen Epoche angehörten. Er berückſichtigt nicht, daß gerade 
in jener Zeit umſtürzende ſtaatsrechtliche Veränderungen und große 
ſoziale Verſchiebungen die Rechtsbegriffe und Rechtsanſchauungen, die 
wahrend des deutſchen Mittelalters gegolten hatten, jetzt in ganz eigens 
artiger Weiſe umwandelten und mit neuem Sinn und Inhalt erfüllten. 

Er führt (in der Polemik gegen Hecks Auffaſſung der Miniſterialität 
als eines Rechtsſtandes Freigelaſſener) eine Reihe von Freilaſſungs⸗ 
urkunden von Miniſterialen aus dem 13. Jahrhundert an. Seines 
Erachtens liege in all dieſen Fällen nicht einmal Freilaſſung, ſondern 
nur eine Lediglaſſung aus dem unmittelbaren Dienſtverhältnis des 
Herren vor!). In einigen dieſer Beiſpiele nun (Nr. 8, 9, 10—14, 16 
a. 1200— 1287) werden die Miniſterialen mit der Freiheit beſchenkt, 
ſo daß fie ſich wenden können, wohin fie wollen, dienen, wem fie wollen. 
Schulte ſieht auch hierin nur eine „Lediglaſſung gegenüber Unbenannt, 
an eine durch den Betroffenen auszufüllende Order.“ Es werden kaum 
viele dieſe verzwickte Rechtskonſtruktion gelten laſſen wollen. Die Be⸗ 
gabung eines Miniſterialen mit dem Freizügigkeitsrecht iſt im Gegenteil 
einer der früheſten Beweiſe für die veränderte Auffaſſung von der 
rechtlichen Stellung der Dienſtmannſchaft?). Ein vielbeachtetes Zeugnis 
iſt unter dieſem Geſichtspunkt der $ 12 des Kölner Dienſtrechtess), das 
ſchon aus der Mitte des 12. Jahrhunderts ſtammt: .. mortuo patre 
senior filius beneficium patris recipiet et ius“) serviendi in curia 
archiepiscopi in suo officio, ad quod natus est, obtinebit. Der jüngere 
Sohn erlangt, wenn ihn der Erzbiſchof nicht zum Dienſte annehmen 
will, eine faſt uneingeſchraͤnkte Bewegungsfreiheit: quocumque volu- 
erit eat et cuicumque voluerit serviat. Si postmodum alicui domino 
servierit et dominus ille gerram contra archiepiscopum conceperit, 
miles ille, si voluerit, ad hoc domino propter dominum suum archi- 
episcopum non recedet. Si etiam archiepiscopus illius domini castrum 
obsederit et miles iste in hoc castro inventus fuerit, propter pre- 
sentiam domini sui archiepiscopi non dimittet, quin illi domino 
serviat et castrum eius sicut melius potest defendat, ita 


) ibidem S. 308 ff. Er hätte ſonſt vielleicht konſequent die Behauptung 
aufſtellen müſſen, Freilaſſung hätte den Winiſterialen zum Landſaſſen gemacht! 

2) Vgl. auch F. Joetze: Die Miniſterialität im Hochſtifte Bamberg, Hiſt. 
Jahrb. XXXVI, 759 f. 

3) Bei Altmann⸗ Bernheim: Ausgewählte Urkunden zur Erläuterung der 
Verfaſſungsgeſchichte Deutſchlands im Mittelalter, 1920, S. 169 f. 

4) Die Dienſtmannen wachten eifrig darüber, daß nicht ein Unberechtigter 
ihnen die Ehrenämter ſtrittig mache; vgl. die richtige Interpretation des § 10 
2 Kölner Dienſtrechts von Ahrens: Die Miniſterialitaͤt in Köln und am Nieder⸗ 
rhein, S. 33. | 
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tamen quod nee rapinas nec incendia contra dominum 
suum archiepiscopum agat. 

Wenn wir überall im Koloniſationsland, in Brandenburg, Medlen; 
burg, Pommern, um die Wende des 12. und 13. Jahrhunderts ein 
maſſenhaftes Einſtröͤmen miniſterialer Rittergeſchlechter wahrnehmen, 
ſo müſſen wir dies für die Germaniſierung des ganzen Oſtens ſo wichtige 
Moment nicht zum geringen Teil gerade darauf zurückführen, daß der 
Grundſatz der Freizügigkeit jüngerer Söhne ſich im Miniſterialenrecht 
durchgeſetzt hatte; und es liegt darin ein Beweis, daß wirklich in der 
rechtsſtändiſchen Wertung des Dienfimannenverhältnifies eine Um⸗ 
bildung im Gange war, von der etwa der Sachſenſpiegel uns noch 
nichts berichtet. 

Freilaſſung von Miniſterialen im 13. Jahrhundert ſehe ich an als 
eine Art von Entlaſſung aus einem beſonderen Dienſt⸗ und Gebunden⸗ 
heits verhältnis, mit der ein Wechſel geburtsſtändiſcher Stellung 
ſich wohl nirgends mehr verknüpfte, da der Rechtsſtand eines Dienſt⸗ 
mannen jetzt ja durch ſeine Ritterbürtigkeit ſchon genügend bezeichnet 
wurde. Allerdings darf man in all dieſen Dingen keine haarſcharfen 
rechtlichen Abgrenzungen oder ganz praͤziſe Entſcheidungen verlangen, 
die für alle Fälle die gleiche feſte Norm, die gleichen rechtlichen Voraus⸗ 
ſetzungen ſchüfen. Dieſe Epoche iſt nach allen Seiten hin eine der beweg⸗ 
teſten und ſchillerndſten. Und man darf nie vergeſſen, daß neue Lebens⸗ 
und Rechtserſcheinungen da ſind, auch wenn ſie im alten Gewande 
auftreten. Wir haben es im 13. Jahrhundert mit Übergangserfchel- 
nungen zu tun. 

Man konnte in obigem Fall einen Einwurf erheben durch Hin⸗ 
weis auf Urkunden, die eine Freilaſſung von Liten in das beſſere Mini⸗ 
ſterialitätsverhaͤltnis bezeugen, wobei fie zwar ihr Recht, aber nicht 
ihren Herren wechſeln und auch nicht „Freigelaſſene“ wurden (vgl. die 
Beiſpiele bei Schulte a. a. O. Nr. 4, 5, 6, 7). Es iſt dabei zu beachten, 
daß ſolche Freilaſſungen gegen beſtimmte Zahlungen an den Herren 
erfolgten. Man denke nun an jene Entwicklung des „loco ministe- 
rialis“, und es wird verſtändlich, daß durch ſolche Verdinglichung der 
Miniſterialität auch Bürgern, Bauern, Unfreien die Möglichkeit ges 
geben war, ſich in eine Stellung einzukaufen, in der ihnen manche Vor⸗ 
teile erwuchſen, wie ſie echten Miniſterialen des Herren zukamen; daß 
fie dadurch nicht in die ſoziale und fiandesgemäße Stellung e 
Dienſtmannen emporgerückt wurden, iſt klar“). 


1) Ich verweiſe mit Nachdruck auch auf Keutgen: Die Entſtehung der deut⸗ 
ſchen Minifterialität, Vierteljahrsſchr. f. Sozial⸗ u. Wirtſch.⸗Geſch. VIII, 173 ff. 
— Auch innerhalb der Minifterialität hat es ſicher noch beträchtliche Schichtungen 
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Schultes Schüler haben die Überzeugung von der „Unfreiheit“ 
der Miniſterialen noch ſchaͤrfer zum Ausdruck gebracht. Zwar Baſt 
fühlte ſich ſchon einmal vor die Frage geſtellt, ob ſich denn die Unfreiheit 
noch auf die Minifterialität als Rechtsſtand beziehe oder ob fie nur 
der Ausdruck eines unfreien Berufsſtandes feit); er entſchied ſich ſchließ⸗ 
lich im Sinne feines Lehrers; Poth aber?) erklärt die Frage von vorn; 
herein für entſchieden, hält es für überflüſſig, Ahrens zu widerlegen, 
deſſen ſehr genaue Arbeit zu andern Reſultaten geführt hatte. Ahrens 
meinte z. B.), daß aus der Tatſache der Ehebeſchraͤnkung für Mini⸗ 
ſterialen und aus ihrer oft bezeugten Veräußerung doch im 13. Jahr⸗ 
hundert kein feſter Schluß auf ihren Rechtsſtand gezogen werden konne; 
weſentliche Bedeutung für die Beurteilung des Standes wohne all 
dieſem doch nicht mehr inne. 

Beſchränkung der freien Heiratsmoͤglichkeit, Beſchraͤnkung des 
Eigentumsrechtes, Veräußerlichkeit durch den Herren, das find die 
drei großen Wahrzeichen der alten Unfreiheit der Dienſtmannen. Alle 
drei ſtehen im engen Zuſammenhang; denn die Rechtsverhäͤltniſſe 
der Miniſterialen waren baſiert auf die rechtliche Eigenart von Grund 
und Boden, auf dem fie ſaßen. Auch als das Moment der geburts⸗ 
ſtändiſchen Unfreiheit vor dem Glanze des Rittertums verblaßte, blieb 
der beſondere rechtliche Charakter des minifterialen Beſitzes; ja, die 
dynaſtiſchen Tendenzen der Fürſten, die neuen privatrechtlich gefaßten 
Anſprüche der Territorialherren am Areal ihres Landes mußten ſogar 
zu einer Neubelebung und zu ſchärferem Geltendmachen jener uns 
faſt entehrend anmutenden Eigenarten der Beſitzform und der perſön⸗ 
lichen Gebundenheit führen!). Aber hinter dieſem Vorgang ſtand 
jetzt doch nicht mehr bloß eine ganz perſönliche Laune des Herren, ſondern 
alles wirkte, wenn wohl auch vielfach noch unbewußt, im Oienſt einer 
zukunftsreichen Idee: es galt die rechtliche Konſtituierung und die 
Konſolidation des Territoriums. Daß all die Heiratskonſenſe, die 
Heiratsabmachungen, der Miniſterialentauſch uſw. mit dem Aufrücken 
des Herren zum Territorialherren aus der dumpfen Sphäre privat⸗ 


gegeben; die großen Miniſterialen eines der deutſchen Erzſtifter kann man nicht 
in dieſelbe Linie mit den Dienſtmannen eines kleinen Grafen (etwa des von 
Oſterburg) ſtellen. | 

) Baſt: Die Minifterialität des Erzſtifts Trier, Diff. Bonn 1918, S. 67. 
2) Poth: Die Minifterialität der Biſchöfe von Münſter, Diff. Bonn 1912, 


3. 
3) Ahrens a. a. O. S. 73 ff. 


) Gerade aus der 1. Hälfte des 13. Jahrhunderts ſtammt die Fülle von 


Miniſterialentauſch⸗, ⸗ſchenkungs⸗, ⸗heiratsurkunden und ähnlicher Rechts⸗ 
vorgänge. 
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rechtlicher Machtbefugnis herausgehoben find unter den weiten Aſpekt 
neuer großer ſtaatsrechtlicher Verhältniſſe, und daß von hier befreiende 
und erhebende Rückwirkungen auf den rechtlichen Charakter der ein⸗ 
zelnen Faktoren und Mittel bei dieſem Anſtieg ausgehen mußten, das 
iſt von den Beurteilern zumeiſt überſehen. Aber erſt ſolche Erwägungen 
eröffnen uns den Zugang zu dem eigentlichen Problem der Rechts⸗ 
geſchichte. Man muß ſich einmal klarmachen, daß Miniſterialentauſch 
auch noch zu einer Zeit bezeugt iſt, wo an der Stellung der betroffenen 
Dienſtmannen als zum Adel des Landes gehöriger Ritter kein Zweifel 
mehr ſein kann. Unſtreitig wird man die Tatſache einer ſehr ſtarken 
Abhängigkeit dieſes Adels von dem Territorialherren daraus entneh- 
men müſſen; aber dieſe „Unfreiheit“ beweiſt eben nichts mehr für 
eine geburtſtändiſche, für eine Unfreiheit im alten landrechtlichen 
Sinne !). 

Wenn das Territorium, das im 13. Jahrhundert vielfach nur erſt 
ein Konglomerat von Einzelrechten darſtellte, deren Verbindung nur 
in der Einheit der berechtigten Perſon gegeben war?), wenn dies Terri⸗ 
torium zu einem feſten, auf unbedingter Abhängigkeit von Land und 
Leuten beruhenden und wirklich leiſtungsfaͤhigen Staatsgebilde werden 
ſollte, fo mußte die dezentraliſierende Wirkung des Feudalweſens, die 
das alte Reich zerſetzt hatte, hier einmal paralyſiert werden. So durfte 
man gerade in den Anfängen des Territorialweſens auf die perſönliche 
Gebundenheit der Miniſterialen und die Eigenheiten ihres Beſitz⸗ 
rechtes nicht verzichten?); äußerlich blieben die alten Inſtitutionen 
noch lange, während doch ihre Träger, die Dienſtmannen, ihren 
rechtsſtändiſchen Charakter völlig verändert hatten. Wieweit die 
Rechtsverhältniſſe der Freien, die in den Territorialverband einge⸗ 
treten waren, ſich dem miniſterialiſchen Recht anglichen, welches 
das Reſultat der Verſchmelzung beider Rechtsformen war, das hing 


1) Wenn im Jahre 1190 ein Reichshofgerichtsurteil (M. G. Constt. I, 
467, Nr. 392) noch einmal ausdrücklich entſcheiden mußte, daß Kinder mini⸗ 
ſterialiſcher Väter und freier Mütter ſtets Miniſterialen ſein ſollten, ſo beweiſt 
das nur, daß dieſe alte landrechtliche Selbſtverſtaͤndlichkeit in Gefahr des Vers 
geſſenwerdens geriet, ſeitdem die Entwicklung der Minifterialität eben die alten 
Schranken von Frei und Unfrei durchbrochen hatte. 

2) S. v. Below: Die landſtändiſche Verfaſſung in Jülich und Berg bis 
zum Jahre 1511, Ztſchr. d. Bergiſchen Geſch.⸗Ver. Bd. XXI, 175. 

3) Die Gloſſe zum Sſp. Ldr. III, 73, $2 ſagt noch:... wär das, daz 
güt da ein dienstman zü Magdeborg von sein solte, möcht erben auf den, 
der 28 Brunschweig ein dienstman wär, so vorgiengen der fors ten be- 
lehente ampt; wann daz diser 20 dienst geboren wär und ein ander das 
güt het, das des dienstes lon wär, das sol nitte sein. | 
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dann ganz von lokalen Verſchiedenheiten ab, auf die wir aber nicht 
einzugehen haben!). | 
Im Jahre 1253 überließ König Wilhelm auf Bitten Richards 
von Zerbſt Schloß und Stadt Zerbſt und alle andern Reichslehen des⸗ 
ſelben den Markgrafen Johann und Otto von Brandenburg zu Lehens⸗ 
beſitz?). Die Familie von Zerbſt, ein Zweig des Geſchlechtes von Als⸗ 
leben, alſo Magdeburger Miniſterialen, kam an Beſitz und Anſehen der 
Stellung dynaſtiſcher Häuſer nahes). Die Reichslehen in Zerbſt ſcheinen 
damals ſeit etwa 40 Jahren in der Hand der Familie geweſen zu fein‘), 
Die Veranlaſſung, ſie von den Markgrafen von Brandenburg jetzt 
entgegennehmen zu wollen, kann nur vermutet werden; wahrſcheinlich 
war ein Vertrag zwiſchen den Markgrafen und Richard von Zerbſt 
vorangegangen, durch den jene ſich vielleicht gerade in ihrem Kampf 
gegen Magdeburg ſeine Hilfe ſichern wollten. Vielleicht iſt auch dieſer 
Vertrag nur ein Ausfluß des unerſättlichen Strebens der Markgrafen 
nach Lander weiterung“). Er iſt aber auch charakteriſtiſch für die Macht 
und Selbſtändigkeit der großen miniſterialen Geſchlechter, die ſich am 
eheſten in den großen Erzſtiftern hatte entwickeln können. Von einer 


1) Über Wandlungen des Eigentums⸗ und des Lehensbegriffs in Bran⸗ 
denburg ſ. S. 89 ff. — Es ſei noch die unſere Ausführungen unterſtützende 
Notiz hinzugefügt, daß jener Maſſe von Miniſterialen⸗Tauſch⸗, Schenkungs⸗ und 
Heiratsurkunden aus dem 13. und 14. Jahrhundert eine Reihe von Nachrichten 
gegenüberſteht, nach denen die Herren und Fürſten ihren eigenen mächtig ges 
wordenen Miniſterialen die Hofämter förmlich und z. T. für beträchtliche Summen 
Geldes abgekauft haben. Vgl. z. B. S. W. Wohlbrück, Über die Miniſterialen, 
Mark. Forſch. III, S. 83 f. 

2) Codex diplom. Anhalt II, Nr. 197; Krabbo: Regeſten Nr. 758. 


8) Schon Richard I. von Zerbſt hatte eine Edle zur Gattin. Sein Sohn 
Richard II. (1214— 1253 erwähnt) iſt es, der die angeführte Lehens übertragung 
veranlaßt. Sein Sohn, der als magdeburgiſcher Miniſteriale und Schenk ge⸗ 
nannt wird (Codex diplom. Anhalt. II, Nr. 256, 381) führt 1249 den ſtolzen 
Junkertitel (Codex dipl. Anh. II, Nr. 179), der im allgemeinen doch nur nach⸗ 
geborenen Söhnen dynaſtiſcher Geſchlechter zugebilligt wurde (vgl. L. v. Ledebur: 
Der Junkertitel im Mittelalter, Märk. Forſch. XIV, 63 ff.; doch finde ich auch 
mehrere Fälle, wo der domicellus Niederadligen zugelegt tft: Riedel A, XXII, 
108 f. (a. 1308); A, II, 279 (a. 1334)). Anfang des 14. Jahrhunderts heiratete 
ein Richard von Zerbſt eine Freifrau von Barby. 

4) S. Riedel A, XVII, 436 ff. (a. 1209). 

5) Eine intereſſante Parallele eröffnet eine Urkunde von 1267 (Riedel 
B, I, 94 f.; Krabbo: Regeſten Nr. 951), in der der Burggraf Burchard von 
Magdeburg all fein Eigengut ſowie feine Reichslehen den Markgrafen überläßt, 
um ſie von jenen als Lehen wiederzuempfangen. Auch die Lehen, die er bisher 
von Magdeburg und Helmſtädt gehabt, will er von jenen zu Lehen nehmen, 
weun fie die Güter von den genannten Stiftern für ſich erlangen konnten. 
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Mitwirkung oder von einem Dazwiſchentreten des Magdeburger Erz⸗ 
biſchofs bei dieſem Vertrag iſt nichts bekannt. 

Am ſelben Tage, an dem Zerbft fo als Reichslehen an die Askanier 
überging, tauſchte König Wilhelm die Gattin Richards von Zerbſt, 
namens Uda, gegen die Gattin Heinrichs von Hartbeck an die Mark⸗ 
grafen von Brandenburg!). 

Elf Jahre fpäter verkaufte Richard III. Zerbſt an die edlen Herren 
von Barby?); die Lehnsherrlichkeit der brandenburgiſchen Markgrafen 
hat alſo nur wenige Jahre gedauert“). Das „Miniſterialitäts“ verhältnis 
der Gattin Richards, von dem wir nie wieder etwas hören, hatte augen⸗ 
ſcheinlich nur eine politiſch⸗rechtliche Grundlage ſchaffen ſollen, um 
Richard von Zerbſt, der als Magdeburger Miniſteriale bereits gebunden 
war, eng an die Markgrafen zu ketten. Von einer Dienſtmannſchaft 
im älteren Sinn kann nicht die Rede ſein; gerade die neue politiſche 
Ausnutzung einer alten Rechtsinſtitution erhellt deutlich an dieſem 
Beiſpiel. Es iſt wohl auch nicht bedeutungslos in bezug auf die maͤr⸗ 
kiſchen Verhältniſſe, daß das Wort „ ministerialis“ vermieden und durch 
allgemeine Zugehörigkeitsbegriffe in unſerm Zeugnis erſetzt iſt. 

Nicht fo klar liegen die Verhältniſſe in den ſpäteren Fällen, wo ein 
Tauſch brandenburgiſcher Miniſterialen berichtet wird. 1269 tauſchen die 
Markgrafen Otto und Albrecht von der ottoniſchen Linie ihren Min iſte⸗ 
rialen Borchard von Bartensleben, den Sohn Günthers von Bartens⸗ 
leben, gegen den Herren Bodo von Walſta we an den Erzbiſchof von Magde⸗ 
burg; und im Jahre 1280 überlaſſen dieſelben Markgrafen und ihr jün⸗ 
gerer Bruder Otto der Kirche zu Magdeburg ihre Miniſterialen Bodo 
und Rudolf von Nemick auf Bitten derer Freunde; ſie erhalten dafür die 
Magdeburger Miniſterialen Konrad und Franco von Königsmarck“). 

1) Codex diplom. Anhalt. II, Nr. 198 oder Riedel B, I, 38 f.; Krabbo: 
Regeſten Nr. 757. Uda galt alſo als Reichs miniſterialin. War ihr Gatte viel⸗ 
leicht auch in der Stellung eines Reichs miniſterialen? Die Kaiſerurkunde lautet: 

.. Habuimus enim quandam personam femineam Udam nomine, uxorem 
videlicet Rychardi de Therewist, nobis et imperio att inentem, quam dict is 
principibus ex consensu predicti Rychardi pro alia persona feminea, Grita 
nomine, uxore Heydenrici de Hertbeke, ipsis marchionibus att inente, in 
concambio dedimus, volentes ut ipsa et eadem persona cum omni posteri- 
tate sua ab ipsa descendente dictis marchionibus et eorum heredibus atti- 
neat in perpetuum, sicud nobis et imperio usque ad hec tempora attinebat. 
5 155 S. Codex diplom. Anhalt. II, Nr. 298; 1307 kam Zerbſt an das Haus 

n . 

3) Doch beſtand es noch 1259; ſ. Riedel B, I, 64, 65; Regeſten Nr. 842, 
843. . cum ad nos ratione superioris dominii dicti facti (sc. Zollnachlaſſung 
Richards für Zerbſt) pertineat confirmat io. 

4) Riedel A, XVII, 230 (a. 1269); Riedel B, VI, 18 (a. 1280); Regeſten 
Nr. 974, 1211. 
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v. Sommerfeld glaubt!), daß es ſich in dieſen beiden Fällen darum 
gehandelt habe, Söhne aus Miſchehen Magdeburger und Branden⸗ 
burger Miniſterialen, die nach herrſchendem Rechte dem mütterlichen 
„Hof herren hätten folgen müſſen, an den väterlichen zu weiſen, „viel⸗ 
leicht, um ihnen die Lehngüter zu erhalten, die ihre Väter von den 
letzteren innehatten.“ Wenn v. Sommerfelds Begründung dieſer An⸗ 
nahme nun m. E. auch nicht zutrifft), fo hat er offenbar doch das Richtige 
getroffen. Die Gloſſe zum Sſp. Ldr. III, 732) führt nämlich aus: 
.... die schöpffenbaren freyen die nemen erb und alle recht nach 
vater halben, aber dienstmann gehören alle nach muter halben... 
Früher hatte, wenigſtens in der Magdeburger Kirchenprovinz, der 
Grundſatz gegolten, daß der Sohn dienſtrechtlich wie rechtsſtaͤnd iſch 
nach dem Vater, die Tochter nach der Mutter gehöre. Unter dem Erz⸗ 
biſchof Wichmann von Magdeburg war aber für die Miniſterialen ein 
neues Recht geſchaffen worden; wir wollen verſuchen, trotz der Ver⸗ 
wirrung der Rechtsbegriffe, die für die Quellen des 13. Jahrhunderts 
charakteriſtiſch iſt, den Inhalt dieſer Satzung zu rekonſtruieren. 

Die dienſtrechtliche Seite der Rechtsbeſtimmung Wichmanns haben 
wir ſchon eben genannt; fie ergibt ſich aus dem Vergleich des Ldr. III, 
73, 8 2 Abſatz 1 und der Gloſſe dazu. Aber das Landrecht denkt offen⸗ 
ſichtlich auch an die geburtsſtaͤnd iſche Stellung der Kinder von Dienſt⸗ 


1) v. Sommerfeld a. a. O. S. 160 u. 160, Anm. 4. 

2) Die Begründung fol ſich Sſp. Ldr. III, 73 finden. (Dieſer Artikel if 
ſpäterer Zuſatz, vgl. Homeyers Anmerkung.) Der erſte Paragraph handelt von 
der Ebenburt: Kinder einer Schöffenbarfreien und eines Biergelden oder Land⸗ 
ſaſſen ſeien ihr nicht ebenbürtig nach dem Grundſatz der ärgeren Hand. Nicht 
recht paſſend knüpft S 2 an: Dit selve recht hadden ok die denstman went 
an den biscop Wichmanne von Megdeburch, dat die sone behielt des vader 
recht unde die dochter der muder, unde horden na in, of sie dienstlüde waren. 
Do ne beglorfte man nener wesle under den dinstmannen. Dienſtrechtliche und 
Landrechtliche Stellung geht hier alſo dem Schreiber ſchon durcheinander. Dann 
Fährt er fort mit ganz neuem Text: Von anegenge aver des rechtes was recht, 
dat vri bort nimmer egen kint ne winne. Sint des biscop Wichmannes teiden 
hevet aver dat recht gestan, dat beide sone unde dochtere horet na der 
düd ischen muder deme, den sie bestat, die vader sie düdisch oder wendisch; 
unde der wendinne kindere horet na deme vadere, of he en went is; is he 
aver düd isch, so horet sie na der muder. $ 3 erörtert dann die Frage, ob 
Wendinnen frei ſind oder nicht. 

Der zweite Abſatz des § 2 handelt nicht vom Dienſtmannenrecht, wie 
v. Sommerfeld a. a. O. S. 160, Anm. 4 annimmt, ſondern behandelt die 
Rechtsfragen betr. der Ehe einer Deutſchen (Unfreien) mit einem Deutſchen 
oder Wenden und betr. der Ehe einer Wendin (die eo ipso als unfrei gilt) mit 
einem Wenden oder Deutſchen. Wie die Miniſterialenfrage ſeit Wichmann 
gehandhabt wurde, iſt hier alſo gerade nicht geſagt. — Über die Ausgabe der 
Gloſſe ſ. S. 79, Anm. 2. 
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mannen und Freien bzw. Unfreien. Wichmanns „Privileg“ muß alfo 
wohl auch in dieſer Richtung neuſchöpferiſch geweſen ſein. Nun fährt 
die Gloſſe, die wir eben zitierten, fort: Sunder das recht das bischof 
Wichmann den dienstleüten wandelte, das was das, das der son yo 
nach dem vater gehör, und die tochter nach der muter. Was der 
vater frey, so wart der son frey, und nit die tochter (und umgekehrt) 
. . . do behielt er das bey dem keiser daz das kind solt ein dienstman 
werden ob es wol frey wär !). In einer kurzen chronikaliſchen Notiz 
heißt es?): 

Hic (Wichmann) eciam legem illam abrogavit quod ministe- 
riales ab uxoribus liberis non possent liberos generare filios. Es iſt 
dies der entſprechende Text zu der Angabe in der Saͤchſiſchen Welt⸗ 
chronik, M. G. Deutſche Chroniken II (hrsg. L. Weiland), S. 23420: 
He verlegede oc dat recht, dat de dienestman bi vrieme wive nene 
vrie dochter ne machte gewinnen; dat erhof he an here Gumprechtes 
susterkinderen von Alesleve. 

Wenn wir der Überlieferung in dieſen Fällen uns einmal anver⸗ 
trauen, ſo nötigt ſie uns zu dem Schluß, daß Wichmann, gleichſam zum 
Erſatz für die verſtärkte Bindung der miniſterialen Nachkommenſchaft 
an das Erzſtift, in rechtsftändifcher Hinſicht ihnen ein großes Zuge; 
ſtaͤndnis gemacht hat, nämlich, daß Kinder magdeburgiſcher Minis 
ſterialen und fchöffenbarfreier Frauen als Dienſtmannen der Kirche 
zwar gelten ſollten, aber unbeſchadet ihrer Freiheit. 

So wenig möglich dieſe Erklarung nach der unter dem Einfluß des 
Sachſenſpiegels bisher durchgaͤngig vertretenen Anſicht vom Weſen der 
Minifterialität geweſen wäre, im Rahmen der von uns aufgedeckten Wand; 
lung der Rechtsanſchauungen jener Zeit enthält fie nicht mehr fo Übers 
raſchendes. Schon jene Rechtsübung, die bis auf Wichmann galt, 
wich ja erheblich von dem ſonſt im Sachſenſpiegel herrſchenden Grund⸗ 
ſatz der Folge nach der ärgern Hand ab zugunſten der Dienſtmannſchaft. 
Man erinnere ſich der ausgezeichneten Stellung, die die Minifterialen 
der magdeburgiſchen Grenzgaue einnahmen, man denke an die Tat⸗ 
ſache einer Verſchmelzung freier und dienſtmänniſcher Elemente eben zu 
jener Zeit auf dem Boden der Mark — und man wird gerade dies Pri⸗ 
vileg, das Wichmann ſich von Kaiſer geben ließ), als eine ſeltene Er⸗ 


1) Wieweit die ganze Gloſſe eigene Konſtruktion, wieweit Mitteilung aufs 
geſammelter Rechtsnotizen des Gloſſators iſt, kann leider vorerſt noch nicht 


entſchieden werden; vgl. S. 79 ff. 
2) Menden: Scriptores rer. Germ. III, Anonymi Saxonis Historia Im- 


peratorum, S. 115. | = 
2) Die Gloſſe zu Lor. III, 81, $2 ſpricht von einem gnaͤdiglichen Privi⸗ 


legium, das den Sachſen gegeben ſei. 
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hellung einer Epoche hinnehmen, in der eine von den Zeitgenoſſen fonft 
begrifflich gar nicht erfaßte Umwandlung aller rechtlichen Verhäͤltniſſe 
ſich durchſetzte. 
| Aber welche Bedeutung konnten ſolche Beſtimmungen über Rechts⸗ 
folge und Dienſtvererbung der miniſterialen Nachkommenſchaft für 
unſere brandenburgiſche Ritterſchaft haben; ſahen wir doch, daß im 
Koloniſationsgebiet keine Möglichkeit geweſen war, das Inſtitut der 
Miniſterialität überhaupt zu verankern. Aller Beſitz war ja Lehngut 
aus des Markgrafen Hand und es vererbte nach den alten Lehensgrund⸗ 
ſätzen. In den Reichslanden war eine fo raſche und intenſive Verſchmel⸗ 
zung freier und miniſterialer Ritter nicht möglich geweſen, und ſo war 
auch der Gegenſatz zwiſchen beiden Gruppen innerhalb des Territoriums 
lebendig geblieben!). Die Rechtsverhäͤltniſſe der Nachbargebiete aber 
mußten doch immer wieder auf brandenburgiſchen Boden hinüber; 
wirken. Lebendige Erinnerung an miniſterialiſche Herkunft, Verwandt⸗ 
ſchaft zu auswärtigen Miniſterialengeſchlechtern, die Ahnlichkeit der 
ſozialen und rechtlichen Stellung brandenburgiſcher Ritter und fremder 
Dienſtmannen, Einflüſſe auswärtigen Formel⸗ und Rechtsgebrauches, 
das alles kann ein ſolch ſporadiſches Wiederauftreten der Bezeichnung 
ministerialis und ſolcher Rechtsvorgänge erklaren, die auf den erſten 
Blick allerdings nur bei unvermindertem Fortbeſtehen des ganzen ver; 
faſſungsrechtlichen Inſtituts der Dienſtmannſchaft möglich erſcheinen. 
Es bleiben auch noch einige Anmerkungen zu den beiden Nach⸗ 
richten von 1269 und 1280. Burchard von Bartensleben iſt in magde⸗ 
burgiſchen Urkunden nicht weiter nachweisbar; von ı30ı ab erſcheint 
ſehr häufig ein Burchard von Bartensleben als markgraͤflicher Rat und 
Vogt von Salzwedel; ob er mit dem in unſrer Urkunde genannten iden⸗ 
tiſch iſt, bleibt recht zweifelhaft. — Ein Bodo von Walſtawe iſt zuerſt 
1251 in einer brandenburgiſchen Urkunde nachweisbar; die Walſtawes 
erſcheinen ſeit 1269 ſehr häufig; fie find fpäter Burgherren (cas tellani) 
von Wolmirſtedt geweſen. In magdeburgiſchen Urkunden aber findet 
ſich überhaupt keine Erwähnung von ihnen. 
Die Familie von Niemeck iſt ein Zweig der Magdeburger Mint, 
ſterialen von Alsleben?); ein Rudolf von Niemeck, vielleicht der Vater 
der beiden in unſrer Urkunde von 1280 Genannten, tritt uns in magde⸗ 


1) In dieſer Epoche waren die Miniſterialen ſozuſagen die Staats diener⸗ 
ſchaft Kr ECO Ihnen, nicht den altfreien Geſchlechtern, fiel vielfach in den 
Territorien die bedeutendſte Rolle zu. Und ſo iſt ſicher auch von vielen Altfreien 
ein miniſteriales Dienſtverhaͤltnis eingegangen worden. Soweit fie ſchon im 
territorialen Verbande ſtanden, bedeutete es ja keine Anderung ihrer polis 
tiſchen und landrechtlichen Stellung mehr. 

2) S. Codex diplomat. Anhalt. I, Nr. 686 (a. 1194). 
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burgiſchen Urkunden feit 1221 mit feinem Bruder Konrad entgegen. 
In brandenburgiſchen Zeugniſſen finden wir 1251 einen Konrad von 


Niemeck, 1265 einen Theodericus de N., advocatus de Spandowe, 


1267 einen Johann von N. Die letzte Erwähnung der Familie über⸗ 
haupt findet fünf Monate nach dem Tauſche von 1280 ſtatt: unter den 
Zeugen des Bedeabkommens der Markgrafen der ottoniſchen Linie 
mit ihren Vaſallen (1280 Auguſt 18.) ſind Rudolf und Johann von 
Niemeck vermerkt. 

Die Tauſchurkunden ſcheinen alſo einen wirklichen Perſonenwechſel 
nicht veranlaßt zu haben, und fo ſchloß v. Sommerfeld, daß „die Über; 
tragung aus dem Beſitz des einen Hofherrn in den des andern nicht 
notwendig die Folge gehabt zu haben ſcheint, daß die betreffenden 
Miniſterialen nun ihre Haupttätigkeit dem neuen Herrn widmeten! ).“ 
Auch ich glaube, daß dieſer Miniſterialentauſch kaum noch etwas anderes 
bedeutete als eine formale Erfüllung gewiſſer luriſtiſcher Bedingungen 
vor Antritt eines Beſitzrechtes. Es wurde auf ſolche Weiſe die Ent⸗ 
fremdung miniſterialiſchen Gutes von den Herren verhindert. 


Aus dem Jahre 1317 ſchließlich haben wir noch folgende Urkunde 


des Markgrafen Waldemar: Dedimus et presentibus liberaliter do- 


namus reverende domine nostre abbatisse necnon ecclesie in Quede- 


lingeborch, Brunonem dictum Buz, nostrum ministerialem, filium 


domini Bulovi de Buz, perpetuo possidendum, renuncciantes dicto 
ministeriali quoad nos, heredes nostros atque successores in nostro 
dominio quoslibet sollempniter in hiis scriptis?), 

Ich glaube, daß auch hier der Anſtoß zur Erwähnung des Mini, 


ſterialitätsverhältniſſes von außen gekommen iſt. Nach den übrigen 
brandenburgiſchen Zeugniſſen bleibt es unerklärlich, welche Rechts⸗ 


verhältniſſe hier hätten vorliegen können. 


IV. 


Der Sachſenſpiegel erfuhr im 13. Jahrhundert weitgehende Ver⸗ 
breitung. Er wurde der Ausgangspunkt einer umfangreichen Rechts⸗ 
literatur. Es war eine merkwürdige Erſcheinung: die Gegenwart räumte 
revolutionär unter dem mittelalterlichen Staats⸗ und Privatrecht auf; 


1) 9. Sommerfeld a. a. O. S. 161. 

2) Riedel B, I, 409. Das Regiſter bei Riedel führt die beiden unter der 
Familie von Beuſt an. Mir iſt es faſt wahrſcheinlicher, daß ſie zur Familie von 
Buſſe gehören, von der uns einige Urkunden des Codex diplom. Anhalt. (f. 
Regiſter dort) Nachricht geben. — Vielleicht haben wir in der Perfon des Bruno 
Bus ſchon den Typ des einſchiltigen Ritters (ſ. hierüber S. 105 ff.). 


} 
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ganz neue politiſche, ſoziale und wirtſchaftliche Verhältniſſe beſtimmten 
die Anſchauungswelt der Menſchen. Aber fie, die in all ſolchem Erleben 
aufwuchſen, merkten dabei nicht, welche weite Kluft ſie ſchon von den 
Bedingungen eines Jahrhunderts zuvor trennte. Wohl mochten ſie 
gerade die Unſicherheit des jungen werdenden Rechtes ſpüren; aber 
ſie ſuchten Zuflucht in dem ruhigen Ausdruck des von Vorväterzeit 
her überlieferten Rechtsgutes; in ſeinem feſtgefügten Bau gedachten 
ſie ihre eigene Welt wiederzufinden. Es muß zu eigenartigen Inter⸗ 
pretationen und Umbiegungen gekommen fein, wenn man die Gültig⸗ 
keit des großen alten Rechtsſyſtemes nun auch für das Neugewordene 
und Werdende zu erweiſen ſuchte. \ 
Eine Frucht gelehrter Arbeit, die unter ſolchen Bedingungen ers 
wuchs, iſt die Gloſſe zum Sachſenſpiegel, die von dem märkiſchen Ritter 
Johann von Buch gegeben wurde, welcher am markgraͤflichen Hofe in 
der erſten Hälfte des 14. Jahrhunderts als Vertrauter, Ratgeber und 
oberſter Hofrichter eine maßgebende Rolle ſpielte!). Auch in dieſem 
Werke iſt zeitgemäßes und hiſtoriſches Rechtsgut vermiſcht; wir dürfen 
es zur Kontrolle unſerer Ergebniſſe mit Vorſicht benutzen?). 

An die wenigen Stellen des Sachſenſpiegels, wo Dienſtmannen 

er wähnt ſind, knüpft die Gloſſe lange Erörterungen über den Rechts⸗ 
ſtand der Miniſterialen; es war ja ausgeſchloſſen, daß ſie wie das alte 
Rechtsbuch dieſe Verhältniffe nur flüchtig ſtreifte oder feine Rechtsauf⸗ 
faſſung über den Stand der Dienſtmannen ruhig hinnahm. Schon 
bei Eike ſahen wir ein ſchüchternes Bedenken gegen die alte landrecht⸗ 
liche Darſtellung von der miniſterialen Unfreiheit ſich hervorwagend); 
die Gloſſe verbreitet ſich zu dieſer Stelle folgendermaßen: 

Als man das Recht zuerſt ſetzte, gab es keine Dienſtleute; niemand 
bat den andern zu Dienſt bei Pflicht. Die Dienſtleute ſeien nicht eigen, 
wie Eike meine, weil ſie etwa dienen. Nicht alle Diener ſeien eigen. 
Mancher Leute Dienſt entſpringe ihrer perſönlichen Gebundenheit: 
mancher Leute Dienſt aber laute auf Gut; wer ſolch Gut habe, müſſe 


1) Über die Familie von Buch vgl. Geſchichte des adligen Geſchlechts der 
von Buch in der Mark und im Mecklenburgiſchen, 1784. Ferner: K. F. v. Klöden: 
Aber den Verfaſſer der niederſächſiſchen Gloſſe zum Sachſenſpiegel, Märk. Forſch. 
II, 242 ff. und Einleitung Homeyers zu ſeiner Ausgabe des Richtſteig Land⸗ 
rechts 1857. 

2) Der Mangel einer kritiſchen Ausgabe und jeder Vorarbeiten erſchwert 
die Benutzung außerordentlich. Eine Ausgabe wurde von Steffenhagen vor⸗ 
bereitet (f. Wiener Sitzungsberichte Bd. 98 ff.). Ich benutzte eine Augsburger 
Ausgabe von 1517 (durch Silvan Otmar bei Rynnman von Oringen, Berliner 
Staatsbibl.). 

2) S. S. 60, Ldr. III, 42, $ 3. 
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davon dienen — und hierümb ist underscheid des eigen und der 
dienstman, wanne wo der eigen von dient, das ist substantiale, 
wann er ist ein substantia odder ein underscheidung des dienstes, 
wann er dient darumb das er leben müss... Und des mannes dienst 
ist accidentale, wann er dient umb das gut das jm accidentaliter 
zugeleget wirt umb seinen dienst... Das auch ein dienstman nicht 
eigen sey, das merck dabey, das er dient umb etwas daz ist umb 
güt da ers ampt von hat; aber der eigen dienet umb sunst oder nicht. 

Das iſt die juriſtiſche Betätigung für die vollzogene Verding⸗ 
lichung der Miniſterialität!). Der Miniſteriale iſt frei geboren trotz 
feiner Dienſtbarkeit. So ſagt denn auch die Gloſſe zum Sſp. Ldr. 1, 16 
(ſ. S. 61): Sprich, das kind werd geboren zu dem gut das zü dem 
dienst gelihen ist, obwol der vatter ein freyer herr wäre; und ge- 
schicht nicht durch eigenschaft, sonder das es zü dem güt gehört, 
da es mit ampt zü geborn ist. 

Dienſtmannſchaft war alſo kein Charakteriſtikum mehr für den 
Geburtsſtand. Das Miniſterialitäts verhältnis war der Boden geweſen, 
aus dem im Territorium der neue Begriff einer Staatsdienerſchaft?) 
erwuchs. Natürlich war es für den Gloſſator ſelbſtverſtaͤndlich, daß 
Miniſterialen und ritterbürtige Schöffenbarfreie ebenbürtig find; fie 
beide gehören ja dem Ritterſtande an: Wyss auch, das hie oben steet, 
das der schöpffenbarfreyen urteil niemant mag schelten er en sei 
in ebenbortig, das ist; er sei ein dienstman. Dienstleüt unnd 
dise die seind inn ritterschaft unnd in ritterlicher wirdigkeit geleich, 
das ist in dem herschilt. (Gloſſe zu Ldr. II, 12; vgl. S. 53.) “) 

Die Schöffenbarfreien erkennt der Gloſſator auch nicht mehr als 
den Rechtsſtand, der fie im Sachfenfpiegel find; Schöffenbarfreiheit iſt 
für ihn auch nur noch eine beſondere Amtsſtellung, die ihren Inhabern 
im Gericht anvertraut iſt: wär es das alle die eigen wären, die umb 


1) S. S. 47. 

2) Vgl. S. 115 und ibid. Anm. 4. 

3) Wir beabſichtigten keine Vollſtäͤndigkeit in der Anführung von Bes 
weisſtellen. Auf die vielfältige Miſchung der Rechts anſichten, auf die 
manchmal recht eigenartigen Auslegungen der Gloſſe einzugehen, liegt zu weit 
außerhalb unſerer Aufgabe. Ich verweiſe nur z. B. auf die Gloſſe zu Ldr. III, 19 
III, 54, § 1; III, 80, $ 2. Hier ſei angeführt noch die Gloſſe zu Ldr. III, 8ı, 
§ 2 (ſ. S. 60, Anm. 2): da meint er (Eike) nicht der dienstman gebort mit, 
wann er will damit bezeichen ir sunderl iche recht, das mit freyen leüten 
zweyet und nicht ir freye gebort; und darumb saget er allhie, wenn 
allein das sey auss ires herren gewalt nicht erben noch erbnemen; das ist 
darumb, wer zü dem dienst gehört da des dienstmannes eigen 2d gehöret, 
der mag der erbe zü sein; wer dann des herren dienstman nit ist der mag 
das am rechten nit gehaben ... . wann der sol den nutz haben, der die arbeit hat. 
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gelt bei pflicht dienen, so wären alle schöpffenbaren eigen, wann 
sy dienen von irem gut erblichen ... So wärn die auch eigen, die 
da belehent gut hetten, wann sy dienen erblich davon. (Gloſſe zu 
Ldr. III, 42, § 3). Noch deutlicher ſagt die Gloſſe zu Ldr. III, 73: 
Schepenbar vry dat is dar van unde het darumme so, dat sy ore 
eygen vry hebben, darumme dat sy schepen ambachtis in einer 
graveschap warden scholen. Dit is der manne ambacht unde ervet 
up dy sone alleine oder up dy negesten swertmach. (Nach Homeyer: 
Über die Heimat nach Altdeutſchem Recht, insbeſondere über das Hant⸗ 
gemal, Abh. d. Ak. Berlin 1852, S. 58. — Daß der Gloſſator, in vollem 
Gegenſatz zum Sachſenſpiegel, noch die urſprüngliche (fränkiſche) 
Bedeutung des Handgemals als des locus sacramenti, des Schwurorts 
— alſo des Gerichts — gekannt habe, wie A. Heusler in dem früher 
erwähnten Aufſatz Weidhube und Handgemal, S. 17 ff., meint, daß 
der Gloſſator alſo auch eine exaktere Beſtimmung der Schöffenbar; 
freiheit gebe als der Spiegler, kann ich nicht annehmen. Ich glaube, 
daß die Gloſſenſtellen zum Beweis für Heuslers Theorie vom Hand⸗ 
gemal überhaupt nicht herangezogen werden dürfen.) 

Der Begriff der ritterlichen Untertanenſchaft hat ſich im Terri⸗ 
torium alſo auch über die Schöffenbarfreien ausgedehnt; ihr ehema⸗ 
liges geburtsſtändiſches Vorrecht wird jetzt auch nur als 
ein Amt aus des Fürſten Willen betrachtet. Dem Gloſſator iſt 
es dabei nicht gelungen, die Schöffenbarfreien des alten Grafendinges 
von den Schöffen der neugewordenen Freidinge gemäß der hiſtoriſchen 
Entwicklung zu ſondern; die Gloſſe zu Ldr. III, 29, $ 1 beſagt: Sprich, 
daz schepffenbar freiheit ist ein ampt und findet nun das ampt 
ein wolgeborn man, es schadt ym nit und ergert yn auch nicht; 
und findet es auch einen schnöden man, es adelt yn auch nicht. 
So gäbe es ritterliche und bäuerliche Schöffen, als in de gravescap 
tu Molinge und tume Billingishoge wol enkede is, went dar scheppen- 
bare lude wol sleghte bure sin; darumme ne eddelt si eder nemene 
en ambacht. Die Amter feien alle nur von Rechtsſatzung; Adel aber 
ſei von Natur! 5 

Das iſt ſchließlich das Reſultat der Rechtsentwicklung am Ende 
des 13. Jahrhunderts geweſen (das in Brandenburg beſonders früh 
erſchienen iſt): alle Ritter, ob in Dienſtmannsſtellung oder im „Amt“ 
des Schöffenbaren, ſie ſind von ihrer ritterlich⸗freien Herkunft zum 
Adel des Landes über Bürger⸗ und Bauerntum emporgeſtiegen. Die 
Gloſſe beftätigt uns indirekt auch, daß die Ritterſchaft des Landes nicht 
einfach durch den Übertritt der ſchöffenbarfreien Ritter in die Mini⸗ 
ſterialität begründet ſei; die Unterſcheidung beider Klaſſen und die 

G. Winter, Die Miniſterialität in Brandenburg. 6 
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Erinnerung an eine ehemalige Vorzugsſtellung der Schöffenbaren war 
noch lange lebendig geblieben; fo fagt die Gloſſe zu Ldr. III, 19, Schöffen; 
bare und Dienſtmannen ſeien ebenbürtig — wann die dienstman 
seind yn ebenbortig in dem herschilde. Sag sy haben beide den 
fünften schilt. Wiss auch, das dise ere haben die schöpffenbar frei 
seind durch yres amptes willen; und von geburt seind sy auch edler 
denn etliche dienstleut, also noch wol in deme lande zu Sachsen 
offenbar ist. (Eine beachtenswerte Abweichung bringt die Gloſſen⸗ 
faſſung bei Homeyer in der Sſp.⸗Ausgabe: desse ere hebben di sche- 
penbaren frien van des ambachtes wegen unde nicht van gebort, 
sint dat si van gebort wol sin dinstman, alse dat wol apenbar is in 
deme lande tu Sassen.) 

Wie der Gloſſator zwiſchen Dienſtmannen und Schöffenbarfreien 
ihrer verſchiedenen Amtsſtellung nach wohl unterſcheiden konnte, ſo 
auch zwiſchen den Rittern nach der Art ihrer Belehnung. Wenn alle 
zu Dienſt Verpflichteten eigen wären, ſo müßten ja die Dienſtmannen 
und die auch eigen ſein, „die da belehent gut hetten, wann sie dienen 
erblich davon“ (zu Ldr. III, 42, 8 3; S. S. 81 f.). In der Gloſſe zu 
ELdr. III, 19 heißt es: wie ein Dienſtmann feinem Herren Treue ſchwöͤrt, 
„also schwert auch ein belehent man seinem herren, sunder daz 
er zu keinem ampt schwert“. Dienſtmannen ſind — das iſt die 
Anſchauung des Gloſſators — nicht etwa ein beſonderer Geburtsſtand, 
ſondern alle Ritter, die in der Hof⸗ und Landesverwaltung des Fürſten 
ein Amt, alſo einen beſonderen Dienſt neben dem allgemeinen militäs 
riſchen Vaſallendienſt verſehen!) und darum auch ein Amtsgut nach 
beſonderem Eigentumsrecht innehaben, tragen den auszeichnenden 
Namen; daß der Gloſſator gerade dieſen Männern aus der Umgebung 
des Fürſten vor den andern Rittern des Landes den Vorzug gibt, kann 
man überall ableſen. 
| Der Gloſſator iſt offenbar nicht von ſpeziell brandenburgiſchen 

Verhältniffen ausgegangen. Er betont, daß anders als in den ſäch⸗ 
ſiſchen Gebieten es in der Mark kein „ſchöffenbarfreies Amt“ gebe). 
Damit fällt für Brandenburg aber auch die Möglichkeit, ſpäter noch 
zwiſchen ſchöffenbaren und dienſtmänniſchen Geſchlechtern zu ſcheiden. 

Ritterweſen und Ritterſchaft waren rechtsftändifche Kennzeichen der 
niederadligen Klaſſe des Territoriums geworden: „An ritterschaft ist 
frummen das sy zu gemeynem recht nicht gehoren.“ (Gloſſe zu 


4) Der Begriff Dienſt im Worte Dienſtmann hat alſo jetzt ganz dingliche 
Beziehungen! In den Zeugenreihen der Urkunden treten die „Dienſt“mannen 
der Fürſten natürlich ungleich ſtärker hervor als die gewöhnlichen Vaſallen. 

2) Gloſſe zu Ldr. II, 12, $ 6. Vgl. Riedel: Die Mark Brandenburg II, 361 f. 
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Ldr. I, 20.) Eine bedeutſame Rechtsentwicklung hat ſich im Territorium 


vollzogen; die Geltung des alten Landrechts iſt weit zurückgegangen; 


das Lehnsrecht lief vordem neben dem Landrecht als ein Sonderzweig 
in der Entwicklung; jetzt heißt es, eine ganz neue geiſtige Einſtellung 
des juriſtiſchen Bewußtſeins bekundend !): Lehnrecht bricht Land⸗ 
recht, denn es iſt das jüngere (Gloſſe zu Ldr. I, 14, $ 1). 

Auch das ſtolze Klaſſenbewußtſein des jungen Ritteradels tritt 
hervor. Im Rittertum war ſeinen Angehörigen vielfach geiſtige und 
ſoziale Emanzipation gebracht worden; ein kräftiges, manchmal derbes 
Lebens⸗ und Standesgefühl war in dieſen Kreiſen erwachſen. „Mag 
ritterschaft ane sünd gesein. Sprich neyn. Wann in ritterschaft 
ist hochmut, als turnier und sunst streit, todtschlag und raube... 
Die ritter mogen den feind wol töten. Die ritter mugen den raub 
auch mit got haben, ap es in ir herre gant.“ (Gloſſe zu Ldr. J, 20). 

Der Begriff Ritter ſchaft läßt ſich im 13. Jahrhundert noch nicht 
firieren. Von jener erſten Form des Territorialſtaates, die wir bislang 
in unſerer Unterſuchung zu berückſichtigen hatten, bis zu jener bekannten 
dualiſtiſchen Verfaſſung des Ständeſtaates liegen eine Reihe von Über⸗ 
gangsformen, mit denen auch der Charakter der Ritterſchaft gewiſſen 
Wandlungen unterworfen war. In einer ſtändiſchen Funktion tritt 
uns die märkiſche Ritterſchaft zuerſt in den bekannten Bedeverträgen 
der Jahre 1280— 1282 entgegen?). 

Am 18. Auguſt 1280 ſchloſſen die Markgrafen Otto, Albert und 
Otto von der Salzwedler Linie einen allgemeinen Bedevertrag „cum 
terre nostre ministerialibus, militibus, armigeris, vasallis 
quibuslibet et subditis universis“ s); feierlich wurde von ihnen und 
ihren Vaſallen beſchworen, daß jede Art von Bede und Dienſtforderung 
fortan abgeſchafft ſein ſollte, ausgenommen die Verpflichtung der 
„Untertanen“ der Vaſallen zum Befeſtigungsbau, wenn ſolcher mit Rat 
der Vaſallen erfolge. Für den Fall, daß die Markgrafen den Vertrag 
nicht einhalten würden, mußten fie den Vaſallen und Städten das 
Recht zugeſtehen, ſich miteinander zur Auflehnung wider ihre Herren 
zu verbinden, bis dieſe den Streitfall aus der Welt geſchafft hätten; 
ein Nachteil dürfe jenen daraus nicht erwachſen). Das Beiſpiel der 


) Vgl. den S. 59, Anm. 3 zitierten Aufſatz von Kern. 

5) Hierüber vgl. Spangenberg: Hof⸗ und Zentralverwaltung 335 ff.; 
Derf.: Vom Lehnſtaat zum Ständeſtaat 46 ff.: O. Merklinghaus: Die Bede⸗ 
verfaſſung der Mark Brandenburg, Forſch. z. br. pr. Geſch. VIII, 59 ff.; Hintze: 
Die Hohenzollern und ihr Werk, 66 ff. 

3) Über die Bedeutung der „Miniſterialen“ ſ. S. 96 ff. 

) Riedel C, I, 9 f.; Krabbo: Regeſten Nr. 1223. Die Urkunde iſt unter⸗ 
zeichnet vom Biſchof von Brandenburg und 57 Vaſallen, darunter denen von 

6. 
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folgenden Verträge macht es ſicher, daß die Markgrafen nicht völlig 
umſonſt auf das Bederecht verzichteten, ſondern daß es durch eine jaͤhr⸗ 
liche Steuer abgelöft wurde. 

Dieſen Bedevertrag beſtätigten dieſelben Markgrafen zwei Jahre 
fpäter der Stadt und dem Land Salzwedel, nämlich den Min iſter ialen!), 
Rittern, Knappen, Bürgern und Kaufleuten, und trafen folgende 
Zuſatzbeſtimmungen?): fie verpflichteten ſich, die Urbede (das iſt jene 
Steuer, durch die die alte willkürliche Bede abgelöft war) nicht wieder 
als Lehen auszugeben. Damit ferner den Miniſter ialen, Vaſallen 
und überhaupt den Einwohnern des Landes von ihnen oder ihren 
Vögten kein Unrecht geſchehe, ſetzten fie feſt: „quod nos duos eligere 
debeamus eiusdem terre milites, qui consiliares nostri non sint, et 
terra duos eligat eiusdem terre milites et civitas duos burgenses 
eiusdem civitatis ydoneos et honestos, qui iurati plenam habeant 
potestatem, quod causas in tota advocatia illa subortas et ad se 
delatas audiant et cognoscant, cognitasque nobis, si necesse fuerit, 
referant; nosque ipsis iuratis plene confidere et omnes quas nobis 
exposuerunt causas secundum eorum relationem tenebimur diffinire“. 
Die Gewählten ſollten Jährlich ihre Nachfolger ſelber wählen; Ablehnung 
ſolcher Wahl ſollte Strafe nach ſich ziehen. 

Am 1. Mai 1281 hatten die Markgrafen Johann, Otto und Konrad 
von der Stendaler Linie mit Rat ihrer vertrauten Ratgeber den Va⸗ 
fallen die Ablöſung der Bede durch eine jährliche Steuer zugeſtanden“). 
Die Ritterſchaft erlangte eine gewiſſe grundſätzliche Befreiung von 
dieſer Steuer: jeder Ritter ſollte für ſechs, jeder Knappe für vier Hufen, 
die er unter eigenem Pflug hatte, ſteuerfrei ausgehen. Bei Gefangen⸗ 
nahme eines Markgrafen ſollte eine Bedeerhebung geſtattet ſein. Dann 
aber hieß es: „Item si predicte terre nostre legitima necessitas aut 
guerarum periculum ingruerit, statuimus una cum vasallis nostris 
memoratis quatuor viros ad hoc, ex nomine milites nostros Johan- 
nem de Buc, Gerardum de Kercow, Beteconem de Buc, Thideman- 
num de Osterburg, ut quicquid iidem quatuor ordinaverint ad 
commodum ac utilitatem totius terre, auditis potioribus et 
senioribus terre, per fidem et iuramentum ipsorum pretextu 
iuvaminis nobis prestandi contenti erimus nec a nobis suspecti 
aliquatenus fore debeant“. Stürbe eins von den Kommiſſions⸗ 


Alvensleben, Frieſack, Jagow, Reſtorff, Plotho, Stendal, Walſtawe, Niemeck, 
Königsmarck, Meiendorff uſw. 

1) Über die Bedeutung der „Miniſteriallen“ ſ. unten S. 96ff. 

2) A, XIV, 26 f.; Regeſten Nr. 1282. 

8) C, I, 10 ff.; Regeſten Nr. 1253. 
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mitgliedern, fo follten die übrigen binnen Monatsfriſt einen Erſatzmann 
wählen, widrigenfalls ſie zum Einlager in Tangermünde verpflichtet 
wären, bis die Wahl geſchehen ſei. Fräuleinſteuer, Bederecht bei einer 
Reiſe eines Markgrafen an den kaiſerlichen Hof, und markgräfliches 
Herberg srecht ſollten abgeſchafft fein. Sollte einer der markgraͤflichen 
Brüder, etwa nach einer Landteilung, die Bedeabmachung mißachten, 
ſo ſollten die Vaſallen und Feſtungen zum andern übergehen dürfen!). 

Nach ſoviel Minderung der fürſtlichen Rechte ſoll aber doch die 
Unterta nenſchaft der Vaſallen gewährleiſtet bleiben: ... Item pre- 
habita nos non impedient in iure nostro in hiis, que cum dictis 
vasallis nostris habebimus placitare.... Item prehabita venditio 
vasallos nostros a dominatione et servitiis nostris non secludet, sed 
dominationi et servitiis nostris debent esse veluti prius obnoxii 
et astricti. Item memorati vasalli nostri nobis servient, veluti 
nostris progenitoribus servire hactenus consueverunt. Qui vero 
nostra supersederint servitia, id gratie nostre stabit nec proinde 
fidei aut iuramento nostro aliqua macula impingetur. 

Zwei Tatſachen aus dieſen Bedeverträgen müſſen vor allem unter; 
ſtrichen werden: Einmal das Recht der Vaſallen, ſich gegen ihren Herren 
aufzulehnen, wenn er das Abkommen verletzt. Von voraufgehenden 
Verhandlungen beider Parteien, von der Möglichkeit eines Schieds⸗ 
ſpruches wird nichts erwähnt; die Ritterſchaft iſt ganz und gar Kon⸗ 
traktgegner der Markgrafen. Und zweitens: es werden Kommiſſio nen 
gebildet zwecks Ausführung der Beſtimmungen und zwecks Regelung 
in unvorhergeſehenen Fällen. Man zwingt die Fürſten, ihnen völlige 
Exekutivgewalt zuzugeſtehen; fie erhalten Dauerfunktion; fie ergänzen 
ſich aus ſich ſelber; fie werden vereidigt und gemäß ihrer Darſtellung 
erfolgen die markgräflichen Entſcheide. In dieſen kleinen Körperfchaften 
hätten die Keime liegen können nicht nur zu dem, was ſpäter uns in 
den ſtändiſchen Landtagen entfaltet begegnet?), ſondern auch zu Ver⸗ 


faſſungsformen, die den Umweg über den Abſolutismus erſpart hätten. 


Es muß doch ein recht gefährlicher Aufruhr unter den getreuen 
Vaſallen und Städten geweſen ſein, der den Markgrafen ſolche Zuge⸗ 
ſtändniſſe abdrang. Und dieſe mußten ihnen doch als ernſte Bedrohung 
des ganzen Staatsgefüges erſcheinen, wenn ſie ſich ausdrücklich be⸗ 
ſtätigen ließen, daß an dem allgemeinen Unterta nenverhaͤltnis nicht 
gerüttelt werden ſolle und daß ſie nach dieſer Seite hin ihre Autorität 
ohne Gefahr durchſetzen dürften. 


1) Ahnliches im Bedevertrag mit Prenzlau; vgl. Riedel A, XXI, 94f. 
(a. 1282); Negeſten Rr. 1311. 
2) Bol, Spangenberg: Vom Lehnſtaat zum Ständeflaat, S. 56. 
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Die Bedeverträge laſſen uns fo recht die Stärke und Raſchheit 
der Entwicklung erkennen, die auf brandenburgiſchem Boden Mini⸗ 
ſterialen und freie Ritter in ihrer Verſchmelzung zur Ritterſchaft und 
zum Adelsſtand des Landes emporgetragen hat. Wir haben bisher 
den Aufſtieg der Miniſterialität nur von rechtsſtaͤndiſchen Geſichtpunkten 
aus betrachtet; wir müſſen es nachholen, dieſe Trace noch einmal kurz 
unter Berückſichtigung der wirtſchaftlichen Verhältniſſe zu zeichnen. 

Bei der Beſiedlung des Landes waren die Bauern zu Erbzinsrecht 
angeſetzt worden. Es iſt das eine Form freier Erbleihe; der Bauer 
zahlte von ſeinen Hufen einen Grundzins; aber er beſaß ſie doch als 
ein freier Mann und vererbte fie dementſprechend!). 

Den Miniſterialen und Rittern wurde gleichſam als Sold ein 
Stück Landes als Lehen gegeben?). Die Durchſchnittsgröße eines ſolchen 
Rittergutes muß um 1280, wie aus dem Bedevertrag hervorgeht, etwa 
4—6 Hufen betragen haben. Noch 1375 hatte ſich das kaum geändert; 
wir erfahren aus dem Landbuch Karls IV.), daß die Größe der Ritter⸗ 
güter damals durchſchnittlich in der Altmark 3?/,, in der Mittelmark 7½, 
in der Uckermark 61, Hufen betragen habe. Bei der Konſtanz, die dieſen 
Verhältniſſen damals noch innewohnte, dürfen wir alfo dieſe Anſchauung 
von der durchſchnittlichen Größe eines brandenburgiſchen Ritterlehens 
auch auf das 12. Jahrhundert übertragen. Es entſpricht der Umfang 
von etwa 150 Morgen auch dem Landſtück, das im Eigenbetrieb mit 
Hilfe einiger Knechte und mit einigen Pferden bebaut werden konnte. 
Der Begriff der Großwirtſchaft blieb jener Zeit im allgemeinen noch 
fremd. | 

Natürlich haben ſich die Miniſterialen nicht lange mit ſolchem 
geringen Beſitze begnügt. Schon früh kam noch eine andere Art der 
Entlohnung in Anwendung, die für die Geſtaltung der Verfaſſungs⸗ 
verhältniſſe ſich ſpäter von weittragendſter Bedeutung erweiſen ſollte; 
es war die zeitweiſe oder lebenslängliche oder erbliche Verleihung öffent⸗ 

1) Die Gloſſe zu Ldr. II, 59 ſagt: wer in Sachſen zu Zinsgut geboren iſt, 
der iſt ein Laſſe, „der mag sich des guttes nicht ane des herren willen vor- 
zeihen.... Mit uns aber, das ist in der marck, haben die gebauer erb an 
pacht gut... unnd mugen es lassen wem sy wollen.“ — Der Zins, der den 
urſprünglichen Wert des Bodens repräfentierte, wurde nicht geſteigert; es lag 
darin ein großer Antrieb für die Bauern, die Bewirtſchaftung ihres Landes 
zu fordern. 

2) „Lehen ist die gült, die von des reiches oder von der herren eigen 
gefelt, die geliehen wirt der ritterschaft durch ir wirdikeit willen. Hie von 
müssend sy von recht dienen, wann es ist sold; man wolle es yn denn von 
genaden vortragen.“ Gloſſe zu Ldr. II, 59, § 1. 

3) Hrsg. von E. Fidicin 1856. Vgl. Spangenberg, Hof⸗ und Zentral⸗ 
verwaltung, S. 243, Anm. 2. 
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lich⸗rechtlicher Einkünfte). Für die beamteten Miniſterialen und Ritter 
wurde ein Teil der öffentlichen Gefälle ihres Bezirks (alſo zumeiſt wohl 
Gerichtsgefälle) als Beſoldung ausgeſetzt. 

Sehr wichtig aber wurde es, daß die Markgrafen auch Lehen von 
den Grundzinshebungen des Bauernlandes ausliehen, die doch das 
feſte Fundament der fürftlihen Finanzverwaltung darſtellten. „Der 
Erbzins wurde derart als das wichtigſte aller grundherrlichen Rechte 
angeſehen,. .. daß die Veräußerungen des Grundzinſes zur Über; 
tragung der Grundherrlichkeit genügte?).“ Während fo die Preisgabe 
der öffentlichen Einkünfte und eine verſchwenderiſche Ausleihung des 
Landes (des Domänenguts) die Baſis der markgräflichen Finanzkraft 
immer mehr verringerten, riſſen die Ritter Einkünfte und Hoheits⸗ 
rechte an ſich; ihr Beſitz dehnte ſich jetzt auf Grund des Rechtes am 
Hufenzins der Bauern tatſächlich über größere Komplexe, manchmal 
über ganze Dörfer und Bezirke. 

Aber die Entſtehung der ritterlichen Grundherrſchaft gehen die 
Anſichten weit auseinander; die Streitfrage iſt, ob die Ritter von An⸗ 
fang an auf größeren Gebieten, die ihnen vom Markgrafen überlaſſen 
wären, felbftändig Bauern angeſiedelt, Dörfer begründet haben, wo⸗ 
durch ihre Grundherrſchaft und die Untertänigfeit der Bauern ſich fo; 
gleich ergab; oder ob dieſe Grund herrlichkeit durch Veräußerung landes⸗ 
herrlicher Hoheitsrechte an die Ritter erſt allmahlich erwachſen ſei. 
Hintze hat ſich dafür entſchiedend), daß „landſchaftliche Unterſchiede 
ſtattgefunden zu haben ſcheinen, die zugleich Unterſchiede in der Zeit 
der Beſiedlung bedeuten“. Im Oſten (Uckermark, Neumarck), wo die 
Koloniſation erſt um die Mitte des 13. Jahrhunderts anhebt, waren 
die Ritter meiſt wohl von Anfang an Beſitzer größerer Grundherrſchaften!). 


1) Anfangs wohl vor allem Hebungen des kirchlichen Zehntens, fpäter 
„Pacht“ genannt. Der Zehnten war von vornherein von den Markgrafen von 
der Kirche in Anſpruch genommen; vgl. z. B. Riedel A, V, 28 f. (a. 1197); 
A, VIII, 146 (a. 1234) beſagt, daß / 3 des Zehnten für den Unterhalt der Trup⸗ 
pen benötigt wurde, die das Land vor den Slawen ſchützen ſollten. 

2) F. Rachfahl: Zur Geſchichte der Grundherrſchaft in Schleſien, Ztſchr. 
d. Savigny ⸗Stiftg. f. R.⸗G., XVI, 116. — Wie weit die Begriffserſetzung darin 
gegangen iſt, zeigt z. B. die Urkunde Riedel A, V, 72 f. (a. 1324): „Die von 
Lüderitz entlaſſen Hebungen des Domſtiftes zu Stendal im Dorfe Buchholtz 
ihrer Gerichts obrigkeit.“ 

3) S. die knappe, aber lichtvolle Skizze bei Hintze: Die Hohenzollern und 
ihr Werk 55 f. Vgl. auch Riedel: Die Mark Brandenburg II, 165. Spangen⸗ 
berg: Hof⸗ und Zentralverwaltung 239. 

) Daß Miniſterialen aber auch ſchon im 12. Jahrhundert Herren ganzer 
Dörfer fein konnten, erfuhren wir ſchon früher (ſ. S. 13, 18). — Nicht zur Bes 
gründung einer Grundherrſchaft führte es wohl, wenn die Anlage neuer Städte 
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Ein wichtiges Moment für die Herausbildung der Grundherrſchaft 
war vor allem auch der Erwerb der Gerichtsbarkeit durch die ritterlichen 
Herren. Um die Mitte des 13. Jahrhunderts haben die Vaſallen die 
niedere Gerichtsbarkeit über ihre „Untertanen“ !), d. h. das Recht zur 
Ernennung eines Schulzen oder zur eignen Ausübung der Schulzen⸗ 
gerichtsbarkeit und zur Einziehung der niederen Gerichtsgefälle an 
ſich gebracht. Seit der Wende des 13. und 14. Jahrhunderts haben 
wir auch Nachrichten, daß ſich die hohe Gerichtsbarkeit in der Hand 
mächtiger Ritter befand?). Zur Zeit der Bedeverträge beſaß die Grund⸗ 
herrſchaft bereits ſolche Bedeutung, daß ſie zur Grundlage der neuen 
Steuererhebung gemacht wurde). 

Die ſozialen Verhältniſſe der Ritterſchaft ſteigerten ſich auf Koſten 
der bäuerlichen Bevölkerung. Der Bedevertrag von 1281 befreit die 
subditi vasallorum von Wagendienſt und Vorſpannpflicht“). Der 
Grund dazu lag im Intereſſe der Herren an ſolchen Dienſten; jene 
oͤffentlich⸗rechtlichen Verpflichtungen wandelten ſich im Laufe der Zeit 
in privatrechtliche, in Hof⸗ und Frondienſte der bäuerlichen Bevöl⸗ 
kerung). 


in die Hand ritterbürtiger Leute gelegt wurde. Ritterbürtig waren z. B. die 
Gründer der Stadt Lychen (Riedel A, XIII, 316 f., a. 1248), die Erbauer von 
Neu⸗ Landsberg (A, XVIII, 369 f., a. 1257), von Deutſch⸗Krone (B, I, 248 ff., 
a. 1306), von Dramburg und Berlinichen (vgl. v. Raumer: Die Neumark 
Brandenburg im Jahre 1337, S. 57). Beachtenswert find die großen Güter, 
die den Gründern felber zugeſprochen werden. Die beiden Erbauer von Deutſch⸗ 
Krone erhalten 320 Hufen (die Stadt nur 208), ferner 2 Mühlen, die Jagd u. a.: 
ihre alten Beſitzungen ſollten auf 16 Jahre abgabenfrei bleiben; Freunde, die 
ihnen ins Neuland folgen würden, ſollten je 64 Hufen erhalten. Riedel: Die 
Mark Brandenburg II, 307, vermutet, daß für die Staͤdtebauerlaubnis dem 
Markgrafen bedeutende Summen gegeben wurden. Unſer Beiſpiel macht wahr⸗ 
ſcheinlich, daß dem Fürſten vor allem an der Beſiedlung des neuerrungenen 
Gebietes gelegen war. | 

1) S. den Bedevertrag von 1280. oben S. 83. 

) Vgl. A I 124 (a. 1293); A I 125 f (a. 1303); A, II, 206 f. (a. 1317): 
dazu Spangenberg a. a. O. 259 f. Noch früher gelang der Erwerb der hohen 
Gerichs barkeit einigen Stadtgemeinden. 

3) C, I, 11 (a. 1281): „Dominus vero bonorum debet hunc censum 
presentare nuncio nostro.“ Vgl. Spangenberg a. a. O. S. 243 f. 

4) C, I, 12 (a. 1281). 

5) Ein bemerkenswertes Zeugnis für die grundherrliche Machtfülle, die 
ſchon im 13. Jahrhundert vorhanden, bietet der aͤlteſte bekannte Lehnbrief über 
ein Schulzengericht, das die v. Wartenberg im Jahre 1293 an einen Dietrich 
Arnſee und feine Nachkommen ausliehen (Riedel A, I, 124; a. 1293). Sie ver⸗ 
pflichten ſich, daß fie von den Schulzen weder bei Kriegsfällen oder Heirat der 
Töchter Abgaben, noch bei einem Kaufgeſchäft der Schulzen ſich eine Anerken⸗ 
nungsgebühr fordern würden. 
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In dieſem Zuſammenhang muß auf die intereſſante Wandlung 
hingewieſen werden, die ſich gegen Ende des 13. Jahrhunderts in dem 
Verhältnis der beiden Begriffe „Lehen“ und „Eigen“ vollzogen hat. 

Wenn wir im 13. Jahrhundert vdn Eigenbeſitz brandenburgiſcher 
Ritter hören, kann es ſich ſtets nur um altmärfifches Gebiet handeln; 
rechts der Elbe war jeglicher Beſitz nur Lehngut aus des Markgrafen 
Hand; in der Nord mark aber hatte ſich in der erſten Hälfte des 12. Jahr⸗ 
hunderts ſchon im Gefolge der allgemeinen verfaſſungsrechtlichen 
Angleichung an Reichsgrafſchaften Allod ritterbürtiger Familien ge⸗ 
bildet. 

Der Begriff der hofrechtlichen Gewere, der für das Eigen von Mini⸗ 
fterialen galt, mußte deſto ſchwächer werden, je mehr die allgemeine 
Stellung der Dienſtmannen ſich der der Freien anglich. Die Beſchrän⸗ 
kung der Verfügungsfreiheit über miniſterialiſches Eigen!) engte ſich 
allmählich auf die Forderung des Herren ein, daß dies Eigen nur an 
Genoſſen, d. h. an die Vaſallen des Herren veräußert werden ſolle. 
Als die Miniſterialen in das Grafengericht eingezogen waren, handelten 
fie aber fortan als öffentlich⸗berechtigte Perſonen; innerhalb des Terri⸗ 
toriums wandelte ſich die ehemalige Verfügungsbeſchraͤnkung zu einem 
bloßen Konſensrechte der Herren?). Anderſeits aber war dies Grafen⸗ 
gericht auch die Stätte, an der Rechtshandlungen Schöffenbarfreier 
in betreff ihres Allods die öffentliche Beflätigung und Bekräftigung 
erfuhren. Je mehr nun vor dieſem Gericht altfreie und miniſteriale 
Ritter zu einem Stande verſchmolzen, deſto eher konnte auch dies Be⸗ 
ſtätigungsrecht des Gerichtsherrn zu einem wirklichen Konſensrechte 
werden. 

Ahnlich war der Vorgang in der Mark. Wenn im Jahre 1207 
der Markgraf Albrecht beſtaͤtigt?), „quod Gerardus de Retvelde cum 
consensu heredum suorum mansum quendam, situm in Vilbom 


1) Ein ſchönes Beiſpiel hierfür bietet eine Urkunde der Abtiſſin von Gern⸗ 
rode, ca. 1150, Codex diplom. Anhalt. I, Nr. 419 (vgl. v. Zallinger: Die Schöf- 
fenbarfreien des Sachſenſpiegels, S. 267): .... quod Ello quidam ministe- 
rialis ecclesie nostre allodium suum, duos videlicet mansos in B. venales 
proposuit, quos cum pro jure consuetudinis michi primum, deinde ecclesie 
nostre ministerialibus obtulisset, nec eos ad voluntatem suam potuisset, 
ut liberius de eis ad quoslibet ei emancipacionem sine suorum querela facere 
liceret, vel vendicione, vel dono, iudicium a conparibus suis in presencia 
nostra quesivit et accepit, hoc scilicet, ut quodammodo ad utilitatem suam 
cum nullo nostrorum super hoc negocio posset convenire, ad quoscungue 
vellet, vendicione vel dono eos transferret. 

2) Bol, Molitor a. a. O. S. 166 ff. und die dortigen reichen Literatur⸗ 
verweiſe. 

3) Riedel B, I, 4 (a. 1207); Krabbo: Regeſten 532. 
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(Vielbaum, Altmark) ecclesie vallis sancte Marie cum omni jure, 
quo ipse eum ante possederat, .. vendidit et vendicionem ipsam 
auctoritate nostra roborari postulavit“, — ſo ſcheint dies nur die 
gewöhnliche Rechtsbekräftigung zu fein, die jeder Freie vom Gerichts⸗ 
herrn für ſolche Rechtshandlungen nachſuchte. Vom markgraͤflichen 
Konſensrechte aber hören wir, als Otto III. 1247 dem Domſtift Stendal 
beſtätigt!): . . . quod quidam fideles nostri Albertus et Conradus 
fratres dicti Valien?) milites, prefatis Stendaligensis ecclesie cano- 
nicis de nostro beneplacito pariter et consensu vendiderunt 
... de proprietate sua, quam habebant in villa Nordstede (Nähr⸗ 
ſtedt, Altmarck), septem mansos proprietatis titulo pariter cum 
ad vocatia sicut et ipsi fideles nostri eosdem mansos habebant. 

Im ſelben Jahre heißt es in einer Urkunde der Markgrafen Johann 
und Otto für die Neuſtadt Salzwedel u. a.“): | 

Insuper quascunque areas sive prata, que incolis dicte civitatis 
a Helmwico de Malestorp et Bernardo, fundatoribus civitatis fuerint 
ratione hereditatis assignata, ea nos eisdem proprietatis titulo con- 
ferentes rata omnimodo volumus permanere. 


Die Markgrafen übertragen alfo die proprietas des Eigenguts 
der Brüder von Malestorp an die Stadt; es iſt faſt derſelbe Vorgang 
wie bei der Auflaſſung eines Lehens. Dieſen Eindruck gibt uns auch 
eine Urkunde von 1260, wonach Gebhard von Alvensleben dem Kloſter 
Althaldensleben eine Kapelle ſchenkt“): .. de proprietate mea ca- 
pellam in parva Emmede... monasterio... contuli... et in manu 
domini Ottonis... in cuius comitia extitit, ad usus monasterii 
resignavi, qui ipsam eidem monasterio in continenti per fratrem 
Heinricum de Jericho ordinis predicatorum trans misit. 


Auch der folgende Eigentums verkauf findet in dem zur Mark ges 
hörigen Gebiet ſtatt, wo die alte Grafſchaftsverfaſſung noch erhalten 
war (Grafſchaft Billingshöhe); es handelt ſich um den Verkauf eines 
Gehölzes, deſſen Eigentum dem Ritter Bartold von Wodens wegen 
von ſeinen Vorfahren her überliefert war, an das Kloſter Althaldens⸗ 
leben. Es heißt in der Urkunde“): 

...Porro, anno ferme dimidio post iam dictum contractum 
peracto, dominus meus marchio Otto in prato Wodens wege. 
constitutus, a me requisitus... secundum formam iusticie dili- 


1) A, V, 36 (a. 1247); Regeſten 712. 

2) Vgl. S. 32. 

3) A, XIV, 3 f. (a. 1247); Regeſten Nr. 710; ſ. auch S. 67 Anm. 6. 
4) B, I, 66; Regeſten Nr. 846. 

5) B, I, 157 f.; Regeſten Nr. 1301. 
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genter procedens, iuris ordine utrobique servato, approbavit 
contractum ac tuitione banni regalis consueta munitum ceno- 
bium memoratum donacione perpetua de sepe dicta silvula in- 
vestivit. 


Und auch zwei weitere Urkunden, die ſich allerdings auf Gebiete 
beziehen, die nur vorübergehend im 13. Jahrhundert an Brandenburg 
gekommen waren, beſtätigen, daß der Markgraf über jegliches Eigen 
ſich ein Obereigentumsrecht zuſprach und es genau ſo wie ein Lehngut 
behandelte. Ein Verkauf ſolches Eigenguts fand ſtatt wie der eines 
Lehens, d. h. es wurde dem Markgrafen vom Verkäufer aufgelaſſen, 
und er inveſtierte den Käufer, gab ihm die proprietas 1). In ſämt⸗ 
lichen Fällen waren die Käufer geiſtliche Stifte. 


Wahrend wir einerſeits fo die Angleichung des Eigentumsbegriffes 
an den des Lehens wahrnehmen, können wir umgekehrt auch konſta⸗ 
tieren, daß die Lehen ſeit dem Ende des 13. Jahrhunderts dem Cha⸗ 
rakter von Eigengütern ſich nähern. Wir erwähnten ſchon, daß ſeit 
den zwanziger Jahren des 13. Jahrhunderts Vergabungen der pro- 
prietas an Gütern vom Markgebiet ſeitens der Markgrafen bekannt 
ſind ?). Aber alle Verſchenkungen und Verkäufe einer proprietas haben, 
ſoweit ich ſehe, nur an geiſtliche Beſitzer (Klöfter, Domkapitel) ſtattge⸗ 
funden. Hier beſagte alſo die proprietas, daß das Gut feinem Beſtitzer 
frei von jeglicher Verpflichtung, von Zins und Pacht und von jeglichem 
Vaſallendienſt zugehöͤren ſolle. Von den öffentlichen Abgaben waren 
fie vielfach ſchon ſeit früheſter Zeit eximiert; ein Vaſallitätsverhältnis 
zu Kriegs⸗ und Amtsleiſtungen für die Markgrafen kam bei ihnen 
nicht in Betracht; ſo konnten die Markgrafen hier auch auf die Form 
der Belehnung Verzicht leiſten. Bei der Ritterſchaft dagegen blieb die 
vaſallitiſche Verpflichtung gegenüber dem Landesherrn ſtets betont; ſie 
blieb abhängig. Alles Land, das ihr gehörte, alle Grundherrlichkeit, 
die ſie ausübte, war letzten Endes doch immer markgräfliches Lehen: 
hie von müssend sy von recht dienen, wann es ist sold®), | 


1) 1285 beſtätigt Markgraf Otto, daß die Gebrüder von Camenz dem 
Propſte B. von Meißen für das Kloſter Marienſtern ihre Eigengüter verkauft, 
daß ſie vor ihm darauf Verzicht geleiſtet und den Empfang der Kaufſumme 
beftätigt haben; er, der Markgraf ratifiziert den Kauf. (Knothe: Nachleſe maͤrk. 
Urkunden, Mark. Forſch. XIV, 58 ff.; Regeſten Nr. 13858— 1387.) — 1305 bes 
ſtätigt Markgraf Hermann nach Rückkehr von einer Reiſe, daß die Brüder von 
Rochlitz ihre Erb⸗ und Lehngüter dem Kloſter Friedland verkauft und vor 
ſeinen Vertretern reſigniert haben. Er gibt dem Kloſter die proprietas der 
genannten Güter (Riedel A, XII, 414 f.). 

2) S. S. 16, Anm. 5. 

8) S. S. 86, Anm. 2. 
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Schenkungen und Verkäufe der Ritter von dieſem Lehnsgut be⸗ 
durften alſo ſtets der landesherrlichen Zuſtimmung !). Sie konnten 
niemandem die proprietas daran übertragen. Wir haben daher eine 
große Anzahl von Urkunden, die einen Verkauf ritterlichen Gutes 
an geiſtliche Stifter bezeugen und in denen der Verkäufer ſich ver⸗ 
pflichtet, das Gut fo lange zu treuer Hand dem Käufer zu halten, bis 
es dieſem gelungen ſei, vom Markgrafen ſich die poprietas des Gutes 
zu er werben?). 


Aber auch der Begriff des Lehens war ein andrer geworden. Die 
Übung der Markgrafen, öffentliche Hebungen, alſo Renten, als Lehen 
auszugeben, hatte zu einer ſtarken Spekulation geführt. Der Lehens⸗ 
begriff ſank, indem die wirtſchaftliche Bedeutung des Ob- 
jektes hervortrats). Das Lehen wurde vielfach zum Kauflehen. 
Selbſt militaͤriſche Dienſte und Leiſtungen wurden bei der immer wach⸗ 
ſenden vermöͤgensrechtlichen Auffaſſung aller Rechte und Pflichten in 
den Handelsverkehr gezogen, verkauft und verpfändet“). So ähnelten 
manche Grundherrſchaften ſchließlich kleinen Pſeudoterritorien in der 
Unabhängigkeit gegenüber dem Fürſten. Unter der Regierung des 


) 1257 geben die Markgrafen dem Kloſter Zehdenick die proprietas über 
2 Hufen, die ihr Marſchall Albero jenem geſchenkt hat: „sperantes etiam ut 
cum eiusdem fidelis nostri donatio sine nostro consensu posset 
in irritum revocari, a domino .., et gratiam consequi et favorem“ 
(A, XIII, 128; Regeſten Nr. 804). — 1288 überlaffen die Markgrafen dem 
Kloſter 3. 16 Hufen, die Thethardus von Wuſtrau „cum nostra consciencia 
ac permissione dictis sanctimonialibus emptionis titulo dereliquit“ 
(A, XIII, 130; Regeſten Nr. 1457). — 1317 beftätigt Waldemar eine Schen⸗ 
kung feines Truchſeſſen Sloteko: „.. Cum igitur nostri regiminis exigat 
auctoritas, ut ea que tam rationabiliter gesta sunt, per nos debe ant 
merito approbari et approbata confirmari, recepta resignatione libera 
dicti Slothekonis ... dedimus .... (A, X, 233). 

Erbloſes Gut mußte als erledigtes Lehen dem Markgrafen anheimfallen, 
vgl. Spangenberg: Hof⸗ und Zentralverwaltung 207, Anm. 1. — Die Vor⸗ 
mundſchaft über unmündige Söhne verſtorbener Ritter ſcheinen die Markgrafen 
ſich ſtets vorbehalten zu haben. Die Tutel gab dem Ausübenden das Recht 
zur Nutznießung des Gutes (tutela fructuaria); vgl. Riedel A, XIX, 195 f. 
= 1334); A, XXIV, 22 (a. 1336); A, XXIV, 25 (a. 1337); A, XX, 132 ff. 
2. 1319). 

2) 3. B. A, XXII, 13 (a. 1289); A, VII, 48 (a. 1290); A, V, 56 (a. 1296); 
A, XIV, 57 f. (a. 1316); A, I, 131 (a. 1217); A, I, 135 (a. 1324); A, XXII, 
24 f. (a. 1318), 25 f. (a. 1319), 32 (a. 1327); A, V, 114 (a. 1364) (ad fidas 
manus tenere) u. v. a. 

) Lehen wurden jetzt auch an Bauern und Bürger gegeben (vgl. z. B. 
A, XV, 24, 1270). 

) Vgl. Spangenberg: Hof⸗ und Zentralverwaltung 476. — Auch die 
Zahlung der „Lehnbede“ hatte die Ritterſchaft abgeſtreift; ibid. S. 345 f. 
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„prachtliebenden, verſchwenderiſchen“ Markgrafen Waldemar!) wurde 
die Abhängigkeit des Beſitzes der Ritter eine immer lockere. Der prak⸗ 
tiſche Unterſchied zwiſchen Lehen und Eigen wurde vielfach bedeutungslos. 
Es kam jetzt in bezug auf die Ritterlehen dieſelbe Entwicklung zur Er⸗ 
ſcheinung, die ein paar Menſchenalter zuvor den Zerfall des Reichs⸗ 
lehensbandes herbeigeführt hatte?). Im Jahre 1316 verkaufte Mark; 
graf Johann mit Zuſtimmung Waldemars Schloß und Stadt Meſeritz 
an Arnold von Uchtenhagen „cum omnibus pertinenciis, scilicet 
distinctionibus etc.... cum omni iure ac utilitate et iure patronatus, 
cum iudiciis supremis et ymis®), cum omnibus precariis et serviciis, 
prout nobis, dum nostra essent, competebant, debito et con- 
sueto pheudi titulo possedenda.“ Dem Markgrafen wurde nur 
ein befriſtetes Rückkaufsrecht zugeſtanden“). 

Es iſt klar, daß ein ſolches Lehen, das kaum noch ein Hoheitsrecht 
des Leihers beſtehen läßt, über den eigentlichen Lehensbegriff weit 
hinausführt. Die Begriffe Lehen und Eigen ſchließen ſich kaum mehr 
aus. Im Jahre 1306 verkaufen die Markgrafen Otto und Waldemar 
dem Kloſter Heiligengrabe das Dorf Breitenfeld „ius to feudo ac 
proprietatis titulo“ ). 

Eine eigene Stellung nimmt eine Urkunde des Jahres 1303 ein, 
vom Markgrafen Hermann für den Truchſeß Droyſeko von Kröcher, 
eine der hochgeſtellteſten Perſönlichkeiten am Hofe jener Zeit, ausgeſtellt. 
Sie lautet: 

We Hermann... dat wi unsen liven drozten hern Droyseken 
van Crochern und sinen sonen Hanse und Heyneken... hebben 
ghelaten . . eyghen over de gantze dorp Bocholte und Spighel- 
hagen... mit deme hogesten und mit deme sidesten richte und 
mit den kerklenen, mit deme smaltegheden, mit deme pachte, de 
in den dorpen leghet, mit dem tinse und mit alle der gulde und mit 
alle der nut, de uth dessen dorpen velt... den eyghen over de 
nyne molne... vredeliken tu besittene mit alle deme eyghene 
96, Chronik des Pulkewa, Riedel D, 20. 

2) Vgl. Spangenberg: Vom Lehnſtaat zum Ständeſtaat, S. 3, 10 f., 33. 

3) Die Ausdrücke iudicium supremum und iudicium infimum (ymum), 
die bis 1280 etwa überwiegend zur Bezeichnung der verſchiedenen Gerichte ge⸗ 
braucht werden, enthalten von dieſem Zeitpunkt ab auch vermöͤgensrechtliche 
Anſprüche; ſeit der Mitte des 14. Jahrhunderts verſteht man unter ihnen nur 
noch ein bzw. zwei Dritteile der Strafgefälle, welche aus dieſen Gerichten die 
Einnahmen des Markgrafen oder öfter der Grundherren war; vgl. Spangen⸗ 
berg: Hof⸗ und Zentralverwaltung S. 262 f. 

) Riedel A, XXIV, 11 (a. 1316); ſ. z. B. auch A, XXI, 16 (a. 1317). 

5) A, I, 480 (a. 1306); vgl. ferner A, XXII, 24 (a. 1318): ius pheud ale 
sive ipsius molendini proprietas — ius pheodale et proprietatem. 
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und mit aller vriheyt, alse use oldern vor und wi se na beseten 
hebben. . .). 


Es war ein Sonderfall in den brandenburgiſchen Rechts verhaͤltniſſen; 
aber er charakteriſtert die Lage, die Anſprüche der Ritterſchaft. Der 
Vertrag hatte keine praktiſchen Folgen; 20 Jahre ſpäter verkauften 
Droyſekos Söhne dem Heiligen⸗Geiſt⸗Hoſpital in Perleberg dies Eigen⸗ 
tum mit allen Rechten, aller Freiheit und allem Zubehör, wie es 
in dem „Privileg“ des Markgrafen Hermann einſt ihrem Vater über⸗ 
tragen fei?). 

Der veränderte Lehensbegriff, der faſt zum Eigentumsbegriff ge⸗ 
worden, kommt auch in der immer häufigeren Art der Belehnung „zu 
geſamter Hand“ im 14. Jahrhundert zum Ausdruck; er zeigt ſich be⸗ 
ſonders in der Entſtehung der „Herrſchaften“, auf die noch mit ein paar 
Sätzen hingewieſen ſei. Die Herrſchaften haben ſich aus der extremſten 
Form der Grundherrſchaft entwickelt. Es find größere geſchloſſene 
Bezirke in der Hand eines mächtigen, niederadligen Ritters, in denen 
von einer praktiſchen Ausübung markgräflicher Hoheitsrechte nicht mehr 
die Rede iſt. Wie einſt im Lehnſtaat, haben ſich intermediäre Gewalten 
hier zwiſchen Herrſcher und Volk Hochgerichtet?). Zwar bleiben die Be⸗ 
ſitzer ſolcher Herrſchaften Lehnsleute und Untertanen der Markgrafen; 
aber wie weit ihr Selbſtändigkeitsgefühl zuweilen ging, erhellt daraus, 
daß ſie nicht nur mit den Markgrafen über ihre Verpflichtungen ver⸗ 
handelten, ſondern auch mit fremden Fürſten Dienſtverträge und Kriegs; 
bünd niſſe ſchloſſen. 


Die fortſchreitende Verſelbſtändigung der Ritterſchaft blieb nicht 
ohne Einfluß auf die Verwaltung des Landes. Die Rechtsverhältniſſe 
der Minifterialität hatten fie ſcheinbar zum Beamtentum im Terri⸗ 
torium praͤdeſtiniert; die neue Amterverfaſſung hat gerade durch den 
Rückhalt, den ſie an der Dienſtmannſchaft der Fürſten fand, in ihren 
Anfängen die nötige Verſteifung erfahren. 

Aber die ausſichtsreiche Blüte, die ſich hier in der neuen territo⸗ 
rialen Verwaltungsorganiſation zu entfalten ſchien, war doch bald 


1) Riedel A, I, 125 f. (a. 1303). 
2) A, I, 134 f. (a. 1323). Das Kloſter holte ſich fpäter aber doch die Ber 
ſtätigung vom Markgrafen Ludwig. Er billigte nach Einſichtnahme in das 
Privileg den Verkauf und übertrug dem Kloſter nochmals ausdrücklich die 
proprietas (A, I, 135 f., a. 1325). 

3) Vgl. Spangenberg: Vom Lehnſtaat zum Ständeſtaat 55, 33 f., 35, 37. 
— Schon 1279 erhält Dietrich von Kerkow für die Reſignation des Schloſſes 
Schildberg das Schloß Boitzenburg mit zo nahegelegenen Dörfern zu Lehens⸗ 
beſitz (Riedel A, XIII, 318). 
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wieder abgeknickt worden. Gerade auf brandenburgiſchem Boden ift 
zufrühſt das eigentliche Miniſterialenweſen aufgegeben worden. Es 
ſchwand vor dem ſiegreichen Durchdringen des Lehnsweſens, das aller⸗ 
dings dabei ſelber mancherlei Wandlungen ſeines innerſten Weſens 
erfuhr. Die Feſtigkeit des Lehnsbandes, das den einzelnen an die Perſon 
des Fürſten feſſelte, ließ bald nach mit der zunehmenden Ausdehnung 
des Territoriums, mit dem Anwachſen wirtſchaftlicher Intereſſen und 
einem dem entſpringenden verſtaͤrkten Ind ivid ualitätsbeſtreben. Der 
Lehnseid des Vaſallen genügte nicht mehr als ideelles Fundament 
der territorialen Verwaltung. So ging jetzt die Tendenz dahin, einen 
engeren Kreis ausgeſuchter Männer zu bilden, denen man die Auf⸗ 
gaben der zentralen Verwaltung und Politik anvertrauen könne !). 
In dem „Rat“ ſchufen ſich die Markgrafen die Grundlagen eines ganz 
neuen Beamtentums, das allerdings vorerſt noch auf die oberſten⸗ 
Stellen beſchränkt blieb?). Der Treueid des Lehnsmannen aber ging 
jetzt allmählich in den Dienſteid des Beamten über. 


Bei den unteren Stellen der Verwaltung waren die Amter unter 
dem Einfluß des Feudalismus ſchon ſehr bald unter dem Geſichtspunkt 
eines nutzbaren Rechtes angeſehen worden. Es iſt wahrſcheinlich, daß 
die Markgrafen ſelber ſchließlich aus den Amtsbeſtallungen ein Gefchäft 
gemacht haben; die Amter, die anfangs wohl auf Lebenszeit oder auf 
eine längere Reihe von Jahren vergeben wurden, tat man jetzt nur 


1) Eine Parallele in der allmählichen Einſchränkung auf einen engeren 
Kreis dürfen wir wohl für den Begriff der „familia“ und des „familiaris“ aus 
den ſpaͤrlichen Zeugniſſen herausleſen. Er erſtreckte ſich anfangs wohl auf alle 
Miniſterialen und zum Hofhalt gehörige Perſonen (vgl. A, V, 21 f., a. 1188; 
ſ. S. 10f; A, VIII, 115 f., a. 1187: Cunradus filius burggravii Sifridi de Arne- 
burg ex familia ipsius marchionis — er war Kapellan Ottos II.), konnte ſich 
wohl auch auf die geſamte Vaſallenſchaft ausdehnen (vgl. B, I, 5, a. 1212). 

Die Einengung des Begriffes macht ſchon die Urkunde über die Beilegung 
des Zehntſtreits zwiſchen den Markgrafen und dem Biſchof von Brandenburg, 
1238, kenntlich (A, VIII, 151 ff.); es werden Konventionalſtrafen feſtgeſetzt 
„si aliquis de familia marchionum vel advocatus vel bedellus vel alius qui- 
cunque extraneus in rebus aut hominibus ecclesie dampnum aut iniuriam 
fecerint....‘“ In einer Urkunde von 1244 (A, VIII, 156 f.) wird von folchen 
Vaſallen geſprochen, die „extra nostrum . cottidianum obsequium con- 
stituti.“ Es bildet fih der Begriff einer familia specialis, vgl. A, V, 45 (a. 1282); 
A, II, 305 (a. 1238); B, I, 89 f. (a. 1266); A, XI, 8 (a. 1271); B, I, 171 (a. 
1283). Als 1275 Graf Helmold von Schwerin, 1285 Pribeko von Belgard mit 
den Markgrafen Dienſtvertraͤge abſchließen, werden fie in die familia aufge⸗ 
nommen (B, I, 13 f., a. 1275; B, I, 185, a. 1285). 

2) Wir gehen auf all dies natürlich nicht näher ein; es iſt abſchließend 
unterſucht worden von Spangenberg: Hof⸗ und Zentralverwaltung S. 20 ff.; 
Derſ.: Vom Lehnſtaat zum Stäͤndeſtaat, S. 61 ff. 
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auf kurze Zeit aus; ſeit den vierziger Jahren des 13. Jahrhunderts 
hören wir immer häufiger, daß die Vögte ihr Amt „auf Zeit“ erhalten 
hätten!). Der Amtsbereich der Vögte hat ſich ſpäterhin immer mehr 
zerſplittert; die Vogteien wurden durch zahlreiche Exemtionen, Stadt⸗ 
gerechtigkeiten, Grundherrſchaften uſw. zerſchnitten und aufgelöſt; es 
blieben von ihnen ſchließlich nur noch die ſog. Domänenämter. 


V. 


Mehrfach begegnen wir in brandenburgiſchen Urkunden aus der 
zweiten Hälfte des 13. und aus dem Beginn des 14. Jahrhunderts 
der Bezeichnung „ministerialis“, obwohl, wie wir darzulegen vers 
ſuchten, von einem Fortleben der Miniſterialität auf dieſem Boden 
nicht die Rede ſein kann. 


In der Urkunde für Pritzwalk vom Jahre 12562) und in den Bede⸗ 
verträgen von 1280 und 12825) fanden wir die Formel: Miniſterialen, 


1) Es heißt dann: „tune temporis advocatus“ oder „advocatus qui 
pro tempore fuit“; vgl. A, V, 29 (a. 1207) (wohl alles Miniſterialen des Grafen 
von Oſterburg); B, I, 23 f. (a. 1244); A, XIV, 3 f. (a. 1247); A, XXII, 369 f. 
(a. 1254); A, II, 202 (a. 1263); A, III, 93 (a. 1275); A, XIV, 24 (a. 1280); 
A, XV, 25 f. (a. 1281); B, I, 154, 159 f. (a. 1282); A, III, 94 f., B, I, 174, 
A, VII, 408 (a. 1284) u. v. a. 

Auch der Titel officiales, officiati wird in dieſer Zeit ſehr gebräuchlich. 
Zweimal finde ich officiales wahrſcheinlich auch auf Hofbeamte angewandt: 
A, XXIV, 338 (a. 1285); A, XV, 58 (a. 1310), 

Die Hofämter am markgräflichen Hofe waren nichts Urgewachſenes; fo 
iſt auch von einer Erblichkeit dieſer Stellen im 12. und 13. Jahrhundert nichts 
zu ſpüren. Sie waren anfangs auch wohl auf Lebenszeit verwaltet (unter 
Otto II. iſt dapifer ſeit 1193 ein Heinrich, pincerna ein Rudolf; Albrecht II. 
bringt in ſeinem Hofhalt einen dapifer Theodericus, einen pincerna Heinricus 
mit; doch verbleiben die erſtgenannten ebenfalls in ihrer Stellung). Im letzten 
Viertel des 13. Jahrhunderts ſcheinen Hofämterwärben als reich dotierte Poſten 
und gute Pfründen vor allem den vertrauten Ratgebern der Markgrafen zugute 
gekommen zu ſein. Vielleicht wurden ſie auch „in Entrepriſe“ vergeben (vgl. 
Droyſen: Geſchichte der preußiſchen Politik I, 35). Vielfach finden wir zu glei⸗ 
cher Zeit mehrere Perſonen als Inhaber eines Amtes: 12511260 werden z. B 
als Marfhälle Walter von Königsmarck und Albers von Brunchow und Hein⸗ 
rich von Sidow, 1261 Albero und Eierto von Drewitz genannt. Seit 1280 
iſt Doppelbeſetzung beſonders des Schenken⸗ und Truchſeſſenamtes häufig. 
Man muß jetzt auch die Hofämter der einzelnen markgräflichen Linien unter⸗ 
ſcheiden. Auch fremde Dynaſten haben ſeit Beginn des 14. Jahrhunderts zu⸗ 
weilen ein Hofamt ausgeübt. 

Spangenberg: Hof⸗ und Zentralverwaltung, S. 46 ff. hat die Zeugniſſe 
über die Hofbeamten in der Mark zuſammengeſtellt. 

2) S. S. 67. 

8) S. S. 83f. 
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Ritter und Knappen. Im Jahre 1292 ſchenkten die Markgrafen 
Otto und Konrad von der johanneiſchen Linie die Kirche zu Berge dem 
Kloſter in Hilbegerode; als Zeugen dienten: „Otto de Pouck — Otto 
de Ylburch — Otto de Depense — Conradus de Redere — Fredericus 
de Ostrowe — Borchardus niger de Irkesleve — Albertus de 
Clepzk ministeriales nostri et alii quam plurimi fide dignil“. 
Die Genannten find angeſehene Höflinge; Friedrich von Oſtrowe iſt 
unbekannt. 

Im Jahre 1308 befreien die Markgrafen Otto und Waldemar 
von der johanneiſchen Linie Stendal von der Zahlung von 80 M. Rente, 
die der Edle Buſſo von Barby bisher bezogen, die ihm aber nach ſeinem 
Eintritt in einen geiſtlichen Orden aberkannt ſind, „et nobis (sc. den 
Markgrafen) adiudicati, presentibus principibus, baronibus, mini- 
sterialibus, militibus atque multis aliis hominibus fidei testi- 
monio decoratis?)“. 

Daß Markgraf Waldemar einen Miniſterialen im Jahre 1317 der 
Abtiſſin von Quedlinburg ſchenkte, wurde bereits befprochen?). Noch 
im Jahre 1337 werden in einer Urkunde des Biſchofs von Branden⸗ 
burg für den Biſchof von Havelberg genannt: „Testes huius rei sunt 
strenui milites et ministeriales dominus Johannes de Buch, 
Hinricus de Alvensleve, Jordanus de Nendorp ... ). Johann von 
Buch und Heinrich von Alvensleben gehören zu den angeſehenſten 
Rittergeſchlechtern der Mark; Jordanus von Neuendorf iſt der Bruder 
des Biſchofs Ludwig von Brandenburg'); beide entſtammen einer bes 
kannten braunſchweigiſchen Miniſter ialenfa milie. 

Bei den Beiſpielen von 1256, 1280, 1282, 1308 glaubt v. Sommer⸗ 
feldes) unter den Miniſterialen nicht jeden Dienſtmann ſchlechthin, ſon⸗ 
dern Hof⸗ und Landesbeamte zum Unterſchied von den übrigen Mannen 
verſtehen zu ſollen. Dieſe Erklarung iſt einleuchtend) und ließe ſich 
wohl auch auf die Beiſpiele von 1292 und 1337 anwenden. Bedenken 
gegen dieſe Annahme aber macht doch jene Stelle aus dem Bedevertrage 
von 12828): Preterea ne civitatis et terre memorate ministeria- 
libus, vasallis necnon inhabitatoribus universis in suis bonis 


1) Riedel A, VII, 305 f. (a. 1292). Krabbo; Regeſten Nr. 1555. 
> 83 A, XV, 55 (a. 1308); zur Rechtshandlung vgl. Sſp. Ldr. I, 25, 5 3. 
) S. S. 78. 
4) Riedel A, VII, 86 (a. 1337). 
5) Vgl. A, VIII, 250 f. (a. 1340). 
6) A. a. O. S. 146, Anm. 1. 
7) Doch hätte v. Sommerfeld dann konſequent dieſe Stellen nicht gerade 
zum Beweiſe für das Fortbeſtehen der Minifterialität verwenden dürfen! 
s) A, XIV, 26 f.; ſ. S. 84 f. 
G. Winter, Die Miniſterialität in Brandenburg. 7 
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causisque quibuslibet a nobis vel ab advocatis nostris iniuria 
ulterius inferatur, ita a nobis est statutum, quod nos duos eligere 
debeamus eiusdem terre milites, qui consiliarii nostri non sint... 
Hier ſind ja die „Miniſterialen“ in Gegenſatz zu den Hof⸗ und Landes⸗ 
beamten, den advocatis und den consiliariis geſtellt. Aber man erſieht 
doch deutlich aus allen Fällen, daß ihnen eine Vorrangſtellung vor den 
übrigen Rittern und Knappen eingeraͤumt wird; haben wir vielleicht 
hier die Anfänge einer wenigſtens geſellſchaftlichen Sonderung der 
Vaſallenſchaft in zwei Klaſſen vor uns? Daß Ähnliches damals tat⸗ 
ſächlich geſchah, erſehen wir auch andernorts: in einem Vertrag zwiſchen 
den Markgrafen und dem Biſchof von Meißen von 1272 iſt von den 
senioribus et melioribus terre die Rede, bei denen in gewiſſen 
Streitfragen Auskunft und Entſcheid geholt werden ſolle; in dem Bede⸗ 
vertrag von 1281 ſteht die Beſtimmung, daß die Kommiſſionsmit⸗ 
glieder ihre Entſcheidungen „auditis potioribus et senioribus 
terre“ treffen ſollen. Im Jahre 1315 gibt Markgraf Johann einen 
Auftrag feinen „potentibus et officialibus“; 1334 hören wir von 
den „Ratgebern, Vögten, Beamten und den Mächtigen des Mark⸗ 
grafen Ludwig !). 

Die Scheidung von ministeriales und milites in unſern Urkunden 
darf natürlich nicht verglichen werden mit den beiden großen Standes⸗ 
gruppen, die man in Sſterreich unter dieſen Bezeichnungen begreift. 
Aber ſie ſteht m. E. durchaus in Parallele zu den Verhältniſſen auf 
thüringiſchem Boden, die His in einem Aufſatze „Zur Rechtsgeſchichte 
des thüringiſchen Adels“ behandelt hat?). Unter den Dienſtmannen 
ſtehen auch dort die einfachen milites, auch wohl castrenses genannt: 
der Name ministerialis iſt ſeit der zweiten Hälfte des 13. Jahr⸗ 
hunderts ein auszeichnender Zuſatz zu den Namen ange⸗ 
ſehener Vaſallen geweſen. Dieſe Anſchauung muß m. E. auch 
auf die brandenburgiſchen Beiſpiele von 1256, 1280, 1282, 1308, 1337 
angewandt werden; bei der Urkunde von 1292 kann auch eine Amts⸗ 
ſtellung bei Hofe auf die Nennung der „Dienſtmannen“ von Einfluß 
geweſen ſein. 

Man könnte allerdings fragen, ob nicht doch etwa, ahnlich wie in 
Süddeutſchland, auch lehnstechniſche und lehnsrechtliche Gründe für 
eine gewiſſe Klaſſenſpaltung der maͤrkiſchen Ritterſchaft maßgebend 
geworden find. Dies Problem der Entwicklung des Lehnsweſens im 


1) B, I, 113 f. (a. 1272); C, I, 10 ff., vgl. S. 84 (a. 1281); A, IX, 12 f. 
(a. 1315); A, IX, 23 f. (a. 1324 24). 
2) R. His, geitſcht. d. Vereins f. Thüring. Geſch. u. Altertumsforſchung 


XII, ff. 
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Territorium nötigt uns, wieder weiter auszuholen und der Erörterung 
der Heerſchildordnung im alten Lehnsrecht uns zuzuwenden. 


Heck glaubte, bei richtiger Würdigung der fachlichen Bedeutung 
der Heerſchildordnung in ihr nichts anderes als eine Gliederung der 
militäriſchen Rangſtufen, die Ordnung der militäriſchen Hierarchie 
im Reichsheere des Mittelalters ſehen zu dürfen!). Er zieht den kühnen 
Vergleich zwiſchen den Heerſchildſtufen und den Klaſſen der Generäle, 
Stabsoffiziere und Subalternoffiziere einer modernen Truppe. Schild⸗ 
niederung ſei einer militäriſchen Degradation vergleichbar geweſen. 
Wenn Homeyer?) und Ficker?) auf Grund des „Kontrollbildes“ der 
Urkunden zu der Anſicht gelangt waren, daß Eikes Schildordnung für 
das tatſächliche Leben nicht durchgängig feſte Norm geweſen ſei, fo 
verſucht Heck auch beim Lehnrecht, durch neue Interpretation der Heer⸗ 
ſchildſtufen, durch neue Verteilung der Freien und Miniſterialen auf fie, 
die Übereinſtimmung des Spiegelbildes mit den geugniſſen der Wirk⸗ 
lichkeit zu erweiſen. 


Ich halte Hecks Anſicht von der En der Heerfhildordnung 
für einſeitig. Es verbergen ſich m. E. hinter dem Lehnsweſen Ent⸗ 
wicklungszüge, die nicht nur von militäriſchen, ſondern vielleicht noch in 
ſtarkerem Maße von ſtandesrechtlichen und ſozialen Geſichtspunkten 
gewertet werden müſſen. 


Heck ſieht im Sachſenſpiegel die ſichere Nachricht, die am weiteſten 
zurückführt, dafür, daß die Miniſterialen Gleichberechtigung im Lehn⸗ 
gericht und damit den vollen Heerſchild erlangt hatten“). Denn 
Sachſenſpiegel, Lehnrecht 2, d 1 beſtimme: 

Papen, wif, dorpere, koplüde, unde alle die rechtes darvet 
oder unecht geboren sin, unde alle die nicht ne sin von ridders 
art von vader unde von elder vadder, die solen lenrechtes 
darven. 


Die aufgezählten Mängel nun träfen auf Miniſterialen nicht zu; 
alſo könnten ſie vollkommene Lehnsfähigkeit haben. Auch Hecks Schluß 
aus Lehnr. 63, § 1 iſt nur ein Schluß e silentio; es heißt dort: 

Svelk gut deme manne ane manschap gelegen wert, dat 
ne het nen recht len, also dat gut dat die herre sime dienst- 
manne liet ane manscap to hoverechte; dar sal he hoverechtes 
af plegen und nicht lenrechtes. 


1) Heck: Der Sachſenſpiegel und die Stände der Freien, S. 599 ff. 
) Homeyer: Syſtem des Lehnrechts, S. 295. 
3) J. Ficker: Vom Heerſchilde, S. 200 
5) Heck a. a. O. S. 605 ff. 
75 
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Hierin liege „unmittelbar“ ausgeſprochen, daß auf Lehen, welches 
der Miniſteriale mit Mannſchaft erhalte, das allgemeine Lehnrecht 
Anwendung fand. „Deshalb“ werde im ganzen Lehnrecht jede Bezug⸗ 
nahme auf Freiheit und Unfreiheit auffällig vermieden. — Ich kann 
Heck nicht folgen; ich ſehe hier nur eine Gegenüberſtellung vom echten 
Lehen der freien Vaſallen und vom Hoflehen, wie es der Dienſtmann 
empfange. Nach Heck beweiſe noch eine dritte Stelle des Sachſenſpiegels, 
daß im Heerſchild auch an Dienſtmannen gedacht ſei: 

Sſp. Lehnr. 68, § 9: Jewelkes herren man hevet bute na 
siner bort; wat aver jewelkes mannes bute si, des mut man 
in künde komen in deme buke dat von lantrechte seget. 


Sſp. Ldr. III, 45 bringt nun Wergeld und Buße aller Klaſſen 
der Freien; an die Miniſterialen iſt dort ſo wenig wie hier gedacht!). 

Das ſind Hecks Beweiſe. Nach ſeiner Meinung ſind die Dienſt⸗ 
mannen als im ſiebenten Heerſchild ſtehend gedacht?), denn nach dem 
Rechtsbuche könne man nicht annehmen, „daß der Unterſchied von 
Vollfreiheit und Unfreiheit oder Minderfreiheit jede Bedeutung für 
die militäriſche Rangordnung verloren hatte“. Wolle man alſo etwa 
mit Ficker Miniſterialen in den fünften Schild ſchon ſetzen, fo fländen 
ſie ja über den freien Mannen des ſechſten und verteilten ſich zugleich 
über drei verſchiedene Stufen. Man finde in den Quellen niemals, 
daß ein Miniſteriale Lehnsherr eines Freien ſei. Heck weiſt die Dienſt⸗ 
mannen deshalb dem ſiebenten Schilde zu; wenn man unter ihnen 
mannigfache Lehns verbindungen wahrnehme, fo erkläre ſich dies daraus, 
daß für fie eine Schild niederung insgeſamt nicht mehr in Betracht kam. 

Man hat bisher ſtets in die vom Sachſenſpiegel gegebene Heer⸗ 
ſchildordnung auch die Miniſterialen miteinbezogen, weil es feſtſtand, 
daß zur Entſtehungszeit des Rechtsbuches die Dienſtmannen durchaus am 
Lehnsband teilhatten, und weil man nicht annehmen wollte, daß eine 
fo wichtige Gruppe ganz unberückſichtigt geblieben ſei. Für Molitor 
war hierbei die Sachlage recht einfach gegeben; er verſteht ja unter den 
Schöffenbaren auch die Miniſterialen neben den Schäffenbarfreien und 


1) Dort auch die Beſtimmung: freien Herren und Fürſten gebe man die 
Buße in Gold, Schöffenbarfreien in Silber. 

2) Die Heerſchildtafel in Sſp. Ldr. I, 3, $ 2 lautet: Tu dirre selven wis 
sint de herschilde ut geleget, der de koning den irsten hevet; de biscope 
unde ebbede unde ebdischen den anderen; die leien vorsten den dridden, 
sint se der biscope man worden sin; die vrien herren den vierden; de 
scepenbare lüde unde der vrienherren man den veften; ire man 
vort den sesten. Alse de kristenheit in der seveden werlt nene stedichkeit 
ne weit, wo lange se stan sole, also ne weit man ok an dem seveden scilde, 
of he lenrecht oder herschilt hebben moge. 
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kommt fo ſelbſtverſtändlich dazu, die Miniſterialen dem fünften Heer; 
ſchild zuzuweiſen; auch wer dieſer Annahme nicht folgen wollte, käme 
praktiſch zu keinem andern Reſultat!). Ich finde aber keine Veranlaſ⸗ 
ſung zu der Anſicht, daß Eike im Lehnrecht überhaupt die Dienſtmannen 
berückſichtigt oder ſtillſchweigend mit einbezogen habe. Keine Beſtim⸗ 
mung des Lehnrechts iſt durch die Miniſterialität beeinflußt. Warum 
will man ſich nicht an Lehnr. 63, $ 2 halten: 


Durch die manichvalde tveunge irs rechtes so ne spreke 
ik von irme rechte nicht vorbat, wen under jewelkeme bischope 
unde abbede unde ebbedischen seget in die dienstmanne sünder- 
lik recht to. 


Hier ſtehen die Dienſtmannslehen im vollſten Gegenſatz zu den 
Mannlehen; von einer Einordnung der Miniſterialen in den Heerſchild⸗ 
verband iſt keine Rede. In Sachſen find echte Lehen in größerer Haͤufig⸗ 
keit an Dienſtmannen wohl erſt ſeit der Mitte des 12. Jahrhunderts 
gegeben worden)). 


Auch Ficker glaubte, daß in der Heerſchildordnung und im Lehn⸗ 
recht die Miniſterialen berückſichtigt ſeien. Auch ſeine Gründe ſind nur 
negatives). Nirgends ſei die Freiheit als Erfordernis für den Heer⸗ 
ſchild beſonders betont. Ahnlich wie Heck meint er, Lehnr. 63, $ı 
(ſ. S. 99) ſchließe nicht aus, daß Dienſtleute auch Lehngut haben konnten. 
Sein Hauptgrund iſt aber der: wir erſähen doch aus den urkundlichen 
Zeugniſſen zur Zeit des Sachſenſpiegels, daß die ritterbürtigen Dienſt⸗ 
mannen am Heerſchild teilhatten; alſo habe das Lehnrecht nicht vor 
der landrechtlichen Schranke Halt gemacht; ministeriales und milites 
ſeien zwei ſich geradezu deckende Begriffe geweſen. Ficker ſtellte die 
Dienſtmannen deshalb in den fünften und ſechſten Schild; er ſah in 
ihnen „die Mannen der freien Herren“). Wolle man in den Schöffen⸗ 
baren des fünften Schildes unbelehnte, in den Mannen der freien 
Herren belehnte Schöffenbare ſehen, fo ſetze das die Annahme voraus, 
daß die Heerſchildſtufen nicht nur eine rein lehnrechtliche, ſondern auch 
landrechtliche Bedeutung gehabt haben. Allerdings ſei auch nicht zu 
verkennen, daß Heerſchild und landrechtlicher Stand eng miteinander 
verknüpft ſeien, daß jeder Schöffenbarfreie auch ſchon vor Eintritt in 
ein Lehnsverhältnis eine ganz e Stellung zur Heerſchildordnung 
einnehme. 


1) Molitor: Der Stand der Miniſterialen ... S. 164 ff.; vgl. S. 55 ff. 
2) Ficker: Vom Heerſchilde, S. 179. 

3) ibid. 174 ff. 

4) ibid. S. 158 ff. 
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Ich bin der Anſicht, daß Miniſterialen in keinen Schild mitein⸗ 
bezogen gedacht ſind. Zwei Momente beſtimmen tatſächlich die fünfte 
Stufe: landrechtlicher Stand und Lehensbeziehung. Zu ihr gehören 
die Schöffenbarfreien und die durch Schild niederung dem fünften Schild 
zugewieſenen freien Herren!). Der ſechſte wird nur durch lehnrechtliche 
Momente beſtimmt; in ihm ſtehen die durch Lehennahme von Genoſſen 
und von freien Herren des fünften geniederten Schöffenbaren. Auch 
die Heerſchildordnung fußt auf einem gerade durch Nichtberückſichtigung 
der Dienſtmannen lückenloſen Syſtem. 

Nach Fickers Anſicht gehören der ſechſten Schildſtufe Schöffenbar; 
freie und Miniſterialen zu, die ihren Schild geniedert haben (Mini⸗ 
ſterialen ſei alſo auch aktive Lehnsfähigkeit eigen geweſen). Aber er 
muß doch konſtatieren?), daß, je mehr ſich die Unterſuchung den unteren 
Stufen der Lehnsverbindungen nähere, deſto unſicherer der Boden werde, 
auf dem ſie ſich bewege. Die praktiſchen Ergebniſſe ſtimmten nicht 
mehr mit der anſcheinend fo ſtrengen Form der Rechtsſatzungd); über 
den ſiebenten Schild könne man nichts ausſagen; man müſſe wohl 
annehmen, daß die Zahl der ſtatthaften Lehnsverbindungen (7) dem 
tatſächlichen Vorkommen in Sachſen entſprochen habe, wenn auch das 
Abliche und Urſprüngliche nur die Sechszahl geweſen fein werde). 

Das Erlöfhen der allgemeinen Wehrpflicht der Freien war der 
Beginn einer neuen Entwicklung geweſen. Die ihrem ritterlichen Beruf 
lebenden Freien ſonderten ſich mählich von der bäuerlichen Bevölkerung. 
Aber die ſoziale Verſchiebung machte hier noch nicht Halt. Unterſchiede 
des Beſitzes waren entſtanden; größere Komplexe waren in wenigen 
Händen vereinigt. In den wirtſchaftlichen Folgen war dieſe Entwick⸗ 
lung zu einem Teil wieder ausgeglichen durch das Entſtehen mancherlei 
Leiheverhältniſſe. Die Leiheverhältniſſe höherer Ordnung, in denen die 
ritterliche, freie Bevölkerung ſich bewegte, hatten im Lehnsweſen öffent⸗ 
lich⸗ rechtliche Bedeutung erlangt); mit dem Beginn dieſes Lehnsweſens 
ſetzt auch die Bildung eines neuen Rechtes ein, das ſich parallel und 
in ſteter Wechſelwirkung mit dem Landrechte entwickelte. So wurden 


1) Bzw. belehnte Schöffenbarfreie; vgl, Heck a. a. O. S. 603 ff. 

) Ficker a. a. O. S. 180 ff. 

3) Das ſtraffe Syſtem der Klaffifisierung wird geradezu wieder vernichtet 
durch das Zugeſtaändnis, daß auch jedes Eigen bis in die ſiebente Hand verleih⸗ 
bar ſei; vgl. Lehnr. 71, $ 6. 

) Auf die fpätere Annahme der Siebenzahl möge das Streben nach der 
Parallele zu den Weltperioden und Sippenzahlen eingewirkt haben. — Der 
Vetus auctor de beneficiis ſagt II, $ 69: beneficium usque in sextam manum 
descendit. I 

5) Vgl. Brunner: Grundzüge der deutſchen Rechtsgeſchichte 1919, S. 29 ff: 
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die Lehensbeziehungen das Maß einer ſozialen Unterſcheidung, die nach 
begrifflicher, ſtandesrechtlicher Klärung drängte. Dieſe jüngere Ent⸗ 
wicklung mußte einmal an die Stelle der alten landrechtlichen Geburts⸗ 
ſtaͤnde eine neue Volksgruppierung nach Macht, Beſitz und Beruf ſetzen. 
Die ſtaatsrechtliche Unterſcheidung des neuen Reichs fürſtenſtandes vom 
altem Amtsadel war das Reſultat ſiegreichen Vordringens des neuen 
Rechtes. 

Schwerer war dieſer Sieg zu erlangen, wo es ſich anfangs wohl 
um reine Beſitzunterſchiede, nicht auch Unterſchiede in der Amtsſtellung 
handelte, alſo in den Beziehungen zwiſchen „freien Herren“ und „Schöf; 
fenbarfreien“. Es wird uns klar, weshalb die Heerſchildordnung uns 
gerade im fünften Schild ein doppeltes Prinzip der Zahlung übermittelt: 
Die Lehre von der Schild niederung war Anlaß oder Verſuch, die ſtandes⸗ 
rechtliche Abſchließung der beiden Lehnsklaſſen zu feſter Geltung zu 
bringen. Im Landrecht haben wir erſt ein ſchwaches Anzeichen dafür, 
daß man dieſem Ziel näher kam; es iſt der feine Unterſchied, der in der 
Bezahlung der Buße für freie Herren und Schöffenbarfreie gemacht 
wird!). Die Schranken, die der Satz von der Schild niederung errichtete, 
haben ſich auch für die Klaſſe der freien Herren als abgrenzend erwieſen. 
Schild niederung kam hier wohl felten vor. Aber den Schlußſtein in 
dieſe Entwicklung hat doch erſt die Entſtehung des Territorialſtaates 
gebracht; jetzt traten wirkſame ſtaatsrechtliche Momente hinzu, die die 
geburts⸗ und rechtsſtändiſche Abſchließung der Freiherren von den 
gewohnlichen Rittern erwirkten. 


Aber noch bevor das Reichslehnsband durch die territoriale Ent⸗ 


wicklung zerriſſen wurde, war das Heerſchildſyſtem auf den unterſten 
Stufen angeſplittert. Die Formen des Lehensweſens hatten ſo allge⸗ 
meine Gültigkeit erlangt, daß ſie in ihrer allzu häufigen Anwendung 
das innere Weſen des Feudalismus ſchließlich erſtickten. Das wirtſchaft⸗ 
liche Moment in den Lehensbeziehungen überwucherte?); der Boden und 
Bodenrenten wurden zu Spekulationsobjekten. So konnte die Stei⸗ 
gerung der allgemeinen Wirtſchaftsverhältniſſe auch zu einer Mehrung 
der Lehensbeziehungen zwiſchen den ritterlichen Freien führen. Das 
Moment der Schild niederung trat auf dieſer Stufe mehr und mehr 
zurück; es hatte auch keine rechte praktiſche Bedeutung; der Beſitz der 
Freien war im großen Ganzen doch zu gering, als daß noch die Abſon⸗ 
derung einer neuen Standesklaſſe unter ihnen möglich geworden wäre. 

Und dieſer Zeitpunkt, wo das, was in der Heerſchildordnung zu 
feſtem Syſtem geworden war, auf der unterſten Stufe gerade wieder 


1) S. S. 4 
) Vgl. v. Halinger: Die Schöffen barfreien des Sachſenſpiegels, S. 260 ff. 
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auseinander zu brechen drohte, iſt es, den das ſächſiſche Lehnrecht gleich⸗ 
ſam in einer Momentaufnahme feſtgehalten hat. Eine Konzeſſion an 
die ſchon offenbar werdenden neuen Verhältniſſe iſt es, wenn der Spiegler 
ſchwankt, ob er nicht einen ſiebenten Schild den im alten Syſtem nur 
möglichen ſechs angliedern ſolle. Zwiſchen Heerſchild und landrechtlicher 
Volksgliederung beſteht ein enges Verhältnis. Aber die ganze Eins 
heitlichkeit in dem hiſtoriſchen Rechtsgebäͤude war doch nur fo lange, 
als die Miniſterialität unbeachtet blieb. 

Der Eintritt der Dienſtmannen in das Lehensſyſtem mußte die 
Zerſetzung des alten Lehensweſens noch beſtaͤrken. Ein Vaſallitäts⸗ 
verhältnis, das ſie zu einem fremden Herren eingingen, fand ſeine 
Begrenzung ſtets in ihrer Gebundenheit gegenüber ihrem Herrn. Ein 
Lehensverhältnis zwiſchen zwei Dienſtmannen desſelben Herrn konnte 
keine Wirkungen nach der ſtandesrechtlichen Seite hin haben!). Der 
Begriff der Schild niederung mußte überhaupt ſeit dem Eintritt des 
miniſterialiſchen Elementes in den Lehnsverband auf jenen Stufen 
ein rein akademiſcher werden. Ob man die Dienſtmannen jemals dem 
ſiebenten Schild zugewieſen haben wird, wie Heck meint, iſt doch mehr 
als zweifelhaft; ich glaube mit Ficker?), daß man im praktiſchen Leben 
in den Reihen der Schöffenbarfreien und der Miniſterialen ſich kaum 
mit Erwägungen betreffs der Schildſtufe abgemüht haben wird. 

Die Umwandlung der ſtaatsrechtlichen Verhältniſſe führte auch 
für das Lehensweſen eine neue Epoche herauf. Das Reichslehnsband 
wurde erſetzt durch das territoriale. Innerhalb der Vaſallenſchaft der 
Territorialherren hat ſich keine neue heerſchildgemäße Abſtufung 
entwickelt; der Rückhalt der alten landrechtlichen Gliederung hätte ihr 
gefehlt. Ehemalige Bedenken gegen Lehens verbindungen der Genoſſen 
waren von politiſchen und wirtſchaftlichen nova beſeitigt. Das Syſtem 
der Heerſchildordnung war erſetzt durch die ſtaatsrechtliche Gliederung 
in Fürſten, hoher Adel, Ritterſchaft. 

Wir ſahen an der Entwicklung in Brandenburg, wie dann das 
vaſallitiſche Moment des Lehensweſens in den Beziehungen zwiſchen 
Fürſt und Ritter immer mehr zurücktrat. Das Lehensweſen erfuhr 
eine fortſchreitende Materialiſierung; Lehngut wurde in ausgedehntem 
Maße in den Wirtſchaftsverkehr gezogen. „Vielleicht hat es nie in 
einem deutſchen Lande ſo viel Privatlehen gegeben als in der Priegnitz“ 
urteilt Riedel (wohl hauptſächlich auf Grund des Materials aus dem 


1) 5 zwiſchen milites waren Br ſ. v. Zallinger 


a. a. O. S 
2) gicer : a. O. S. 200 
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14. Jahrhundert)). Es gab wahrſcheinlich mehr Privatlehen als ſolche 
vom Landesherrn; das Lehen im Privatverkehr war zum Kauflehen 
geworden. Brüder und Vettern belehnten ſich untereinander; an Schild⸗ 
niederung wurde dabei nicht gedacht). 

Die Theorie von den Heerſchildſtufen hat im 13. Jahrhundert 
noch einmal dazu gedient, einer neuen Gliederung, die ſich innerhalb 
der Ritterſchaft herausbildete, begrifflichen Ausdruck zu geben. Aber 
es iſt beachtenswert, daß die Zweiteilung, die ſich ergab, nicht durch 
lehnstechniſche Anſchauungen (z. B. von der Schild niederung) ver; 
anlaßt war; ſie war eine Wirkung ſozialer Unterſchiede, die ſich zwiſchen 
den Rittern auftaten. Man unterſchied nämlich etwa ſeit dem 
Ende des 13. Jahrhunderts in Brandenburg und den benachbarten 
Gebieten zwiſchen ein⸗ und zweiſchiltigen Rittern; ſo ſehr der formale 
Ausdruck auf lehnrechtliche Gründe hinzuweiſen e man kann die 
Erſcheinung nur ſozialgeſchichtlich erklaren. 

Die Gloſſenſtelle zum Sſp. Ldr. I, 3, 9 2 führt aus: 

Ein herschilt ist eyn undersclieid der ritterschaft... In der 
geboren ritterlichen erberkeyt ist der erst der koning von Rom. 
Die andern die bischof und geistlich fürsten und kurfärsten und 
der von Braunschweig, umb daz, das er keins bischofs man ist. 
daz heissen... überfürsten. Die dritten fürsten heissen fürsten, 
die diser fürsten man sein; dise heissen illustres, schlecht fürsten. 
Den vierden haben freyherren, die heissen edelleute. Den fünften 
haben die, die der freyherren man sein; die heissen achtber leut. 
Den sechsten haben der freyherren man, daz heissen einschiltig leut 
umb daz sy eynschiltig seind an dem Wee daz ist an dem ritter- 
lichen adel. 

Es handelt ſich hier nicht um eine Lehnskette, die über 
die letzten Schildſtufen hinabreicht; die Leute des fünften und ſechſten 
Schildes ſind einander parallel geſtellt, nicht ſo, daß die des ſechſten von 
denen des fünften abhängig gedacht werden müſſen. Vor allem aber fehlt 
ja das doppelte Prinzip der Zählung, denn es fehlt auch der Rückhalt einer 
landrechtlichen Gliederung. Die Heerſchildordnung des Sachſenſpiegels 
und die der Gloſſe ſind ihrem innerſten Weſen nach einander fremd. 


1) Riedel A, I, 17. Vgl. z. B. A, X, 188 (a. 1204); A, X, 200 (a. 1214): 
A, I, 242 (a. 1246); B, I, 95 (a. 1267); A, I, 298 (a. 1305): A, XXII, 120 
(a. 500 a (a. 1322) uſw. 

2) Vgl. z. B. A, XXII, 22 (a. 1312). — Daß allerdings zuweilen doch 
auch noch Abneigung gegen eine Lehennahme von Genoſſen beſtand, beweiſt 
A, XXII, 13 (a. 1289). Man darf dabei wohl ſchon an den Einfluß des ge⸗ 
ſchriebenen Sſp. Lehnr. denken. 
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Zweiſchiltig iſt einfach die Höhere ſoziale Stufe unter den den Ritters 
titel Führenden. Das erweiſt auch die Gloſſenſtelle zu Ldr. II, 42, $ 3: 
Fürſten können in einer Gewäͤhrspflicht ſich vertreten laſſen durch ihren 
eingeborenen Dienſtmann (vgl, S. 60, Anm. 2): „Ader doch yr erb- 
dienstmann, das er zwischiltig sey (Das ist darumb, das er die eyde 
thu vor dem herren ap es zu eyden kumpt). Der Richtſteig Lehnrechts 
(aus dem 14. Jahrhunderts) ſagt nur an einer Stelle etwas über den 
Unterſchied der beiden Klaſſen (Kap. 28, § 4). Es wird gefragt, ob ein 
Hinderungsgrund vorliege, des Vaters Lehen mit einem Bruder zu 
teilen, wenn dieſer ſich durch Lehnnahme von Genoſſen am Heerſchild 
verniedert habe. Die Antwort lautet: „...dat ne moge (hinderen). 
dat ne were denne, dat he also side en man were geworden, dat he 
sinen herscilt to male vorloren hedde, alse eft he dat untfangen 
hedde van eneme enscildigen manne. Sei das väterliche Lehen an 
guterhande (das ſind auch zweiſchiltige) Leute weitergeliehen, ſo brauchten 
es jene in dieſem Fall nur von dem fragenden Bruder, nicht von dem, 
der ſeinen Heerſchild eingebüßt hätte, zu nehmen!). 

Alſo: Lehennahme von Genoſſen bewirkt keine Minderung 
im Lehnrecht: fie drückt den Zweiſchiltigen nicht in die Klaſſe des 
Einſchiltigen. Aber die Lehnnahme von einem Einſchiltigen führt zum 
Verluſt des eignen Heerſchildes, d. h. der aktiven Lehnsfähigkeit:). 


1) Eine andere Nachricht, die uns über jene Zweiteilung der ritterlichen 
Klaſſe berichtet, iſt enthalten in einem Weistum Magdeburger Schöppen an 
Breslau, das wahrſcheinlich Ende des 13. Jahrhunderts gegeben iſt (Gaupp: 
Oas alte Magdeburgiſche und Halliſche Recht, 1826, S. 347): Sunt aput nos 
viri spectabiles, min isteriales scilicet, qui in vulgari nostro nominantur 
dynstlute... duplicis generis. Primi sunt qui sub se et sub suo omagio 
tenent et habent milites et clientes... Alii sunt simplices milites, clien tes, 
famuli, villani, ceterique tales persone seculares. (Hier zugleich ein Beweis, 
daß das Wort Dienſtmann im 13. Jahrhundert ſchon nicht mehr den alten 
Geburtsſtand bezeichnet, ſondern zu ſeiner alten umfaſſenderen Bedeutung 
zurückkehrt.) 


“ Am bekannteſten iſt die Gloſſe zum Sſp. Ldr. III, 29, $ 1 (ſ. S. 56 f.); 
fie iſt aber auch meiſt falſch gedeutet. Im Landrecht heißt es, ein Schöffen barer 
brauche ſein Handgemal und ſeine vier Ahnen nur zu benennen, wenn er einen 
Genoſſen kampflich anſpreche. Die Gloſſe, die in der Schöffenbarkeit eine 
Amtsbefugnis erblickt, ſagt deshalb: „das is nit, wenn sprech er einen andern 
an, der kein schepffenbarfrei man wer, zu kampf, er müste sich doch be- 
nenten, als ob es in einer marke geschehen wer. Wenn man findet wol 
schepffenbar frey leut, die von zweien schildigen leuten gut haben, 
ader von dienstleuten; und den antwurdet der zwischildige nit zu kampfe; 
wenn in der marcke antwurt niemandt zu kampffe seinem ungenossen“. 
Der Gloſſator führt alſo aus, daß es auch Schöffenbarfreie gäbe, die nicht zu den 
Zweiſchiltigen, zur adligen Ritterklaſſe gehören. 
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Man ſieht, das Lehnsweſen lebt noch fort; aber feine Formenwelt dient 
vielfach nur zur Verbrämung modernerer ſozialer Erſcheinungen. 

Was für Ritter haben wir unter den Einſchildigen zu verſtehen? 
Da ſie ſozial unter den Geſchlechtern ſtanden, die wir bisher beachteten, 
hat es Schwierigkeiten, ihre Spuren in der urkundlichen Überlieferung 
wiederzufinden. Als die Grafen von Lindow dem Biſchof von Havel⸗ 
berg 1325 das Städtchen Groß⸗Doſſow verkauften !), geſchah es unter 
der Bedingung: „... hoc sane adiecto, quod bona sepedicta de 
quibus aliqui armigeri tamquam de pheodo castrensi vel alias pro 
servicio tempore contractus nobis faciendo fuerint per nos inpheo- 
dati, amplius non debebunt pro pheodis castrensibus vel serviciis 
nobis faciendis aliquatenus censeri nec aliquibus in castrensia 
pheoda vel servicia alia, ut premittitur, assignari“. Die Zeugen⸗ 
reihe führt zwei bekannte Ritter und ſechs unbekannte armigeri 
auf. Als im Jahre 1335 Markgraf Ludwig den Heinrich von Warten⸗ 
berg und Arnold Sack mit ihren Schlöſſern in feinen Dienſt nahm), 
wurde u. a. beſtimmt: „den soldeneren, da si uns mit dienen, 
scolen wi geben io tu dem vierteil iares dem rittere tein und den 
knapen acht mark... und die scholen uns mit orschen und mit 
helm dienen.“ 


In ſolchen um Sold dienenden Rittern alfo, die man kontraktlich 
verpflichtete und auf Dienſtzeit etwa dann mit einem Burglehen aus⸗ 
ſtattete, werden wir die niedere ſoziale Schicht der Einſchildigen zu ſuchen 
haben. Sie wurden im Burgdienſt verwendet; fie bildeten die kriege⸗ 


Weiter geht er noch einmal auf den Begriff fchöffenbar ein. Eike verſtehe 
den „Genoſſen“ nicht „nach Amt“ (Schöͤffenbarkeit ein Amt !); denn es gäbe 
ſowohl „wolgeborn“ als auch „ſchnöde man“, die das Amt verfähen. Dies 
will er nochmals näher ausführen (ogl. auch S. 81.): „Sihe ein geleychnös: 
Die von Meynemdorff sein schepffenbar freien, und sein doch der vom Platen 
manne (d. h. alſo, fie find überhaupt ritterlich, wenn auch ſchöffen bar), unnd 
die sein (auch) dienstleute (auch fehlt bei Homeyer); und haben (sc. die von 
Meindorf) furt schepffenbar freye zu mannen und zu forderen. Anderſeits 
gibt es auch baͤuerliche Schöffenbare, und fo ſagt die Gloffe nochmals: Auch 
so wiss, ab wol schepffenbar freie schlechte bauer weren, darumb so adelt 
sy das ampt nicht, noch keynen man. 

Das Lehensverhaͤltnis zwiſchen den von Plotho und den von Meindorf 
führt die Gloſſe alſo nicht etwa zum Beweiſe einer Schildniederung an, oder 
weil er ſich überhaupt verwundert über ein Lehens verhältnis zwiſchen einem 
Dienſtmann und einem Schöffenbarfreien. Er kennt ja gar keine rechtsftändifche 
Unterſchiede zwiſchen dieſen beiden Gruppen; der Rechtsſtand beider iſt das 
Rittertum. Dieſe ganze Stelle dient allein zum Beweis, daß ein Teil der Schöf⸗ 
fenbarfreien ritterbürtig iſt, z. B. eben das Geſchlecht von Meindorf. 

1) Riedel A, II, 331 f. (a. 1325). 

9) Riedel A, VI, 455 f. (a. 1335). 
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rifche Begleitung, die Mannſchaft der Mächtigeren unter der branden⸗ 
burgiſchen Ritterſchaft. Es waren alſo Kriegsknechte, die ſich den Ritter⸗ 
titel errungen hatten. Als Adel des Landes wurden ſie natürlich keines⸗ 
wegs angeſehen. Sie waren abhängige Leute und gleichſam Dienſt⸗ 
mannen der großen Vaſallen. Als ſich Ebeling von Kleptz 1321 mit 
dem Johanniterorden in Werben vergleicht, bekundet er den Abſchluß 
des Vertrages „cum familia nostra cottidiana Sleghel, Carstede et 
Rycbodei).“ Zu den Einſchiltigen haben natürlich ſicher auch all die 
Ritter und Knappen gezählt, die ſich für die Söld nerheere der damaligen 
Zeit anwerben ließen; auch ſie wurden ſozial gering gewertet; durch 
Solddienſt erwarben fie ihren Unterhalt). 

Man kann alſo, um dieſe Ausführungen zuſammenzufaſſen, viel⸗ 
leicht mit Vorſicht von drei Schichtungen ſprechen, die ſich für die den 
Rittertitel Führenden in Brandenburg ergaben, von den Miniſterialen 
als der höchften ſozialen Gruppe, den milites, dem gewöhnlichen Adel 
und von den Einſchiltigen als niederen Soldrittern. 

Ebenſowenig wie die Unterſcheidung von miniskeriales und milites 
in brandenburgiſchen Zeugniſſen ſchafft auch die Unterſcheidung von 
zwei⸗ und einſchiltigen Rittern in Norddeutſchland die Möglichkeit 
einer Gleichſetzung mit den Rechtsverhältniſſen der Ritterſchaft, wie wir 
fie in Süddeutſchland oder fpesiell in Oſterreich finden. Aber gerade ein 
Vergleich zwiſchen der brandenburgiſchen Ritterſchaft und den öſterrei⸗ 
chiſchen ministeriales und milites wird unſere Erkenntnis in dem 
Problem, dem dieſe Arbeit gewidmet war, zu einem gewiſſen Abſchlu ſſe 
bringen. 

Adel und Ritterſchaft in Oſterreich im 13. Jahrhundert zer fiel 
in zwei große, geburtsſtändiſch ſcharf getrennte Klafien?). Zu der einen, 
den Landherren, gehörten Grafen, Freiherren und Miniſterialen; d ie 
andere ſtellten niedrige, ſtark abhängige milites (auch proprii genannt) 
dar. Zwar waren die Miniſterialen von den Grafen und Freiherren 

1) A, VI, 25 (a. 1321). 

2) Die Gesta archiepiscoporum Magdeburgensium (M. G. S. S. XIV, 421) 
berichten ſchon zum Jahre 1229, die Markgrafen Johann und Otto hätten eine 
ſtarke Truppe aufgebracht: „validam de partibus Slavie miliciam conduxis- 
sent...“ Ein glücklicher Feldzug fand ſtatt: „....fama eorum crevit et 
qui prius eis servire pro soldo seu stipendio noluerunt, modo se gratis ad 
serviendum obtulerunt,,, — Seit der zweiten Hälfte des 13. Jahrhunderts iſt 
das Söldnerweſen zu einer feſten Einrichtung geworden; vgl. Spangenberg: 
Hof: und Zentralverwaltung 479 ff. 

3) Vgl. v. Zallinger: Ministeriales und milites, 1878; Siegel: Die rechts 
liche Stellung der Dienſtmannen in Öfterreich, Sitz.⸗Ber. d. kaiſ. Akad. d. Will. 

zu Wien, Bd. roa, 1883; Kluckhohn: Die Minifterialität in Südoftdeutfchland . . 
Quellen u. Studien, hsg. von Zeumer, IV, Heft ı u. 2, 1909. 


| 
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rechtsſtändiſch ſtreng unterſchieden, es beſtand zwiſchen dieſen beiden 
Gruppen keine Hausgenoſſenſchaft (Ebenburt) — aber doch ſtanden 
fie jenen beträchtlich näher, als auf der andern Seite die milites zu 
den Dienſtmannen oder Dienſtherren; ſie ſonderten ſich ganz ſtreng 
ſchon durch ihren Gerichtsſtand und natürlich war zwiſchen beiden auch 
keine Hausgenoſſenſchaft. Der Begriff Dienſtmannen war auf einige 
Dutzend Geſchlechter beſchränkt. Die milites galten als Einſchiltritter; 
fie beſaßen nur paſſive Lehnsfähigkeit; die Miniſterialen waren Banner⸗ 
herren; viele milites waren von ihnen lehnsrechtlich abhängig; die Minis 
ſterialen waren Beſitzer ausgedehnter Herrſchaftsbezirke; Städte und 
Burgen waren in ihrer Hand. Den milites, die ſich zu beſſerer ſozialer 
Stellung aufſchwangen, wollten ſie noch am Ende des 13. Jahrhunderts 
das Recht auf den Beſitz einer Burg ſtreitig machen. 


Verſchieden ſind die Anſichten über den Ausgangspunkt dieſer 
Entwicklung !). Kluckhohn ſchrieb zwei Momenten den Anſtoß zu: es 
ſei eine allmähliche Differenzierung in Beſitz, Macht und Anſehen ein⸗ 
getreten, die dann zu einer Lehnnahme der unfreien milites von reicheren 
Unfreien geführt habe?). Sehr viel weiter kommen wir in unſerer 
Frageſtellung damit nicht. Luſchin von Ebengreuth meint, die Mini⸗ 
ſterialen ſeien aus der Oberſchicht der unfreien Leute hervorgegangen, 
die von ihren Herren zu erſt zu Waffendienſten herangezogen wurden. 
Sie hätten ſpäter einen Teil ihrer Lehen an Eigenleute weiter vergabt; 
die Leute dieſes Gefolges hätten eine neue Geſellſchaftsſchicht gebildet. 
„Der rechtliche Unterſchied, der dieſe von den Miniſterialen trennte, ergab 
ſich aus dem Lehnverhaͤltnis !).“ 


Man muß m. E. auch hier zur Erklärung ſich der gefamten 
Ständeverhältniſſe bewußt fein und das Problem erſt noch umfaſſender 
geſtalten, ehe man eine Löſung verſucht. Der brandenburgiſchen Ritter⸗ 
ſchaft können die öſterreichiſchen milites im allgemeinen fo wenig wie 
die öſterreichiſchen ministeriales gleichgeſetzt werden; die märkiſchen 
Ritter ſtehen offenſichtlich auf einer mittleren Linie zwiſchen jenen beiden 
Rechtsſtänden. 


1) Siegel a. a. O. S. 241 f. unterſchied in Oſterreich Reichs miniſterialen, 
die der Herzog zugleich mit der Belehnung als Zubehör des Landes empfing, 
Miniſterialen des Herzogs, milites des Herzogs, und milites, die den Landherren 
und Klöſtern angehörten. — Zallinger a. a. O. S. 14, 18 unterſchied die milites 
als einfache Bewaffnete, zum Kriegsdienſt verwandte Unfreie von den mini- 
steriales, bei denen auch noch der für ſie charakteriſtiſche ehrenvolle Hofdienſt 
in den Hausämtern 5 . Irrigkeit dieſer Annahme iſt erwieſen. 

2) Kluckhohn a. a. O. S. 133 ff. 

8) Luſchin von Sener Handbuch der öͤſterreichiſchen Rechtsgeſchichte 
Bd. I, 21914, S. 336 f. 
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Die Tatſache, daß es in Norddeutſchland eine große Klaſſe kleinerer 
vollfreier Eigentümer gab, war von großer Bedeutung für die Ent⸗ 
wicklung der Miniſterialität; jener Umſtand hat hemmend auf ihren 
ſozialen Anſtieg gewirkt. Die Gültigkeit der landrechtlichen Volks⸗ 
gliederung war feſt verankert, ſo daß die ſtandesrechtliche Kluft zwiſchen 
Dienſtmannen und ſchöffenbaren Rittern lange Zeit unüberbrückt 
blieb. Erſt allmählich hat die Dienſtmannſchaft ſich an die Seite der 
Freien ſtellen können, und erſt mit der Herausbildung des Ritterſtandes 
fand dieſe Gleichordnung auch ſtandesrechtlich ihren Ausdruck. Eine in 
ihrer Struktur recht gleichförmige Ritterſchaft aus vordem freien und 
miniſterialen Familien war es jetzt, die im 12. und 13. Jahrhundert 
in die Mark verpflanzt wurde. Eine beſondere Gruppe ſozial und rechts 
lich bevorzugter Landherren konnte ſich hier nicht mehr entwickeln; dieſen 
Wirkungen des alten Feudalweſens war jetzt durch die Amter ver⸗ 
faſſung vorgebeugt. Weder Amt noch Amtsbezirk fiel unter den 
Lehensbegriff; die Vogtei wurde nach Amtsrecht vergabt. 


In Sübdeutſchland dagegen!) war die vollfreie Bevölkerung 
ſchon früh dahingeſchmolzen (aber nicht z. B. in der Schweiz). Der 
Stand der freien kleinen Eigentümer hielt ſich nicht gegenüber den 
Anſprüchen eines mächtigen Großgrundbeſitzes. Nur ein kleiner Teil 
hielt ſich laͤnger, indem er früh in ein Lehnsverhältnis zu einem Grund⸗ 
herren trat; das ſind jene freien milites, denen wir im 11. Jahrhundert 
zuweilen begenen?). Aber auch von ihnen haben ſich noch manche ihrer 
Freiheit begeben und dafür ein vorteilhaftes Miniſterialenverhältnis 
eingetauſcht. In die Lücke der Ständegliederung aber, die durch den 
Ausfall der freien ritterlichen Bevölkerung entſtand, ſind früh Dienſt⸗ 
mannen eingeſprungen. 


Freie Ritter werden bei der Beſiedlung der öſterreichiſchen Mark 
alſo nicht in nennenswerter Zahl angeſetzt worden ſein. So mußten die 
Aufgaben des Grenzſchutzes zu einem großen Teil erprobten Miniſte⸗ 
rialen übertragen werden; tapferen Reichsdienſtmannen wird man 
hier zuerſt größeren Lehensbeſitz gegeben haben; ihnen folgten dann 
ſchnell die angeſehenſten Miniſterialen der Markgrafen. In der Hand 
dieſer Geſchlechter waren auch bald größere Machtbefugniſſe hinſichtlich 
der Verwaltung und der militäriſchen Organiſation des Landes vers 


9) Leider fehlen uns hier die fo wertvollen Unterſuchungen zur Staͤnde⸗ 
geſchichte, wie ſie im Norden etwa die Behandlung des Sachſenſpiegels mit 
ſich gebracht hat. | 

2) Vgl. Fajkmajer: Die Winiſterialen des Hochſtiftes Brixen, Ztſchr. d. 
Ferdinandeums, 3. Folge, Heft 52, S. 105 ff.; Kluckhohn a. a. O. S. 28 ff.; 
E. Werunsky: Oſterreichiſche Reichs⸗ und Rechtsgeſchichte, Lieferung 1, S. 33. 
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einigt. Dieſe Amtsbefugniſſe übten ſie auf einer leh rechtlichen 


Grundlage, und die allgemeine Entwicklung des Feudalweſens mußte 


zu fo früher Zeit auch auf ihre rechtsſtändiſchen Verhältniſſe ſtarke 
Einflüſſe geltend machen. 


Gerade die lehnrechtliche Amtsſtellung erhob dieſe Miniſterialen 


über ihre früheren Standesgenoſſen. Sie waren jetzt mächtige Burg⸗ 
und Bannerherren, Verwalter großer Bezirke; wie die Schar der un⸗ 
freien Ritter, die der Markgraf zu täglichem unmittelbarem Dienſte 
um ſich hatte, konnten auch die Dienſtmannen der Grafen, Freiherren 
und Klöfter ſich nicht mit jenen miniſterialen Landherren meſſen. Zwi⸗ 
ſchen beiden Klaſſen erſtanden gerade unter der Wirkung des Feuda⸗ 
lismus jetzt rechtsſtaͤndiſche Schranken; und gerade etwa ſeit der Zeit, 
wo die Markgrafſchaft in ein Herzogtum verwandelt wurde, kamen 
hier rechtliche Normen zum Abſchluß; der Begriff ministerialis erfuhr 
ſeine für den Südoſten charakteriſtiſche Begrenzung. 

Zwei Tatſachen ſind es alſo vor allem, die die verſchiedene Ent⸗ 
wicklung der Miniſterialität und ihre verſchiedene ſoziale und rechtliche 
Stellung in Öfterreih und in Brandenburg begründen; das eine Mal 
der Zeitunterſchied in der Beſiedlung: dort noch fällt ſie in die Epoche 
der Herrſchaft des Lehnsrechtes, das die Herausbildung von Herr⸗ 
ſchaftsbezirken begünſtigt und Machtunterſchiede bald durch neue rechts⸗ 
ſtaͤndiſche Entwicklungen unterſtreicht; hier findet fie ſtatt zu einer Zeit, 
wo ſchon ganz andere Faktoren für die geburtsſtändiſche Gliederung 
maßgebend werden und wo ein neues „Amtsrecht“ die Gelüſte auf 
Machter weiterung und Selbſtaͤndigkeit unterdrückt. Der zweite nicht 
minder wichtige Punkt iſt aber die Verſchiedenheit in der Zuſammen⸗ 
ſetzung der Bevölkerung, aus der hier und dort der Miniſterialenſtand 
zu ſeiner Entwicklung hervorgeht. 

Es bleiben am Schluß dieſes Abſchnitts noch einige Einzelheiten 


über die rechtsſtändiſchen Verhältniſſe innerhalb der brandenburgiſchen 


Ritterſchaft nachzutragen. 
Die drei angeſehenſten Ritterfamilien in der Mark!) bis in die 
zweite Hälfte des 13. Jahrhunderts waren unſtreitig die von Putlitz, 


1) Eine Ausnahmeſtellung auch in reichsrechtlicher Hinſicht kam den Grafen 
von Lindow zu, der einzigen auf brandenburgiſchem Boden angeſeſſenen Familie 
von hohem Adel, die bis 1524 die Herrſchaft Ruppin (fälſchlich „Grafſchaft 
Ruppin“) beſaß. Das Geſchlecht war ein Zweig aus dem Hauſe der Edlen von 
Arnſtein. Gebhard von Arnſtein hatte die Witwe des Vizegrafen Otto von 
Grieben geheiratet und muß die Vizegrafſchaft um 1210 dem Markgrafen 
Albrecht II. verkauft haben. Er ſtarb 1256 und wurde im Kloſter Ruppin bei⸗ 
geſetzt. Damals beſtand alſo die neue Herrſchaft ſchon. (Im ſelben Jahr be⸗ 
widmete ſein Sohn Günther von Arnſtein, Graf von Mühlingen, die Stadt 
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von Plotho und von Frieſack. Erſtere waren altfreier Herkunft; die 
beiden andern Familien waren Zweige magdeburgiſcher Miniſterialen⸗ 
geſchlechter !). 

Die von Putlitz konnten von ihrem Lehnsbeſitz ſchon im Jahre 
1231. zugunſten des von ihnen geſtifteten Kloſters Stepenitz 50 Hufen 
(1500 Morgen) dem Biſchof von Havelberg reſignieren. An ihrem 
eigentlichen Herrſchaftsbezirke haben ſie — und das unterſcheidet ſie 
außerordentlich von der gewöhnlichen Ritterſchaft — Eigentumsrecht 
beſeſſen; ſie haben ohne landesherrliche Zuſtimmung davon Schen⸗ 
kungen vorgenommen und die proprietas daran vergeben!); ſie haben 
davon Lehen ausgeliehen, als deren alleinige Lehnsherren ſie ſich 
fühlten“). Sie walteten faſt wie Dynaſten; der Stadt Perleberg gaben 
fie das Stadtrecht; fie beſtimmten die Statuten der Zünfte“). Ihre 
Machtſtellung war ſo groß, daß ſich ſogar fürſtliche Häuſer mit ihnen 
verſchwägerten; ſtolz rechneten ſie die brandenburgiſchen Markgrafen 
ſelber zu ihren Verwandten“). 


Die Macht der von Plotho iſt früh wieder zurückgegangen; aber 
auch ſie übten ſchon in der erſten Hälfte des 13. Jahrhunderts herr⸗ 
ſchaftliche Befugniſſe. Wie die von Putlitz nannten auch ſie in ihren 
Urkunden ſich „von Gottes Gnaden“). Im Jahre 1232 gaben fie 
dem Kloſter Arendſee 42 Hufen Landes „cum omni iure“, und 1238 
reſignierten ſie zugunſten des Kloſters Dänamünde gar 60 Hufen 


Neuruppin mit Stendalſchem Stadtrecht.) Den Namen von Lindow führte 
die Familie nach ihrer alten Herrſchaft Lindau nö. Zerbſt. Die „Grafſchaft“ 
Ruppin war niemals eine ſolche in reichsrechtlichem Sinne. Die Grafen von 
Lindow⸗Ruppin haben ſich ihren Dynaſtenrang erhalten, obwohl ſie unmittel⸗ 
bare Lehnstraͤger und Vaſallen der Markgrafen nur waren. Es kann dies Vers 
hältnis durch beſondere politiſche Abmachungen allein erſtanden fein (die Arn⸗ 
ſteiner waren mit den Askaniern verſchwägert), die auch reichsrechtliche Aner⸗ 
kennung erfahren haben müſſen. — Vgl. Riedel A, IV, z ff. 

1) Vgl. S. 17 Anm. 2; S. 17. 

) Riedel A, I, 241 (A. 1231), 242 (a. 1246), 244 (a. 1259), 246 (A. 1275), 
248 (a. 1291), 251 f. (a. 1333). 

8) A, I, 242 (a. 1246): . . quod de consensu et ratihabitatione nostra 
....fidelis noster... contulit ...; A, I, 247 f. (a. 1291); vgl. auch Riedel 
A, I, 26 ff. 

) A, I, 122 f. (a. 1239); A, I, 123 (a. 1239). 

5) A, III, 346 (a. 1292). Vgl. v. Ledebur, Dynaſtiſche Forſchungen II, 58. 

6) A, I, 122 f. (a. 1239) und öfter; A, I, 366 (a. 1245). — Der Gebrauch 
der Gottesgnadenformel iſt öfter von beſitzmächtigen Rittern uſurpiert worden; 


vgl. A, XXI, 1 f. (a. 1269): Henricus dei gratia miles de Stegelitz; A, XXIV, 


337 (a. 1282): Richardus (de Zerbst) dei gracia dapifer Magdeburgensis; 
A, XVIII, 67 f. (a. 1291): Tzulis et Ludekinus dei gratia milites (de Wedel). 
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Lehnsbeſitz den Markgrafen). 1237 gaben fie „ihren Bürgern“ von 
Kyritz eine Stadtverfaſſung und beſtimmten die Abgaben?). Aber 
doch ſcheinen die Markgrafen ihr Obereigentumsrecht bei ihnen ſchärfer 
geltend gemacht zu haben; in jener Urkunde von 1232 bezeichnet Johannes 
von ßPlotho ſich als „advocatus de Kyris“; in der Urkunde von 1237 
und in einer weiteren von 12595), in der die von Plotho der Stadt 
die Jägelitz bis zur Elbe zollfrei machen, erſcheinen unter den Zeugen 
je zwei Vögte, einmal Heinrich und Hermann, das andere Mal Hein⸗ 
rich und Bernhard. Vielleicht war der eine Untervogt derer von Plotho, 
der andere ein marfgräfliher Beamter. 

Riedel“) leitete die Stellung und den Beſitz dieſer beiden Gefchlechter. 
aus umfangreichen Verpfändungen der Markgrafen her; ſo erklaͤre 
ſich auch das plötzliche Rückfallen großer Teile dieſes Beſitzes an die 
Fürſten in fpäteren Jahren. Ich habe oben eine andere Erklarung ver; 
ſucht, die das Eigentumsrecht jener Familien und ihre frühe herrſchaft⸗ 
liche Rechtsſtellung beſſer berückſichtigt'); ich halte es mit Spangenberg 

für ſehr zweifelhaft, daß die Markgrafen ſchon zu ſo früher Zeit, als das 
Land noch dauernden Zuwachs erfuhr, zu Verpfändungen genötigt waren. 
b Slawiſche Abſtammung glaubte man früher, wenn nicht ſchon für 

die Gänſe von Putlitz und die von Plotho, fo doch beſtimmt für die 
Familie von Frieſack annehmen zu dürfen. Sie hatte ein beſonderes 
Anſehen durch die Verſchwägerung mit ſlawiſchen Dynaſten. 1261 
trug Pribislaw, Herr zu Parchim, Schloß und Stadt dem Markgrafen 
in Gegenwart ſeines Schwiegerſohnes, des „Herrn Richard von Frieſack“, 
zu Lehen auf; und im Jahre 1287 nahmen Pribislaw II., Herr von 
Belgarden, ſowie Hermann und Richard von Frieſack von den Mark⸗ 
grafen Otto und Konrad die Lande Belgarden, Dobren und Welſen⸗ 
burg zu Lehen: „manu coniuncta ... iusto titulo feodali et ad iustum 
ius nobilium et baronum, sicut moris est nobilium et baronum 
suscipere bona sua®)“, Ein glücklicher Münzfund brachte den Erweis, 
daß die von Frieſack, die zu den erſten Vaſallen der Markgrafen 
zählten, nicht ſlawiſcher Herkunft, ſondern eine Zweigfamilie aus dem 
Haufe der mächtigen Magdeburger Miniſterialen von Jerichow waren“). 


5) A, XVII, 4 (a. 1232); A, II, 305 (a. 1238). 

2) A, III, 341 (a. 1237). 

2) A, I, 367 (a. 1259). 

) Riedel: Die Mark Brandenburg... I, 304 ff; II, 305. 

8) S. S. 16f. 

6) Riedel B, I, 68 f. (a. 1261); B, I, 189 f. (a. 1287); Krabbo: Regeſten 
Nr. 862, 1426. 

7) Liſch und v. Mülverſtedt: Aber eine Gemeinſchafts münze der Edlen 
Herren Richard von Frieſack und Johanns von Plotho. Geſch.⸗Blaͤtter 5 Stadt 

G. Winter, Die Minifterlalität in Brandenburg. 
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Zugleich war damit ein Beleg gebracht, daß brandenburgiſche Minis 
ſterialenfamilien (die von Plotho und die von Frieſack) um die Mitte 
des 13. Jahrhunderts das Münzrecht ausgeübt haben. 

Das Prädikat nobilis war bis zum Ausgang des 13. Jahrhunderts 
— wenigſtens in unſern Gebieten — auf dynaſtiſche Geſchlechter be⸗ 
ſchränkt. Seit dieſer Zeit iſt es auch einigen niederadligen Familien 
zuteil geworden. Für die Ritterbürtigen allgemein gebrauchte man 
damals wohl ſchon in deutſcher Sprache die Bezeichnungen edel, adelig 
und Adel!). In ſolcher weiteren Bedeutung treffen wir auch das la; 
teiniſche Wort „nobilis“ damals mancherorts?). Als eigentliches Stan; 
despraͤdikat wurde es aber ſeit der Wende des Jahrhunderts nur einigen 
Geſchlechtern zugeſtanden, allerdings nicht immer in Regelmäßigkeit 
und ohne daß fie etwa damit nun auch dem dynaſtiſchen Adel gleich⸗ 
geſtellt waren). Der Grund zu der Auszeichnung lag deutlich in der 
Art ihres Beſitzes; fie alle waren Inhaber ausgedehnter „Herrſchafts“⸗ 
bezirke “). 

Im weiteren Verlaufe des 14. Jahrhunderts hat eine größere 
Zahl brandenburgiſcher Vaſallen eine ähnliche Sonderſtellung inner⸗ 
halb der Ritterſchaft zu erringen vermocht. Den Urſprung der größeren 
Selbſtaͤndigkeit und des größeren Beſitzes der „Schloßgeſeſſenen“, die 
ſich ſeit der Mitte des Jahrhunderts ſcharf von dem gewöhnlichen Land⸗ 
adel unterfcheiden?), ſieht Riedel in der Veräußerung von La ndesburgen 
und Land Magdeburg VI, 422 ff., 1871. — Auch die von Havelberg waren 
wohl mit ſlawiſchem Adel verſchwägert, ohne ſelbſt wendiſcher Herkunft zu fein. 

1) Vgl. Ficker: Vom Heerſchild 143; Heck: Der Sachſenſpiegel und die 
Stände der Freien, S. 409 ff. Vgl. auch die Gloſſe zu Ldr. III, 29, § 1, S. 81. 

2) Z. B. A, III, 93 f. (a. 1245): nach der Zeugenreihe von Rittern: et 
alii quam plures viri nobiles fide digni. Vgl. ferner A, XXI, 90 (a. 1253); 
B I 37 f (a. 1253); A, XIII, 210 f. (a. 1261); A, XXII, 373 (a. 1278); A, XXI, 
93 f. (a. 1278); A, I, 299 (a. 1307). 

3) In Sůddeutſchland iſt dieſer Vorgang früher und ſtaͤrker; man erſetzt 
dort das zweideutige „nobilis“ darum vielfach in bezug auf den hohen Adel 
durch das eindeutige „baro“; vgl, Kluckhohn, Die Minifterialität in Südoſt⸗ 
deutſchland, S. 121. . 

4) Es ſind die Herren von Putlitz, von Buch, von Lochow; die Lauſitzer 
Familien von Kottbus, von der Dahme, von Strele, von Torgau, von Ileburg; 
die von Biberſtein, von Pack und die Schenken von Landsberg. Vgl. v. Ledebur: 
Über diejenigen Geſchlechter des niederen Adels, denen im 13. bis 15. Jahr⸗ 
hundert das Prädikat Edle Herren zu Theil geworden iſt, Dynaſtiſche Forſchungen 
II, 51 ff.; Neumann: Über den Urſprung der Niederlauſitziſchen Landſtaͤnde, 
Ledeburs Allgem. Archiv XIII; His: Zur Rechtsgeſchichte des thüringiſchen 
Adels a. a. O. S. 15, 18 ff. 

6) Die luxemburgiſche Kanzlei nennt fie die nobiles vasalli; vgl. z. B. 
Riedel B, III, 1 ff. (a. 1273). Die castellani, die wir im 13. und in der 1. Halfte 
des 14. Jahrhunderts treffen, find die Befehlshaber markgraͤflicher feſter Plätze; 
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an ritterliche Familien zu erblichem Beſitz!). Damals wurde wohl 
auch der Satz, daß der Markgraf allein zum Burgenbau berechtigt ſei, 
mißachtet und die Maͤchtigen führten nach eigenem Ermeſſen Wehrbauten 
auf. Für die größeren Herrſchaftsbezirke war die Schaffung eines eigenen 
Lehnshofes charakteriſtiſch; hatte auch nicht jeder Schloßgeſeſſene fol; 
chen Lehnshof, fo waren doch ſtets die bürgerlichen und bäuerlichen 
Lehen des zugehörigen Landbezirkes Pertinenzen der Burg geworden'). 


Über Art und Umfang der Dienſtverpflichtungen, zu denen die 
brandenburgiſchen Miniſterialen und Ritter durch ihren Lehnseid ge⸗ 
halten waren, liegen keine Zeugniſſe vor. Die Verpflichtung der Vaſallen 
überhaupt wird mit „servicium“ bezeichnet; „servire“ iſt die feſt⸗ 
ſtehende Vokabel zur Bezeichnung der Erfüllung der Vafallenpflichten?). 
Im 14. Jahrhundert werden die in einem beſonders engen Dienſt⸗ 
verhältnis zum Markgrafen ſtehenden Ritterbürtigen zuweilen die 
„Sservitores“ oder „diener“ genannt“). 


Als im Jahre 1275 der Graf Helmold von Schwerin ſich in den 
Dienſt der Markgrafen begibt, werden ſeine Pflichten nur ganz allge⸗ 
mein umſchrieben; aber ſie laſſen einen Schluß zu, wie ſtark die Ab⸗ 
hängigkeit eines Ritters von ſeinem Landesherrn — wenigſtens nach 
der Lehnstheorie — war: Ipse eciam comes in nostro servicio per- 
petuo debet esse cum toto suo posse suis que municionibus contra 
omnem hominem de mundo exceptis tamen ab ipso avunculis 


ogl. z. B. A, XIV, 5 (a. 1248); A, XI, 8 (a. 1271); B, I, 157 (a. 1281); B, I, 
167 (a. 1282); A, II, 453 f. (a. 1298); A, V, 308 (a. 1315); A, XIV, 57 (a. 
1316); A, II, 264 (a. 1318); A, XXII, 113 f. (a. 1318); castrensis: A, XXV, 
184 (a. 1308); borchsete: A, XXII, 36 (a. 1331). — Vgl. auch S. 24. 

1) A. Fr. Riedel: Von dem Unterſchied zwiſchen den beſchloſſenen und 
unbeſchloſſenen Geſchlechtern der branbenburgiſchen Ritterſchaft. Maͤrkiſche 
Forſchungen I, 266 ff. 

: 2) Ein charakteriſtiſches Beiſpiel für die große Machtfülle, die ſolche Ges 
ſchlechter im 14. Jahrhundert erringen konnten, bieten die von Webel in der 

Neumark. Vgl. G. W. v. Raumer: Die Neumark Brandenburg im Jahre 
1337, S. 9 ff., 41. 

M Vgl. B, I, 31 (a. 1250); A, XIII, 129 (a. 1281); A, IV, 511 (a. 1290); 
A, XX, 341 (a. 1314); A, III, 355 (a. 1319); A, II, 2ı0 (a. 1323); A, I, 30 
(a. 1354); A, II, 458 (. a 1318): servitia per episcopum Havelbergensem ex- 

hibita; obsequia: B, I, 31 (a. 1250); A, XXI, 35 (a. 1347); B, I, 185 (a. 
1285) uſw. — B, VI, 13 f. (a. 1275); A, XVIII, 100 (a. 1297); A, XIX, 67 
C. a 1299); A, XVIII, 75 (a. 1315); C, I, 10 (a. 1281). 

) A, II, 206 (a. 1316); A, VI 188 (a. 1323); A, XII, 209 f. (a. 1337); 
A, XVIII, 134 (a. 1354). 
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nostris... contra quoslibet alios nobis servire et assistere tenebitur 
comes sepedictus omni tempore vite suet), 


Wir wiſſen nicht, ob die ve. ſchiedenen Dienſtverrichtungen, bei denen 
wir brandenburgiſche Ritter treffen, ihrer allgemeinen Lehnspflicht oder 
einer beſonderen Amtsſtellung nach ſich erklaͤren; doch ſeien ſolcher 
Sonderverwendungen immerhin einige erwähnt:). Wir treffen bran⸗ 
denburgiſche Ritter mehrfach in Ausübung von Geſandtendienſten und 
als Schiedsrichter bei Streitfällen zwiſchen ihrem Herren und fremden 
Dynaſtens). Sie wurden mit großer Regelmäßigkeit zur Beurkundung 
von Verträgen und Privilegien herangezogen; fie bekräftigten durch 
ihr Hinzutreten abgeſchloſſene Übereinkünfte und verpflichteten ſich 
gleich den Herren zur Erfüllung der Abmachungen. Vor allem wurden 
fie zur Bürgſchaftsgeſtellung herangezogen“). Nicht ſelten ſehen wir 
brandenburgiſche Ritter im Auftrage der Markgrafen Land⸗ und Lehns⸗ 
einweifungen?) und Lands oder Grenzvermeſſungen“) vornehmen. Das 
Einweiſen wird meiſt durch den Vogt des betreffenden Bezirkes oder 
durch einen Beauftragten (per nuncium) vollzogen. Zu Grenzver⸗ 
meſſungen wurden Kommiſſionen aus Beauftragten der beiden ſtrei⸗ 
tenden Parteien aufgeſtellt. Auch die Landvermeſſungen“) fanden wohl 
meiſt durch Beamte der Markgrafen ſtatt; es waren der Vogt des Be⸗ 
zirkes und mehrere Ritter, die ihm zur Hand gingen. 


Die ſtraffe militäriſche Dienſtpflicht iſt von den Vaſallen mehr und 
mehr abgeſtreift worden; es iſt dies ein Vorgang, der in allen deutſchen 


1) B, VI, 13 f.; Krabbo: Regeſten Nr. 1074. 

2) Eine Pflicht der Dienſtmannen lernten wir ſchon aus der Gloſſe zu 
Sſp. Ldr. II, 4a, $ 3 kennen (Vertretung in Gewaͤhrspflicht), ſ. S. 106. 

) B, I, 37 f. (a. 1253); B, I, 73 (a. 1262); B, I, 113 f. (a. 1272); B, I, 
195 ff. (a. 1290); A, II, 203 (ca. 1310); A, XXIV, 342 (a. 1301); B, I, 238 f. 
(a. 1302); B, |, 274 f. (a. 1308) uſw. 

) Es ift hier an die Sitte des „Einlagers“ zu erinnern (obstagium), 
eine Art freiwilliger Schuldhaft, die in Deutſchland ſeit 1182 bekannt iſt und 
ſich ſehr raſch verbreitet hat. Vgl. E. Friedländer: Das Einlager, 1868; Span⸗ 
genberg: Hof⸗ und Zentral verwaltung... S. 428. Vgl. B, I, 5 (a. 1212); 
B, I, 8 ff. (a. 1221); A, XXII, 364 (a. 1233); B, I, 100 (a. 1269); A, I, 296 f. 
(ca. 1275); A, XVIII, 62, B, I, 125 (a. 1276) u. v. a. 

5) A, VII, 243 f. (a. 1270), 245 (a. 1271); A, VIII, 170 (a. 1272); A, VIII, 
218 f. (a. 1319) uſw. 

) A, I, 296 f. (a. 1275); A, II, 261 f. (a. 1274); A, VII, 201 (a. 1298); 
A, XII, 263 (a. 1287); A, XIII, 211 f. (a. 1267); A, XIII, 232 f. 85 1308), 
319 f. (a. 1293); A, XXI, 5 f. (a. 1288); A, XXIII, 10 (a. 1311); B, I, 124 
(a. 1276) uſw. 

2 7 2 den Zweck folder Landvermeſſungen f. Spangenberg a. a. O. 
. 244 
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Territorien zu jener Zeit in ähnlicher Weiſe zu beobachten iſt!); das 
Lehen hatte ſeine Bedeutung, „die es im öffentlichen Leben für die 
Regelung des Untertanenverhäͤltniſſes, Öffentlicher Rechte und Pflichten 
beſaß“ ), zu Ausgang des 13. Jahrhunderts faſt ganz eingebüßt. Die 
Ritter haben einen Feldzug, der außer Landes führte, wahrſcheinlich 
von ihrer Zuſtimmung abhängig gemacht; ſie haben ſich nur auf be⸗ 
meſſene Friſt zur Verfügung geſtellt und haben ſich für ihren Kriegs⸗ 
dienſt in Geldern und Rechten ungemeſſen bezahlen laſſen. Eine Folge 
war, daß die Fürſten mehr und mehr ſich dem Söldnerweſen zuwandten. 


Wir beſitzen eine große Zahl von Urkunden über Dienſtverträge, 
die ſeit dem Ausgang der Askanier zwiſchen den mächtigen ſchloßgeſeſ⸗ 
ſenen Rittern der Mark und fremden Fürſten oder auch den neuen 
Markgrafen abgeſchloſſen worden ſind. Die Mark war damals zer⸗ 
riſſen; beutegierige Nachbarn mühten ſich, Stücke des Landes an ſich 
zu bringen; da verſuchte jeder, die Ritterſchaft durch Privilegien und 
Verſprechen auf feine Seite zu ziehen. Die Dienſtver träge find ſprechende 
Zeugniſſe für die Unabhängigkeit, die jetzt die Burgherren erreicht hatten; 
ſie gleichen Vertraͤgen zwiſchen Dynaſten. 

Der Inhalt der Sold⸗ und Dienſtverträge iſt etwa folgender: Der 
Schloßherr begibt ſich in den Dienſt und in den Schutz des Fürſten; 
er geſteht ihm das Offnungsrecht an feiner Burg zu; er verſpricht, im 
Fall kriegeriſcher Unternehmungen ſich mit ſeinem feſten Hauſe zur 
Verfügung zu ſtellen, mit Ausnahme etwa gegen Verwandte oder, 
wenn der Vertragsgegner ein Fremder iſt, gegen den eigenen Landes⸗ 
herren. Die militariſchen Operationen gehen zumeiſt auf Koſten, Ges 
winn und Verluſt des Fürſten; er bezahlt die nötigen Hilfstruppen und 
Söldnerritter. Der Burgherr wird wohl in die familia des Vertrag⸗ 
ſchließenden aufgenommen und erhält zuweilen eine Penſion; von der 
Kontribution des bekriegten Landes bedingt er ſich im voraus eine 
beſtimmte Summe. Für einen etwaigen Verluſt der Burg ſteht der 
Fürſt ein und ſtellt „Friedegut“, d. h. er verpflichtet ſich zu vollwertigem 
Erſatz und zur Rücker werbung des Hauſes. | 

Es iſt nun intereſſant, in einigen ſolcher Verträge doch wieder 
Beſtimmungen zu finden, die eine gewiſſe Beſchraͤnkung der Verfügungs⸗ 
freiheit über die Burg ſelber enthalten, von der Art, daß wir uns an 
Gepflogenheiten der alten Dienſtmannenrechte erinnert fühlen müſſen. 
Wir führten früher das Beiſpiel einer Gernroder Urkunde aus der 


1) Vgl. v. Below, Die landſtaͤndiſche Verfaſſung in Jülich und Berg 
Ztſchr. d. Bergiſchen Geſch.⸗V. XXI, 190 ff.; Spangenberg a. a. O. S. 473. 


) Spangenberg a. a. O. S. 473. 
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Mitte des 12. Jahrhunderts an!): Der Miniſteriale durfte erſt frei 
über ſein Eigen verfügen, wenn er es ſeinem Herrn und den Genoſſen 
vergeblich zwecks Veräußerung angeboten hatte. In den Dienſtver⸗ 
tragen des 14. Jahrhunderts findet ſich verſchiedentlich die Beſtimmung, 
daß der Schloßgeſeſſene, der ſeine Burg verkaufen oder verpfänden 
wolle, es zuerſt dem vertragſchließenden Fürſten anbieten müſſe ?); 
der Herr ſichert ſich alſo das Vorkaufsrecht. Nicht weniger häufig iſt 
die Abmachung, daß die Burg nur an Genoſſen des Beſitzers, d. h. an 
Angehörige der Ritterſchaft des Landes verkauft oder verſetzt werden 
dürfe). Dieſen Satz finden wir noch in Dienſtverträgen der Hohen⸗ 
zollern mit ihren Schloßgeſeſſenen; auch der Grund wird hier ausdrück⸗ 
lich genannt: damit ſie ihres Schloſſes ſicher bleiben“). 

Als der Biſchof Konrad von Havelberg im Jahre 1454 den Philipp 
Priggenitz mit einem Burglehn zu Wittſtock belieh, beſtimmte er, daß 
Philipp oder ſeine Erben, wenn ſie „von nodes willen“ ihre Güter 
verkaufen oder verpfänden müßten, dieſe erſt dem Biſchof oder feinen 
Nachfolgern oder dem Kapitel zu Kauf oder Pfand anbieten follten; 
wenn jene ablehnen würden, „so mogen se de verkopen eynem 
andern unsern man weme se willen®).‘ 


Wenn wir an ſolchen Beiſpielen wohl Nachwirkungen alter Dienſt⸗ 
mannsſatzungen wieder erkennen müſſen, ſo kann uns vielleicht eine 
andere Beſtimmung aus jenen Dienſtver trägen den bedeutſamen ge; 
ſchichtlichen Vorgang erläutern, unter dem einſt die Eingliederung der 
freien Ritter in den Territorialverband ſich vollzog. Es iſt die ſehr oft 
erwähnte Konzeſſion, die die Burgherren den fie umwerbenden Fürſten 
machen: er ſoll Minne und Rechtens über uns mächtig ſein. 


1) S. S. 89, Anm. 1. 

2) S. Riedel A, II, 80 f. (a. 1321); A, i, 356 f. (a. 1321): Verträge 
der von Kröcher und der von Alvensleben mit dem Fürſten Heinrich von Meck⸗ 
lenburg. A, IV, 51 (a. 1334): Vertrag Iwan Wulfs und Hennings von Bars 
bey mit dem Erzbiſchof von Magdeburg betr. Haus Grabow. Wollen ſie dies 
verkaufen, ſo werden ſie es erſt ihrem Herrn, dem Grafen von Lindow, dann dem 
Erzbiſchof anbieten, der ſich aber wegen der Gewere mit dem Lindower ausein⸗ 
anderzuſetzen habe. — Im Vertrag der von Scheplitz, von Kruge, von Stavenow 
mit Heinrich von Mecklenburg (A, II, 210, a. 1323) wird dagegen beſtimmt, 
daß der Fürſt nicht ohne Willen der vertragſchließenden Burgherren das be⸗ 
treffende Gebiet veräußern dürfe. 

3) A, III, 356 f. (a. 1321); A, XVIII, 134 f. (a. 1354). 

9 A, VI, 111 f. (a. 1414); A, VII, 168 f. (a. 1469). — Weitere Dienſt⸗ 
verträge z. B. A, I, 300 ei 1319), 301 (a. 1339); A, II, 207 (a. 1319), 212 
(a. 1337), 333 (a. 1326); A, VII, 51 (a. 1353); A, XVII, 65 f. (a. 1346), 333 
(a. 1338); A, XVIII, 109 (a. 1337); B, I, 288 (a. 1299). 

) A, I, 4ı5f. (a. 1454). 
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Schon in dem Vertrag der Markgrafen Otto und Albrecht mit 
dem Grafen von Schwerin, 1275, heißt es: 

ipsum comitem in nostram familiam recipimus, graciam et 
favorem, ita quod ubicunque comes antedictus nostro consilio vel 
auxilio indigebit... pro ipso placitabimus et pro ipso stabimus 
fideliter, sicut pro nostro vasallo et pro quolibet de nostra familia 
in nostro servicio constitutol), 


Deutlicher noch als in dieſem Vertrag eines Dynaſten mit den 
Markgrafen wird der Sinn der Abmachung in dem Dienſtvertrag der 
von Alsleben mit dem Fürſten Heinrich von Mecklenburg, 13195 es heißt 
dort?): „...ipse (der Fürſt) debet nos defendere et in nostris 
iustis causis proplacitare prout quivis dominus suis fidelibus est 
astrictus“; und als die von Borck ſich 1333 in den Schutz des Mark⸗ 
grafen begeben, wird u. a. gefagt?): 

Debebit eciam idem dominus meus prenotatus et poterit sine 
contradictione mea meorumque heredum qualibet cuique ipse 
plenam facultatem dedi seu donavi, singulas/et universas actiones 
mihi motas et movendas discutere via iustitiae vel amoris. 


Die lateiniſchen Worte ſagen uns vielleicht deutlicher als die formel⸗ 
haften deutſchen Wendungen, welche Bedeutung jener Beſtimmung 
innewohnt. Der Betreffende begibt ſich feiner juriſtiſchen Selbſtändig⸗ 
keit und erkennt in dem Oberherrn ſeinen rechtlichen Vertreter. In 
den Vertraͤgen des 14. Jahrhunderts iſt dieſer Sinn vielfach verdunkelt 
durch die ſchaͤrfere Betonung der Pflicht des Fürſten, feine Mannen nach 
jeder Seite hin zu verteidigen und zu vertreten“). Da heißt es: der 
Fürſt ſoll uns all unſres Rechtes verteidigen, und wo er uns nicht 
„minne oder rechtes“ helfen kann, ſoll er es mit Waffengewalt tun; 
oder einfach: er ſoll „beyde minne und rechtens mechtig jeghen 
alsweme wesen“; oder: Der Fürſt und ſeine Nachkommen ſollen uns 
verteidigen „und sullen och unsers rechten gentzlichen gewaltig 
sein“. 5) 


1) Riedel B, VI, 13 f.; Krabbo: Regeſten Nr. 1074. 

) A, III, 355 (a. 1319). 

3) G. W. v. Raumer: Codex diplomat. Brandenb. continuatus I, S. 18, 
Nr. XXV (a. 1333). 

) A, II, 207 f. (a. 1319); A, I, 301 (a. 1339). 

6) A, III, 357 f. (a. 1321); A, II, 212 (a. 1337); A, II, 80 f. (a. 1321); 
A, III, 392 f. (a. 1361). Die lateiniſche Faſſung der letzten oben angeführten 
Stelle bei der Gegenpartei lautet (A, III, 374 f., a. 1343): „ad equam iusti- 
tiam cuilibet faciendam habeamus facultatem.“ — Vgl. ferner A, VII, 22 f. 
(a. 1386); A, XXIV, 373 f. (a. 1363). Die von Wedel nehmen Sachen, die 
an Hals und Glied gehen können, aus: A, XVIII, 109 (a. 1337)! 
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Bis um die Mitte des 15. Jahrhunderts treffen wir dieſe Formel 
in brandenburgiſchen Urkunden recht häufig. Auch die Hohenzollern 
haben ſich ihrer noch bedient; es heißt dann etwa: „wir sollen ir ouch 
mechtig sein zu gliche und rechte und sy ires glichen und rechten 
vorteidingen, scutzen und schermen !)“. Gegen Ausgang des 15. Jahr⸗ 
hunderts ſcheint der Sinn der Formel verloren gegangen zu ſein; ſie 
war jetzt unter der wieder erſtarkten Landesherrengewalt über flüſſig 
geworden. 


Gerade die Aufgabe der rechtlichen Selbſtänd igkeit war der Inhalt 
jenes Vorgangs, durch den einſt die freien Ritter in den Territorial⸗ 
verband eintraten?). Umſchloſſen von der erſtarkenden Macht der Ter⸗ 
ritorialherren, von wirtſchaftlichem Erliegen bedroht, in ihren Rechts⸗ 
anſprüchen von den Maͤchtigen überſehen, mußten fie ſich dem Schutz 
und — der rechtlichen Oberhoheit der Fürſten anheimgeben. Ob nicht 
in unſerer Formel: er ſoll unſres Rechts ganzlich gewaltig ſein und 
ſoll uns Minne und Rechtens verteidigen, uns die Überlieferung eine, 
wenn auch knappe Aufhellung jenes Problems ſchenkt, das wir noch 
ſo wenig kennen? 


Noch manches alte Rechtsgut aus den alten Dienſtmannenrechten 
hat ſich wohl in irgendwelcher formelhaften Wendung bis ins 15. oder 
16. Jahrhundert erhalten“). Der Name „Dienſtmannen“ aber hat in 
Brandenburg ſeit dem 14. Jahrhundert“) ſeine ſpezielle Bedeutung 


1) A, II, 223 f. (a. 1421), 310 f. (a. 1439); A, X (146 f. a. 1449). — 
A, VI, IIa f. (a. 1416); A, VI, 111 f. (a. 1444), 198 f. (a. 1414/16). 

2) Vgl. S. 44 f. Daß wir über dieſen Vorgang keine urkundlichen Zeugs 
niſſe beſitzen, muß wohl in Parallele geſetzt werden zu der Tatſache, daß über 
Belehnungen im allgemeinen keine Urkunden ausgeſtellt wurden. 

3) In der Urfehde des Klaus Kanneberg, die er 1423 dem Markgrafen 
Friedrich ſchwört (A, VI, 470), heißt es: „Wer es ouch, das ich furder unge- 
verlich czu und under einem anderm fürsten oder erbherren hauszseczlich 
queme, der mit dem genanten meinem gnedigen heren marggraven... 
zu vehde köme, by demselben meinen erbherren sol und mag ich wol den 
krig aussbleiben, doch dass ich redlich erbere bewarung gen den 
genanten meinen gnedigen heren marggrave... tonn sol und wann solcher 
krieg gefridt, gesont oder gericht wirdet, so sol und wil ich dise obgeschriben 
urvehde aber getruwelich halten. 

Man fühlt ſich natürlich ſofort an den $ 12 des Kölner Dienſtrechts aus 
dem 12. Jahrhundert lebhaft erinnert: der jüngere Sohn, der ſich in den Dienſt 
eines fremden Herren begeben hat, darf ihm auch in den Krieg gegen den Erz⸗ 
biſchof folgen; er darf ſeine Burg gegen den Erzbiſchof verteidigen — ita tamen 
quod nec rapinas nec incendia contra dominum suum archiepiscopum agat 
(vgl. S. 69 f.). Ob hier und welche Zuſammenhänge zwiſchen den beiden Fakta 
nn läßt ſich nicht ſagen, da uns die Zwiſchenglieder fehlen. 

1) Vgl. S. 82, 106 Anm. 1. 
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eingebüßt. Im Jahre 1441 werden unter Dienftleuten Wenden ver; 
ſtanden, die zu Holze und zu Hofe Frondienſte für das Schloß zu Arne⸗ 
burg zu leiſten haben!). Das Wort hat ſich ſeines alten Glanzes ent⸗ 
äußert und mit dem urſprünglichen Begriffsumfang angefüllt. 

Allerdings, in den Urkunden hat es ſich unter fremdem Kanzlei⸗ 
einfluß noch eine gute Weile gehalten. 1337 wird Dietrich von Kerkow, 
eine der angeſehenſten Perſönlichkeiten der brandenburgiſchen Ritter⸗ 
ſchaft vom Markgrafen Ludwig „unſer treuer Dienſtmann“ — in be⸗ 
ſonders auszeichnendem Sinne — genannt?). Auch die Erwähnung 
von „dynstherren“ — ein Ausdruck, der in Süddeutſchland häufig 
geweſen iſt — findet ſich im Jahre 1350 mit bezug auf die angeſehenen 
Inhaber der Lauſitzer Herrſchaftsbezirke, die wir oben erwähnten? ). 
In völlig formelhaften Aufzählungen, wie „Fürſten, Grafen, Freie, 
Dienſtleute, Ritter, Knechte, Städte, Burgen... begegnen wir dem 
Worte „Dienſtmann“ dann beſonders in Urkunden des Königs Wenzel 
oder Jobſts von Mähren“); die Urkunden Sigismunds unterſcheiden 
ſich davon beachtenswert; hier heißt es z. B. ganz paſſend: „... allen 
bissofen, greven, hauptleuten, fogeten, rittern und knechten, mannen 
und steten, allen ampleuten und allen unsern lieben getrewen in 
der Markes).“ 


Unſere Unterſuchung hat die Auffaſſung beſtätigt, daß auf branden⸗ 
burgiſchem Boden das verfaſſungsrechtliche Inſtitut der Miniſterialität 
ſich nicht mehr hat verwurzeln können. Freie und bienfimännifche 
Ritter ſind hier von vornherein zu einem neuen Geburtsſtand ver⸗ 
ſchmolzen. Die allgemeinen Verfaſſungsverhältniſſe im Koloniſations⸗ 
gebiet haben dieſen Vorgang in der Mark ſchneller und intenſiver, als 
in den Reichslanden möglich war, durchgeſetzt; hinſichtlich des Beſttz⸗ 
rechtes, des Gerichtsſtandes, der politiſchen Stellung gegenüber den 
Markgrafen befanden ſich die Freien wie die Dienſtmannen in der gleichen 
Lage. Eine Unterſcheidung von Miniſterialen und freien Rittern als 


1) Riedel A, VI, 204 f. (a. 1441). 

) A, X, ı21f. (a. 1337). 

) B, II, 319 f. (.a 1350). — Ganz formelhaft in der Anwendung erſcheint 
der Ausdruck Dienſtmannen B, II, 125 ff. (a. 1338); B, II, 338 f. (a. 1351); 
B, II, 391 f. (a. 1356). 

YB, III, 39 ff. (a. 1374), 105 f. (a. 1388); A, II, 476 (a. 1401); B, III, 
191 f. (a. 1411). 

5) B, Ill, 92 (a. 1385). 
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zweier verſchiedener Geburtsklaſſen innerhalb der Ritterſchaft dieſes 
Territoriums iſt unmöglich. 

Man könnte die Entwicklung in Brandenburg rechtlich⸗ begrifflich 
gar nicht erklären, wenn man nicht die allgemeine bisher gültige An⸗ 
ſchauung von der geburtsftändifhen Stellung der Minifterialität in 
der zweiten Hälfte des 12. und im 13. Jahrhundert einer Reviſion 
unterzöge. So waren wir genötigt, den Wandlungen, die das geſamte 
mittelalterliche Recht in jener Epoche erfuhr, nachzugehen und die Ein⸗ 
flüſſe darzuſtellen, die von den neuen großen politiſchen und ſozialen 
Entwicklungen auf die allmähliche Umwandlung der ganzen alten 
rechtsſtaͤndiſchen Begriffswelt ausgingen. 

Dabei mußten wir vorerſt in der Polemik gegen anders gerichtete 
Anſchauungen uns überzeugen, daß das Rechtsgut, das uns der Sachſen⸗ 
ſpiegel überliefert, im allgemeinen und in uneingeſchränkter Gültigkeit 
einer Epoche angehört, die generationenweit vor der Zeit Eikes von 
Repgow lag. Dies ganze Syſtem war das eines untergehenden und 
untergegangenen Zeitabſchnittes der deutſchen Rechtsgeſchichte; aus ihm 
können wir die Rechtsverhältniſſe des 13. Jahrhunderts nicht mehr 
herausleſen. | 

Wir entwickelten die volksſtaͤndiſche Gliederung, die uns in dem 
Rechtsbuch überliefert wird, und fanden, daß ſeine Geſchloſſenheit und 
Exaktheit gerade noch in der Nichtberückſichtigung der zu jener Zeit 
ſchon fo bedeutungsvollen Miniſterialität gegeben war. Wir ſuchten 
dabei vor allem die Stellung der Schöffenbarfreien, die ſeit v. Zal⸗ 
lingers Anwürfen ſo ſehr umſtritten, ſtandesrechtlich und ſozial gegen⸗ 
über den freien Herren und den Bargilden zu präsifieren. Aber dies 
ganze Rechtsgebäude iſt zerbrochen worden durch die Entwicklung der 
Territorialgewalten. Die neuen „inter mediaͤren“ Mächte richteten nicht 
nur politiſche Schranken zwiſchen dem Volk und der Reichsgewalt auf, 
fie brachten auch die Erſetzung der alten geburtsftändifhen Volks⸗ 
gliederung durch die neuen Berufsſtaͤnde zum Abſchluß. Sie zerriſſen 
endgültig das Rechtsband, das — mindeſtens noch theoretiſch — alle 
Vollfreien umſchlungen hatte; ſie trennten die Schöffenbarfreien von 
den in Nobilität und dynaſtiſcher Freiheit beharrenden und weit mäch⸗ 
tigeren freien Herren und drückten ſie in politiſche und rechtliche Ab⸗ 
hängigkeit herab. Sie erzwangen die Verſchmelzung der fchöffenbarz 
freien Ritter mit der ihrer einſtigen Herkunft nach unfreien Miniſter ia⸗ 
lität der neuen Herren. Die Dienſtmannſchaft hatte zu jenem Zeitpunkt 
die Feſſeln der alten hofrechtlichen Gebundenheit ſchon längſt von ſich 
geſtreift. Ihr ſozialer Anſtieg, der ſie bereits neben die ritterlichen 
Freien geſtellt hatte, erzeugte jetzt auch rechtliche und rechtsftändifche 
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Wirkungen; die Unfreiheit ihrer Dienſtſtellung wurde unter dem Ge; 
ſichtswinkel territorialer Tendenzen erfaßt; ihre Stellung, voreinſt ein 
rein privatrechtliches Verhaltnis, erfüllte ſich im aufkeimenden Terri⸗ 
torialſtaat mit oͤffentlich⸗ rechtlichem Charakter. 

Im Gefolge der großen ſtaatsrechtlichen Entwicklungen waren ſo 
die Umſchichtungen und Umwertungen der alten Volksſtaͤnde ein⸗ 
getreten, die die Syntheſe ehemals freier und unfreier Ritter zu einem 
neuen territorialen Geburtsſtand ermöglichten. Der Verluſt der No⸗ 
bilität, den die ritterlichen Schöffenbarfreien dabei erfuhren, erklart ſich 
unſeres Erachtens nicht durch die unbewieſene Theorie von dem „maſſen⸗ 
haften Übertritt“ dieſer Männer in die Miniſterialität, ſondern muß 
in Verbindung geſetzt werden mit jener mächtigen Umwandlung der 
geſamten mittelalterlichen Verfaſſung, die durch die Herausbildung 
der Territorien erfolgte. 

Wir beobachteten an den brandenburgiſchen Beiſpielen, wie aus 
der Form⸗ und Rechtswelt des ſiegreich vordringenden Rittertums der 
neue territoriale Geburtsſtand feine rechtsſtaͤndiſche Grundlegung und 
geburtsſtändiſche Abgrenzung heraus entwickelte. So erſtand die Rit⸗ 
terſchaft des Landes, der niedere Adel. Länger und in ſtaͤrkerem Maße 
als hier hat in den alten Reichsgebieten ſich die Unterſcheidung ehemals 
fchöffenbarfreier und miniſterialiſcher Geſchlechter halten können; und 
gewiſſe Ausläufer alter dienſtmaͤnniſcher Rechtsverhältniſſe haben wir 
ja auch auf brandenburgiſchem Boden bis ins 15. Jahrhundert ver⸗ 
folgt; aber wenn auch manche charakteriſtiſche Erſcheinungen (Mini⸗ 
ſterialentauſch, Heiratsbeſchränkung; Beengung der freien Verfügung 
über Eigenbeſitz) für das unverminderte Fortbeſtehen alter rechtsſtaͤn⸗ 
diſcher Verhältniſſe zu zeugen ſcheinen — im Territorium hatte ſich all 
das mit anderem, neuem Sinne erfüllt; die Begriffswelt des alten 
Landrechts iſt hier nicht mehr anwendbar; unterſcheiden ſich doch auch 
nach der Gloſſe Dienſtmannſchaft und Schöffenbarfeit nur noch als 
verſchiedene Amtsſtellungen, und beide nehmen ihren Ausgang vom 
Territorialherren. Es iſt bei alledem zu beachten, daß das 13. Jahr⸗ 
hundert eine gärende Abergangsepoche darſtellt, und daß in den Rechts⸗ 
vorſtellungen und Rechtsdarſtellungen der Zeit ſelbſt noch eine Ver⸗ 
miſchung und Verwirrung der Begriffe herrſcht, die es den heutigen 
Beobachtern faſt unmöglich macht, alle Erſcheinungen der Verfaſſungs⸗ 
und Rechtsgeſchichte jener Jahrzehnte unter einheitlichem Geſichtspunkt 
zu erklären. 

In Brandenburg liegen die rechtlichen Verhältniſſe, wenn man 
fie einmal richtig erfaßt hat, einfacher als bei den verwickelten Zuſtäͤnden 
in den Reichslanden. Von der Verſchmelzung der Freien und Mini⸗ 
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ſterialen bis zum feſten Abſchluß der Ritterſchaft und ihrem erſten Her⸗ 
vortreten als ſtändiſcher Faktor, geht, wie wir aufzeigten, eine glatte 
konſequente Entwicklung. Von der Unterſuchung der verfaſſungsrecht⸗ 
lichen Beſonderheiten eines Gebietes, das ſich von der allgemeinen 
Reichsverfaſſung von vornherein unterſchied, kamen wir hinſichtlich 
des Problems von der Geſchichte der Miniſterialitaͤt zu neuen allg e⸗ 
meinen Ergebniſſen. Es ſcheint uns, daß bisher in den Unterſuchungen 
über die Minifterialität die fo bedeutſamen Wandlungen, die ſeit der 
Mitte des 1a. Jahrhunderts im ſtaatlichen Gefüge und in der Ges 
ſchichte des geſamten deutſchen Rechts Platz griffen, nicht genügend 
beachtet worden ſind. 
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